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Fragen zum Tagesordnungspunkt 8 der Sitzung des Planungsausschusses am 03.12.2024 
mit dem Thema: 
„Naturverträglicher Ausbau der Solarenergiegewinnung – Rahmenkonzept für Solar-
Freiflächenanlagen im Außenbereich der Stadt Wedel“  

  
   
„1. Welche Auswirkungen hat das Rahmenkonzept auf die Nutzung der betroffenen Grund-
stücke durch Ihre Eigentümer? 
2. Erfüllt der Rahmenplan die Vorgaben aus der (MV/2019/046), den landschaftsprägenden 
Stadteingang in seiner Wirkung, sowie die Stadtbildqualität weitestgehend zu erhalten, 
die Bebauungsstruktur unter Betrachtung des Lebensraumes behutsam zu entwickeln und 
das landschaftsplanerische Konzept mit einer Qualität zu entwickeln, die zu Wedel passt? 
3. Warum wurde bei der Neuaufstellung der Regionalpläne die Verschiebung der Abgren-
zungslinie beschlossen zur Ausweisung von Wohnbauflächen, wenn Solaranlagen vor Woh-
nungsbau errichtet werden sollen? 
4. Warum sollen mit Ratsbeschluss definierte Wohnbauflächen (MV/2009/035) geopfert 
werden, wenn bis 2030,1300 neue WE benötigt werden? 
5. Ist dem PLA bekannt, dass eine Bauvoranfrage zur Umnutzung der erhaltenswerten Bau-
substanz auf der Liegenschaft Holmer Str. 75 eingereicht wurde, um ca. 1500 m2 BGF als 
Wohnraum für betreutes Wohnen einzurichten?“ 
 

Stellungnahme der Verwaltung  

   
1. Welche Auswirkungen hat das Rahmenkonzept auf die Nutzung der betroffenen 
Grundstücke durch Ihre Eigentümer? 

Das Rahmenkonzept weist lediglich auf sogenannte Eignungsräume hin und schließt keine 
Nutzung aus. Auswirkung für die Eigentümer von Potential- bzw. Eignungsflächen besteht 
lediglich in der Information, dass bei Interesse an der Errichtung von Solar-Freiflächenanla-
gen über das weitere Planungsverfahren sowie die Einleitung eines entsprechenden Bauleit-
planverfahrens gesprochen werden kann. 

Bereits im September 2021 hat die Landesplanung in Kiel mit dem sogenannten Solar-Erlass 
den Kommunen und Gemeinden nahegelegt, ein Rahmenkonzept zu erstellen, um die geeig-
nete Potentialflächen für Solar-Freiflächenanlagen zu identifizieren. 

Da übergeordnete Planungsvorgaben z.B. der Landesplanung weitere Bereiche für die Ent-
wicklung von Solar-Freiflächenanlagen im Außenbereich ausschließen, dient das Rahmenkon-
zept dazu Flächen darzustellen, die nicht von vornherein für andere Nutzungen vorzuhalten 
sind. 

Für die tatsächliche Umsetzung ist die Aufstellung eines Bebauungsplanes unter Berücksich-
tigung aller Belange sowie die entsprechende Übernahme in Flächennutzungsplan und Land-
schaftsplan erforderlich. 

2. Erfüllt der Rahmenplan die Vorgaben aus der (MV/2019/046), den landschaftsprä-
genden Stadteingang in seiner Wirkung, sowie die Stadtbildqualität weitestgehend zu 
erhalten, die Bebauungsstruktur unter Betrachtung des Lebensraumes behutsam zu ent-
wickeln und das landschaftsplanerische Konzept mit einer Qualität zu entwickeln, die 
zu Wedel passt? 

Sowohl die Plandarstellung als auch der begleitende Text weisen auf zwei Ortseingänge hin, 
die die Stadt Wedel als Bereiche definiert hat, für die ein besonderes Abwägungs- und Prü-
ferfordernis gilt. Die Vorgaben oben genannter Mitteilungsvorgabe sind einzuhalten. 
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Die Aktualisierung des Entwurfs des Rahmenkonzepts wird die Verschiebung der Siedlungs-
achsenabgrenzung berücksichtigen. Die Verwaltung verweist hierzu auf die Antwort zu   
Frage Nr. 3. 

3. Warum wurde bei der Neuaufstellung der Regionalpläne die Verschiebung der Ab-
grenzungslinie beschlossen zur Ausweisung von Wohnbauflächen, wenn Solaranlagen vor 
Wohnungsbau errichtet werden sollen? 

Das Rahmenkonzept nimmt keine Priorisierung von Solar-Freiflächenanlagen vor Wohnungs-
bau vor. Es weist lediglich auf sogenannte Eignungsräume hin und schließt keine Nutzung 
aus. 

Die Landesplanung hat allerdings im Rahmen ihrer Stellungnahme den Hinweis gegeben, dass 
grundsätzlich gegen die Ausweisung von Solar-Freiflächenanlagen innerhalb der Siedlungs-
raumabgrenzung Bedenken bestehen. Im Zuge der Aktualisierung des Entwurfs des Rahmen-
konzeptes wird den Bedenken der Landesplanung gefolgt und keine Ausweisung innerhalb 
der Abgrenzungslinie vorgenommen. 

4. Warum sollen mit Ratsbeschluss definierte Wohnbauflächen (MV/2009/035) geopfert 
werden, wenn bis 2030,1300 neue WE benötigt werden? 

Das Rahmenkonzept opfert keine Flächen, da es lediglich Eignungsräume identifiziert und 
andere Nutzungsmöglichkeiten nicht einschränkt. Zu Wohnbauflächen im Speziellen verwei-
sen wir auf unsere Antwort zu Frage Nr. 3. 

5. Ist dem PLA bekannt, dass eine Bauvoranfrage zur Umnutzung der erhaltenswerten 
Bausubstanz auf der Liegenschaft Holmer Str. 75 eingereicht wurde, um ca. 1500 m2 
BGF als Wohnraum für betreutes Wohnen einzurichten? 

Diese Frage wurde von der Verwaltung mündlich in der Sitzung des Planungsausschusses am 
03.12.2024 beantwortet. Die Verwaltung verweist auf das Protokoll zur Sitzung. 
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Beratungsfolge Zuständigkeit Termine 
Planungsausschuss Vorberatung 14.01.2025 
Rat der Stadt Wedel Entscheidung 30.01.2025 

 
Bebauungsplan Nr.76 "Rad- /Fußwegeverbindung Geestrand", 
Teilbereich 2 zwischen Schulauer Straße und Gorch-Fock-Platz hier: 
Satzungsbeschluss 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 

Der Rat beschließt,  
 

1. die während der Auslegung gem. § 3 Abs. 1 und 2 BauGB von der Öffentlichkeit abgegebenen 
Stellungnahmen und von den Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 
Abs. 1 und 2 BauGB abgegebenen Stellungnahmen entsprechend dem Vorschlag der 
Verwaltung zu berücksichtigen, teilweise zu berücksichtigen oder nicht zu berücksichtigen,  

2. den Bebauungsplan Nr. 76 „Rad-/Fußwegeverbindung Geestrand“, Teilbereich 2 zwischen 
Schulauer Straße und Gorch-Fock-Platz, bestehend aus Planzeichnung (Teil A) und Text 
(Teil B) und  

3. die Begründung des Bebauungsplans zu billigen.  
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Fortsetzung der Vorlage Nr. BV/2024/075 

Ziele 
 

1. Strategischer Beitrag des Beschlusses 
(Bezug auf Produkt / Handlungsfeld / Oberziele) 
 
Handlungsfeld 3: 
Wedel hat einen ausgewogenen Verkehrsmix 
 
2. Maßnahmen und Kennzahlen für die Zielerreichung des Beschlusses 
 
Darstellung des Sachverhaltes 
 

Mit der stadtentwicklungs- bzw. verkehrspolitischen Entscheidung im Jahr 2003, die südliche 
Trassenführung der Altstadtumfahrung der Bundesstraße 431 (B 431) aufzugeben, eröffnete sich die 
Möglichkeit, die in mehreren Bebauungsplänen festgesetzte Straßentrasse zu überplanen. Mit der 
Aufgabe der Straßenplanung ist die Möglichkeit eine durchgängige Fuß- und Radwegeverbindung von 
der Holmer Straße/Lüllanden bis zur Gorch-Fock-Straße herzustellen entstanden.  
   
Insbesondere vor dem Hintergrund der generellen Förderung des Fahrradverkehrs stellt die Trasse 
eine Alternative zur Führung des Radverkehrs über die B 431 durch den Altstadtbereich Wedels dar. 
Aufgrund des hohen Verkehrsaufkommens in diesem Bereich kommt es regelmäßig zu Konflikten 
zwischen dem Motorisierten Individualverkehr (MIV) sowie dem Fuß- und Radverkehr. Diese 
Konflikte werden durch den geplanten Fuß- und Radweg entschärft und eine konfliktarme 
Alternative geschaffen. Mit der ergänzenden Anbindung des geplanten Fuß- und Radwegs an die 
Schulstraße wird neben einer Anbindung in Richtung Norden vor allem ein sicheres Angebot für den 
Schüler*innenverkehr zur Altstadtschule erreicht.  
 

Die durch das Ingenieurbüro „SBI“ erstellte Vorplanung wurde in der Sitzung des 
Planungsausschusses am 03.05.2022 vorgestellt und bildet die Grundlage für die Festsetzungen des 
Bebauungsplans.  
 

Alle erforderlichen Verfahrensschritte wurden durchgeführt. Die Stellungnahmen aus den 
Bürgerbeteiligungen sowie aus der Behördenbeteiligungen wurden teilweise berücksichtigt, nicht 
berücksichtigt bzw. zur Kenntnis genommen. Sie haben aber zu keiner Änderung des 
Bebauungsplanentwurfes geführt, sodass der Bebauungsplan als Ergebnis dieses Verfahrens nun als 
Satzung beschlossen werden kann.  
 
Begründung der Verwaltungsempfehlung 
 

Die Verwaltung unterstützt die Beschlussfassung des Bebauungsplans, um die geplante städtische 
Führung eines Fuß- und Radweges entlang des Geestrandes in Richtung nordwestlichem 
Stadteingang perspektivisch umsetzen zu können.  
 
Darstellung von Alternativen und deren Konsequenzen mit finanziellen Auswirkungen 
 

Die Realisierung dieses Fuß- und Radwegs ist ohne den Satzungsbeschluss dieses Bebauungsplans 
nicht möglich. Finanzielle Auswirkungen hat diese Beschlussfassung nicht. 
 
Finanzielle Auswirkungen 
 

Der Beschluss hat finanzielle Auswirkungen:  ja  nein 
 
 

Aufgrund des Ratsbeschlusses vom 21.02.2019 zum Handlungsfeld 8 (Finanzielle Handlungsfähigkeit) 
sind folgende Kompensationen für die Leistungserweiterung vorgesehen: 
(entfällt, da keine Leistungserweiterung) 
 
 

 
Anlage/n 
 

1 2024-09-02_BP_76_II_PlanZ_Satzungsbeschluss_(NUR DIGITAL) 
2 2024-09-02_BP_76_II_Begründung_Satzungsbeschluss_(NUR DIGITAL) 
3 2024-11-05_Abwägung_Satzungsbeschluss_anonym_(NUR DIGITAL) 
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1 Allgemeines 

1.1 Rechtsgrundlagen  

Dem Bebauungsplan liegen zugrunde,  

  das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 

2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 4. Januar 2023 

(BGBl. 2023 I Nr. 6) geändert worden ist,  

  die Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (BauNVO) in der Fassung 

der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), die durch Artikel 2 

des Gesetzes vom 4. Januar 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 6) geändert worden ist,  

  die Landesbauordnung Schleswig-Holstein (LBO) in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 6. Dezember 2021 (GVOBl. 2021, 1422) sowie  

  die Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein in der Fassung vom 28. Februar 2003 

(GVOBl. 2003, 57).  

 

1.2 Planungsanlass 

Mit der stadtentwicklungs- bzw. verkehrspolitischen Entscheidung im Jahr 2003 die südli-

che Trassenführung der Altstadtumfahrung der Bundesstraße 431 (B 431) aufzugeben, er-

öffnete sich die Möglichkeit, die in mehreren Bebauungsplänen festgesetzte Straßentrasse 

zu überplanen. Mit der Aufgabe der Straßenplanung ist die Möglichkeit eine durchgängige 

Fuß- und Radwegeverbindung von der Holmer Straße/Lülanden bis zur Gorch-Fock-Straße 

herzustellen verbunden.  

Darüber hinaus kann der Streckenabschnitt zwischen Lüttdahl und Gorch-Fock-Platz als 

Teilstrecke für eine zu einem späteren Zeitpunkt geplante städtische Führung eines Fuß- 

und Radweges entlang des Geestrandes in Richtung nordwestlichem Standeingang angese-

hen werden.  

Insbesondere vor dem Hintergrund der generellen Förderung des Fahrradverkehrs stellt die 

Trasse eine Alternative zur Führung des Radverkehrs über die B 431 durch den Altstadtbe-

reich Wedels dar. Aufgrund des hohen Verkehrsaufkommens in diesem Bereich kommt es 

regelmäßig zu Konflikten zwischen dem Motorisierten Individualverkehr (MIV) sowie dem 

Fuß- und Radverkehr. Diese Konflikte werden durch den geplanten Fuß- und Radweg ent-

schärft und eine konfliktarme Alternative geschaffen.  
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Mit der ergänzenden Anbindung des geplanten Fuß- und Radwegs an die Schulstraße wird 

neben einer Anbindung in Richtung Norden vor allem ein sicheres Angebot für den Grund-

schüler*innenverkehr zur Altstadtschule erreicht.  

1.3 Planverfahren 

Um für den innenstadtnahen Abschnitt zwischen Lüttdahl und Gorch-Fock-Straße die pla-

nungsrechtlichen Voraussetzungen für die Realisierung des Fuß- und Radweges zu schaffen, 

ist die teilweise Überplanung vorhandener rechtskräftiger Bebauungspläne zum Bau der 

ehemalig geplanten Südumfahrung erforderlich. Hierzu wurde die Aufstellung der Bebau-

ungspläne Nr. 76 „Rad-/Fußwegeverbindung Geestrand“, Teilbereich 1 zwischen Lüttdahl 

und Schulauer Straße und Teilbereich 2 zwischen Schulauer Straße und Gorch-Fock-Platz 

am 01.09.2011 vom Rat der Stadt Wedel beschlossen. 

Aufgrund der wesentlichen Änderung des Geltungsbereichs des hier vorliegenden Bebau-

ungsplans Nr. 76 Teilbereich 2 im Vergleich zum Jahr 2011 wurde der Aufstellungsbeschluss 

mit Beschluss des Rates vom 6. Oktober 2022 erneuert. Darüber hinaus wurden die frühzei-

tige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB und die frühzeitige Beteiligung 

der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB durchge-

führt.  

Der nächste Verfahrensschritt ist die Durchführung der Beteiligung der Öffentlichkeit ge-

mäß § 3 Abs. 2 BauGB und die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 

Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB. 

1.4 Lage und Erschließung des Plangebietes 

Das Plangebiet liegt zentral im Innenstadtbereich von Wedel und befindet sich in der Über-

gangszone zwischen dem Siedlungsgefüge der Altstadt und dem Wedeler Autal bzw. der 

Wedeler Marschlandschaft. Im Norden wird der Geltungsbereich durch den Siedlungsrand 

südlich der Schulstraße, im Westen durch die Schulauer Straße, im Süden durch die land-

wirtschaftlichen Flächen entlang der Wedeler Au und im Osten durch die Wedeler Au sowie 

die westliche Begrenzung des öffentlichen Parkplatzes nördlich der Kursana Residenz We-

del begrenzt. 
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Der Geltungsbereich wird über die Schulauer Straße, die ein durchschnittliches tägliches 

Verkehrsaufkommen von rund 7.500 Kfz/d aufweist, sowie über den Parkplatz nördlich der 

Kursana Residenz Wedel erschlossen. Gegenwärtig besteht außerdem ein unbefestigter 

Weg, der die Erschließung der landwirtschaftlich genutzten Flächen zwischen der Schul-

auer Straße und der Waldfläche westlich der Wedeler Au gewährleistet.  

 

Eine Einbeziehung des gesamten Verlaufs des geplanten Fuß- und Radweges in den Gel-

tungsbereich ist nicht erforderlich, da über die bereits vorhandenen bzw. angrenzenden 

Bebauungspläne die planungsrechtlichen Voraussetzungen für dessen Umsetzung in Teilab-

schnitten vorliegen.  

1.5 Bestand 

Die Wegestrecke des Teilbereichs 2 lässt sich in einen westlichen und einen östlichen Ab-

schnitt zur Wedeler Au gelegen, gliedern. Westlich an die Wedeler Au angrenzend befindet 

sich als FFH-Lebensraumtyp ein Auwald. Im weiteren Verlauf in Richtung Westen sind land-

wirtschaftliche Flächen vorhanden, die durch einen landwirtschaftlichen Weg erschlossen 

werden. Die Wedeler Au selbst ist als tideabhängiger und naturnaher Fluss, ferner als Süß-

wasserwatt und als FFH-Lebensraumtyp Ästuar einzustufen.  

Östlich der Wedeler Au verläuft der Weg im Wesentlichen auf dem Gelände der Kursana-

Residenz Wedel. Auf der nördlichen Seite existiert eine Grünanlage sowie ein öffentlicher 

Parkplatz mit 19 Parkplätzen. Der Parkplatz wird über eine Zufahrt östlich an dem Ge-

Abbildung 1: Lage des Plangebiets (Quelle: maps.google.de) 
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bäude vorbeiführend erschlossen, die auf dem Privatgrundstück über ein Geh- und Fahr-

recht für die Stadt Wedel im Bebauungsplan Nr. 51 „Augarten“ festgesetzt und über eine 

Baulast gesichert ist. Auch der Anlieferverkehr und die Zufahrt zur Tiefgarage der Kursana 

Residenz Wedel erfolgt über diese Zufahrt. 

2 Planungsvorgaben 

2.1 Landesentwicklungsplan 

Im Landesentwicklungsplan Schleswig-Holstein (Fortschreibung 2021) ist die Stadt Wedel im 

zentralörtlichen System als Mittelzentrum im Verdichtungsraum gekennzeichnet. Das Plan-

gebiet liegt innerhalb des Stadtgebietes, welches als Teil des Entwicklungsraums für Tou-

rismus und Erholung und als Vorbehaltsraum für Natur und Landschaft dargestellt ist. Die 

dargestellte Trasse der Nordumfahrung als verlagerte B 431 ist zwischenzeitlich hinfällig. 

 

2.2 Regionalplan 

Im Regionalplan für den Planungsraum I (Fortschreibung 1998) ist der Bereich des Plange-

bietes als baulich zusammenhängendes Siedlungsgebiet eines zentralen Ortes dargestellt. 

Ferner als Gebiet mit besonderer Bedeutung für Natur und Landschaft. Wie auch die im 

Landesentwicklungsplan dargestellte Nordumfahrung ist auch die hier dargestellte Südum-

fahrungstrasse als hinfällig anzusehen.  

Abbildung 2: Auszug aus dem Landesentwicklungsplan Schleswig-Holstein 
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Der Regionalplan für den Planungsraum III (ehemals Planungsraum I) liegt im Entwurf vor. 

Gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 4 Raumordnungsgesetz (ROG) zählen „in Aufstellung befindliche Ziele 

der Raumordnung, Ergebnisse förmlicher landesplanerischer Verfahren wie des Raumord-

nungsverfahrens und landesplanerische Stellungnahmen“ zu den sonstigen Erfordernissen 

der Raumordnung. Diese sind gemäß § 4 Abs. 1 ROG „in Abwägungs- oder Ermessensent-

scheidungen zu berücksichtigen“. 

Abbildung 3: Auszug aus dem Regionalplan Schleswig-Holstein (Planungsraum I aus dem Jahr 1998) 

Abbildung 4: Auszug aus dem Entwurf des Regionalplans Schleswig-Holstein (Planungsraum III aus dem Jahr 

2023) 
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Im Regionalplan für den Planungsraum III (Neuaufstellung 2023) ist der Bereich des Plange-

bietes weiterhin als baulich zusammenhängendes Siedlungsgebiet dargestellt. Außerdem 

befindet es sich innerhalb der Grünzäsur der Wedeler Au und innerhalb des Kernbereichs 

für Erholung. Die Darstellungen stehen den Festsetzungen des vorliegenden Bebauungs-

plans Nr. 76, Teilbereich 2 nicht entgegen.  

2.3 Landschaftsrahmenplan 

Das Plangebiet befindet sich im Planungsraum III des Landschaftsrahmenplans des Landes 

Schleswig-Holstein (Veröffentlichung 13.07.2020). Der Landschaftsrahmenplan ist in drei 

Hauptkarten unterteilt. Diese drei Hauptkarten treffen für die Stadt Wedel folgende Aussa-

gen.  

Hauptkarte 1, Beiblatt 1: 

Das Beiblatt 1 der Hauptkarte 1 stellt den Bereich der Stadt Wedel, in dem der Geltungsbe-

reich liegt, als Trinkwassergewinnungsgebiet dar. Die das Plangebiet querende Wedeler Au 

ist Teil der dargestellten Verbundachse für Gebiete mit besonderer Eignung zum Aufbau 

des Schutzgebiets- und Biotopverbundsystem.  

  

Abbildung 3: Auszug aus dem Landschaftsrahmenplan Schleswig-Holstein – Hauptkarte 1 
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Hauptkarte 2, Beiblatt 1: 

Ein Teil im nordwestlichen Bereich des Plangebiets wird in der Hauptkarte 2, Beiblatt 1 als 

Landschaftsschutzgebiet sowie als Gebiet mit besonderer Erholungsfunktion dargestellt.  

Hauptkarte 3, Beiblatt 1:  

Das Plangebiet ist, aufgrund des Tideeinflusses der Elbe, als Hochwasserrisikogebiet darge-

stellt. 

Die Darstellungen aller drei Hauptkarten des Landschaftsrahmenplans des Landes Schles-

wig-Holstein stehen den Festsetzungen des vorliegenden Bebauungsplans Nr. 76, Teilbe-

reich 2 nicht entgegen.  

 

 

 

 

 

Abbildung 4: Auszug aus dem Landschaftsrahmenplan Schleswig-Holstein – Hauptkarte 2 
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2.4 Flächennutzungsplan 

Das Plangebiet wird im seit 2010 wirksamen Flächennutzungsplan (FNP) der Stadt Wedel als 

Grünfläche mit einer städtischen Wegeverbindung dargestellt. Bereits im FNP ist als ein 

wesentliches Element des geplanten Weges eine Brücke über die Wedeler Au aufgenommen 

worden. Ferner ist eine das Plangebiet kreuzende unterirdische Hauptabwasserleitung 

nachrichtlich übernommen worden. 

In der aktualisierten Biotopkartierung von 2020 ist nur noch der südliche Teil innerhalb des 

Landschaftsschutzgebiet Pinneberger Elbmarschen (LSG 04) und Natura 2000-Gebietes 

„Schleswig-Holsteinische Elbästuar und angrenzende Flächen“, der nicht von der Baumaß-

nahme des Fuß- und Radweges betroffen ist, gesetzlich geschütztes Biotop, siehe Bio-

topnummern 91, Nummer 92 und 120 sind Wald. 

Abbildung 5: Auszug aus dem Landschaftsrahmenplan Schleswig-Holstein – Hauptkarte 3 
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Die mit dem Bebauungsplan Nr. 76, Teilbereich 2 getroffenen Festsetzungen sind somit ge-

mäß § 8 Abs. 2 BauGB aus dem wirksamen Flächennutzungsplan entwickelt.  

2.5 Landschaftsplan  

Der seit 2010 verbindliche Landschaftsplan (LP) der Stadt Wedel stellt den überwiegenden 

Teil des Geltungsbereichs als Grünfläche dar, die von einem Hauptfuß-, Wander-, Radweg 

Abbildung 6: Auszug aus dem Flächennutzungsplan 

Abbildung 7: Auszug aus dem Landschaftsplan 
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in Ost-West-Richtung durchquert wird und die Wedeler Au mit Hilfe einer geplanten Fuß-

gänger- und Radfahrerbrücke quert. 

Der im Bestand vorhandene Parkplatz wird als Straßenverkehrsfläche mit der Zweckbestim-

mung ruhender Verkehr und die Schulauer Straße als Straßenverkehrsfläche dargestellt. Im 

östlichen Bereich, entlang der Wedeler Au, stellt der Landschaftsplan Wald (der nicht im 

Flächennutzungsplan dargestellt ist) als geschütztes Biotop dar. In der aktualisierten Bio-

topkartierung von 2020 ist nur noch der südliche Teil innerhalb des Landschaftsschutzge-

biet Pinneberger Elbmarschen (LSG 04) und Natura 2000-Gebietes „Schleswig-Holsteinische 

Elbästuar und angrenzende Flächen“, der nicht von der Baumaßnahme des Fuß- und Rad-

weges betroffen ist, gesetzlich geschütztes Biotop, siehe Biotopnummern 91, Nummer 92 

und 120 sind Wald. 

Die Darstellungen des Landschaftsplans der Stadt Wedel stehen den Festsetzungen des vor-

liegenden Bebauungsplans Nr. 76, Teilbereich 2 nicht entgegen.  

2.6 Vorhandene Bebauungspläne 

Bei der Planung des Trassenverlaufs der Fuß- und Radwegeverbindung sind fünf rechtskräf-

tige Bebauungspläne zu berücksichtigen, die im Zusammenhang mit der Planung der ehe-

maligen Südumfahrung standen oder das Planungsziel der Entwicklung der Wegeverbindung 

beinhalten. 

Bebauungsplan Nr. 51 „Augarten“ von 1981 

Mit dem aufzustellenden Bebauungsplan Nr. 76, Teilbereich 2 wird zum einen die Südum-

fahrungsplanung planungsrechtlich überplant und die rechtlichen Grundlagen für die vorge-

sehene Fuß- und Radwegeverbindung geschaffen. Teilbereiche aus dem Bebauungsplan 

Nr. 51 können belassen werden, so dass in diesen Abschnitten keine Überplanung erfolgen 

muss. Zu nennen sind die festgesetzte „Öffentliche Parkfläche“ nördlich und das Geh- und 

Leitungsrecht östlich der Kursana Residenz Wedel auf dem Privatgrundstück. Eine Auf-

nahme dieser Bereiche in den Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 76, Teilbereich 2 

wird entsprechend als nicht erforderlich angesehen. 
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Bebauungsplan Nr. 4 „Stadtzentrum“ von 1984 

Die Erschließung des öffentlichen Parkplatzes nördlich der Kursana Residenz Wedel ist 

durch die Festsetzung „Straßenverkehrsfläche“ für den Bereich des Gorch-Fock-Platzes ge-

geben. Somit ist auch die Wegeführung eines Fuß- und Radweges in diesem Abschnitt über 

die Festsetzung „Straßenverkehrsfläche“ im Bebauungsplan Nr. 4 gesichert. 

Abbildung 8: Auszug aus dem Bebauungsplan Nr. 51 
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Bebauungsplan Nr. 5d „Brauhaus“ von 1983 

Mit der Festsetzung einer Wegeverbindung von der Schulstraße Richtung Süden als „Stra-

ßenverkehrsfläche“ im Bebauungsplan Nr. 5d „Brauhaus“ ist die planungsrechtliche Voraus-

setzung für die vorgesehene Verbindung vom Brückenbauwerk zur Schulstraße gegeben. 

Abbildung 9: Auszug aus dem Bebauungsplan Nr. 4 

Abbildung 10: Auszug aus dem Bebauungsplan Nr. 5d 
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Eine Aufnahme in den Geltungsbereich ist nur für die südliche Fortsetzung bis zum Auftref-

fen auf die Hauptwegeachse erforderlich.  

Bebauungsplan Nr. 5f „Jungfernstieg“ von 1998 

Um die Planung für den Fuß- und Radweg zu ermöglichen, ist es erforderlich hier die Pla-

nung für die Südumfahrung zu überplanen. Die nördliche Geltungsbereichsgrenze des Be-

bauungsplans Nr. 76, Teilbereich 2 wird deshalb den Fuß des Lärmschutzwalls als Basis 

nehmen, um den Straßenverlauf umfassend zu überplanen und somit die planungsrechtli-

chen Voraussetzungen für die Schaffung des Fuß- und Radweges zu entwickeln. 

 

Bebauungsplan Nr. 76 „Rad-/Fußwegeverbindung Geestrand“, Teilbereich 1 zwi-

schen Lüttdahl und Schulauer Straße von 2016 

Der vorhandene Bebauungsplan Nr. 76, Teilbereich 1 deckt planungsrechtlich bereits einen 

wichtigen Abschnitt des Gesamtverlaufs des Fuß- und Radwegs ab. Er umfasst die Wegever-

bindung zwischen Lüttdahl und Schulauer Straße und schließt in Richtung Westen an den 

hier vorliegenden Bebauungsplan Nr. 76, Teilbereich 2 an. Zur Anbindung des Weges zwi-

schen den beiden Bebauungsplänen ist der Geltungsbereich so gewählt worden, dass diese 

gesichert ist.  

 

Abbildung 11: Auszug aus dem Bebauungsplan Nr. 5f 
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3 Gutachten/Unterlagen 

3.1 Machbarkeitsstudie – Geh- und Radweg Geestrand mit Querung Wedeler Au 

Die Stadt Wedel plante im Rahmen des übergeordneten Radverkehrsnetzkonzeptes den 

Neubau eines Geh- und Radweges zwischen Schulauer Straße und Gorch-Fock-Straße mit 

Querung der Wedeler Au. Des Weiteren war in den Verlauf des geplanten Weges eine An-

bindung an die Schulstraße zu integrieren. Vom Fachbereich Bauen und Umwelt der Stadt 

Wedel wurde das Ingenieurbüro SBI GmbH im Jahr 2018 mit der Machbarkeitsstudie der 

verkehrsplanerischen Belange und der möglichen Trassenführung des neuen Geh- und Rad-

weges beauftragt.  

Hierzu wurden in vier gebildeten Abschnitten zwischen Schulauer Straße und Gorch-Fock-

Straße insgesamt zehn Varianten untersucht. Die im Rahmen der Machbarkeitsstudie ausge-

wählte Vorzugsvariante der Wegeführung westlich und südlich des Kursana-Gebäudes 

wurde im September 2018 vom Planungsausschuss der Stadt Wedel bestätigt. 

Ein im Jahr 2019 stattgefundenes Gespräch mit dem Kreis Pinneberg als Untere Natur-

schutzbehörde und dem damaligen Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche 

Abbildung 12: Auszug aus dem Bebauungsplan Nr. 76, Teilbereich 1 
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Räume (heute Landesamt für Umwelt) als Obere Naturschutzbehörde wurde eine Aktuali-

sierung der durchgeführten artenschutzrechtlichen Untersuchungen erforderlich (vgl. Kapi-

tel 3.2).  

Diese Aktualisierung hatte eine geänderte Wegeführung zur Folge. Aus naturschutzfachli-

cher Sicht wurde ein Verlauf nördlich und östlich des Kursana-Gebäudes präferiert, der mit 

deutlich weniger Eingriffen in Natur und Landschaft verbunden ist. Durch die damit ver-

bundene Verlegung des Brückenbauwerks nach Norden entfällt auch eine Zerschneidung 

der westlich der Wedeler Au gelegenen Waldfläche. Die geänderte Führung wurde vom Pla-

nungsausschuss in seiner Sitzung am 01.06.2021 beschlossen und diente als Grundlage der 

durch das Ingenieurbüro „SBI“ erstellten Vorplanung. Diese Vorplanung wurde am 

03.05.2022 im Planungsausschuss vorgestellt und dient als Grundlage dieses Bebauungs-

plans.  

3.2 Machbarkeitsstudie – Artenschutzfachliche Begleitung 

Die artenschutzfachliche Begleitung der Machbarkeitsstudie von 2018 kam zum Ergebnis, 

dass die geplante Wegetrasse (Anm.: noch südlich und westlich des Kursana-Gebäudes) 

überwiegend zwar außerhalb von geschützten Biotopen verläuft, aber Auswirkungen auf 

die Fauna haben wird.  

Ein 2019 stattgefundenes Gespräch mit dem Kreis Pinneberg und dem damaligen Landes-

amt für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume (heute Landesamt für Umwelt) hat 

im Ergebnis zu einer großflächigen Neuerhebung bzw. Aktualisierung der früheren arten-

schutzrechtlichen Untersuchungen geführt. Im Ergebnis wurde eine Wegeführung nördlich 

und östlich des Kursana-Gebäudes präferiert, die aus naturschutzfachlicher Sicht mit deut-

lich weniger Eingriffen in Natur und Landschaft verbunden ist. Durch die damit verbundene 

Verlegung des Brückenbauwerks nach Norden entfällt auch eine Zerschneidung der westlich 

der Wedeler Au zusammenhängenden Waldfläche.  

3.3 Geplanter Fuß- und Radweg am Geestrand mit Querung der Wedeler Au in 

der Stadt Wedel: Biologische Untersuchungen  

Im Nachgang der Abstimmungen mit dem Kreis Pinneberg und dem damaligen Landesamt 

für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume (heute Landesamt für Umwelt) beauf-

tragte die Stadt Wedel im Dezember 2019 das Büro „Eggers Biologische Gutachten“ mit der 

Aktualisierung der durchgeführten artenschutzrechtlichen Untersuchungen. 
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Ziel der Untersuchungen war es eine aktuelle Planungsgrundlage vorzulegen, die eine Bio-

topkartierung sowie eine aktuelle Bestandsaufnahme von Fledermäusen und der Avifauna 

umfasst. Außerdem wurden die Untersuchungsflächen auf ein mögliches Vorkommen des 

Nachtkerzenschwärmers und auf potenzielle Eremitenlebensräume sowie auf ein Vorkom-

men von Großmuscheln in der Wedeler Au geprüft.  

Im Rahmen der Erarbeitung der Machbarkeitsstudie wurde auch der Querungsstandort des 

erforderlichen Brückenbauwerks untersucht. Der zugrundeliegende Querungspunkt lag 

westlich des Kursana-Gebäudes. 

Generell wurde ein stützfreies Bauwerk mit Widerlagern am Ufer in Betracht gezogen, um 

die hydraulischen Verhältnisse der Wedeler Au nicht zu beeinträchtigen. Zur Erkundung des 

Untergrundes im Bereich des Brückenbauwerks wurden acht und für den Bereich des Fuß-

und Radweges im westlichen Verlauf zwei Kleinrammbohrungen durchgeführt. Ferner wur-

den die hydrologischen Verhältnisse untersucht. Im Rahmen der Ausführungsplanung ist zu 

prüfen, ob der für die Widerlager erforderliche Bodenaushub für die Geländemodellierun-

gen im Bereich des Fuß- und Radwegs genutzt werden kann. 

Das Gutachten kommt zu dem Ergebnis, dass das Untersuchungsgebiet neben dem von Röh-

richten, Wäldern und Gehölzstrukturen begleiteten naturnahen Lauf der Wedeler Au vor 

allem von Grünland und Biotoptypen in Zusammenhang mit baulichen Anlagen geprägt 

wird. Außerdem treten vor allem von Kratzbeere dominierte Ruderalfluren auf.  

Die Untersuchung der Großmuscheln in der Wedeler Au ergab unterhalb des Mühlenstaus im 

Abschnitt der möglichen Querung der Wedeler Au keine Muschelnachweise. Unterhalb da-

von im unbeschatteten Wiesenabschnitt der Wedeler Au konnte auf einem Transekt aller-

dings ein Exemplar der Entenmuschel (Anodonta anatina) nachgewiesen werden. Damit ist 

ein Vorkommen von Großmuscheln in der Wedeler Au nicht ausgeschlossen und es sollte 

nach Festlegung der genauen Brückentrasse vor Beginn der Bauarbeiten nochmals auf Groß-

muscheln geprüft und diese gegebenenfalls umgesiedelt werden. 

Die Kontrolle von insgesamt 15 Bäumen auf potenzielle Eremitenlebensräume erbrachte 

nur für zwei Weiden eine bedingte Eignung. Die übrigen Gehölze zeigen sich als weniger 

geeignet für einen Eremitenbesatz. Wenn der genaue Trassenverlauf des geplanten Fuß- 

und Radwegs feststeht und damit auch die zu fällenden Bäume, sollten diese zur Sicherheit 

vor Rodung nochmals auf einen möglichen Eremitenbesatz kontrolliert werden. 
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Die avifaunistische Untersuchung ergab den Nachweis von insgesamt 51 Vogelarten für das 

Plangebiet, von denen 28 Spezies im Gebiet brüten. Entsprechend der Lebensraumausstat-

tung des Plangebietes konnten vor allem Vogelarten, die typischerweise in Siedlungsbioto-

pen, Wäldern, Parklandschaften und Gewässern bzw. Feuchtlebensräumen verbreitet sind, 

nachgewiesen werden. Spezies, die vorzugsweise in Wiesen, Feldfluren und Marschen sie-

deln, treten demgegenüber im Besiedlungsbild zurück. 

Im Untersuchungsgebiet wurden nur vereinzelt Fledermäuse registriert. Es wurden weder 

ausgeprägten Jagdhabitate festgestellt noch Aktivitäten, die auf regelmäßig genutzte Flug-

routen im Gebiet hindeuten könnten. Auch wurden keine Hinweise auf Quartiere wie 

schwärmende Tiere an den Habitatbäumen beobachtet. 

3.4 Fuß- und Radweg Geestrand, Querung Wedeler Au Geotechnisches Gutach-

ten und orientierende Schadstoffuntersuchung 

Im Jahr 2018 wurde die IGB Ingenieurgesellschaft mbH vom Fachbereich Bauen und Umwelt 

der Stadt Wedel mit der Durchführung einer Untergrund- und orientierenden Schadstoffer-

kundung sowie mit der Ausarbeitung eines geotechnischen Gutachtens beauftragt. Das Gut-

achten kommt zu dem Ergebnis, dass der Grundwasserstand bei rund 0,0 Meter bis 3,9 Me-

ter unter Geländeoberkante (GOK), entsprechend zwischen rund + 1,3 Meter Normalhöhen-

null (NHN) und 0,0 Meter NHN, liegt. Aufgrund der im Projektgebiet anstehenden Böden 

und der örtlichen Gegebenheiten empfiehlt sich die Ausführung einer Tiefgründung.  

Die Verwertungs-/Entsorgungsmöglichkeiten können je nach Möglichkeiten des Erdbauers 

bzw. dessen Entsorgers variieren. Insbesondere für Böden mit der Einstufung in die Einbau-

klasse EBK 2, ggf. bereits EBK 1.2, stehen derzeit nur begrenzt Einbauflächen zur Verfü-

gung. Daher sind die entsprechenden Böden ggf. auf eine Deponie zu verbringen. Hierfür 

wären unabhängig von der Deklaration Erweiterungsanalysen erforderlich. Die Vollzugsfä-

higkeit des Bebauungsplans ist dennoch gegeben. Im Rahmen der Ausführungsplanung sowie 

der Bauausführung wird ein Bodenmanagement durchgeführt.  

3.5 Altlasten/Kampfmittel 

Im Zuge der Durchführung der Kleinrammbohrungen wurden der Kreis Pinneberg hinsicht-

lich Altlasten und der Kampfmittelräumdienst angeschrieben. Im Geltungsbereich des Be-

bauungsplans befinden sich keine bekannten Altablagerungen oder Altstandorte (Mail vom 

21.08.2017).  
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Mit Schreiben vom 16.01.2018 teilte das Landeskriminalamt Schleswig-Holstein mit, dass in 

diesem Bereich keine Munitionsfunde bekannt sind und es sich bei den Flächen folglich 

nicht um Kampfmittelverdachtsflächen handelt. Es wird darauf hingewiesen, dass Zufalls-

funde von Munition nie gänzlich auszuschließen sind. Dieser Hinweis steht nicht im Wider-

spruch zur grundsätzlichen Freigabe der beabsichtigten Bauarbeiten.  

4 Festsetzungen des Bebauungsplans 

4.1 Verkehrsflächen und Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung (§ 9 

(1) 11 BauGB) 

Der Bebauungsplan setzt die Schulauer Straße im Westen des Geltungsbereichs in ihrem Be-

stand als öffentliche Straßenverkehrsfläche und den neu herzustellenden Fuß- und Radweg 

als Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung „Fuß- und Radweg“ fest. Außerdem wird 

hierdurch der Anschluss an den Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 76 „Rad-/Fuß-

wegeverbindung Geestrand“, Teilbereich 1 zwischen Lüttdahl und Schulauer Straße“ und 

die durchgängige Herstellung des Fuß- und Radwegs gewährleistet. 

Die Fläche weist im Bereich der Trassenführung im Gelände eine Breite von sechs Metern 

auf. Hierin werden der drei Meter breite Radweg sowie der zwei Meter breite Fußweg her-

gestellt. Zusätzlich umfasst die öffentliche Straßenverkehrsfläche zwei jeweils 0,5 Meter 

breite und begrünte Randstreifen nördlich des Rad- und südlich des Fußwegs.   

Westlich der neu geplanten Brücke knickt die Verkehrsfläche besonderer Zweckbestim-

mung „Fuß- und Radweg“ nach Norden ab, um so die Anbindung an die Schulstraße herzu-

stellen. Aufgrund der reduzierten Flächenverfügbarkeit in diesem Bereich und dem Zu-

schnitt des Flurstücks, welches sich im Besitz des Stadt Wedel befindet, wird die Breite auf 

vier Meter inkl. zwei jeweils 0,5 Meter breiten und begrünten Randstreifen reduziert.  

Im Bereich der neu zu errichtenden Brücke verschmälert sich der Fuß- und Radweg auf vier 

Meter. Diese Breite wird in Richtung Osten bis zum Anschluss an den Parkplatz nördlich der 

Kursana Residenz Wedel beibehalten. Da die Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung 

„Fuß- und Radweg“ das Brückenbauwerk vollumfänglich umfassen muss, verbreitert sich 

diese Fläche auf 6,5 Meter, obwohl sich die Fahrbahnbreite auf die genannten vier Meter 

reduziert.  
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4.2 Grünflächen (§ 9 (1) 15 BauGB) 

Entlang der Schulauer Straße sowie nördlich des Fuß- und Radwegs setzt der Bebauungs-

plan die im Eigentum der Stadt Wedel befindlichen Flächen als „öffentliche Grünfläche“ 

mit der Zweckbestimmung „sonstige Grünfläche“ fest. Eine Ausnahme stellt hier das Flur-

stück 47/3 nördlich des Fuß- und Radwegs dar. In diesem Bereich trägt der Bebauungsplan 

den tatsächlichen Eigentums- und Nutzungsverhältnissen Rechnung und setzt „private 

Grünfläche“ mit der Zweckbestimmung „sonstige Grünfläche“ fest. 

Südöstlich und westlich der Wedeler Au werden die vorhandenen Grünflächen ebenfalls als 

„öffentliche Grünfläche“ mit der Zweckbestimmung „sonstige Grünfläche“ festgesetzt. 

Hierdurch wird gesichert, dass diese ausschließlich als unversiegelte Flächen genutzt wer-

den und somit keine wesentlichen Immissionen an der umliegenden Wohnbebauung entste-

hen.  

In den Grünflächen können die für die Entwässerung erforderlichen Mulden mit einer Breite 

von bis zu 2,5 Metern bzw. vier Metern angelegt werden. Diese maximale Breite wurde im 

Rahmen der Vorplanung durch das Büro „SBI“ als ausreichend angesehen. Diese Festsetzung 

der Grünflächen endet an der östlichen Flurstücksgrenze des Flurstücks 47/3 und nimmt 

Rücksicht auf den dort angrenzenden Baumbestand. 

4.3 Wasserflächen (§ 9 (1) 16a BauGB) 

Die im östlichen Teil den Geltungsbereich in Nord-Süd-Richtung querende Wedeler Au wird 

vollständig als Wasserfläche festgesetzt. Hiermit wird die planungsrechtliche Sicherung der 

bestehenden Wasserflächen gewährleistet.  

4.4 Flächen für die Regelung des Wasserabflusses (§ 9 (1) 16b BauGB) 

Parallel zur neuen Trasse des Fuß- und Radwegs werden Flächen für die Regelung des Was-

serabflusses festgesetzt. Nördlich beträgt deren Mindestbreite 2,5 Meter, südlich des We-

ges mindestens vier Meter. Hierin sollen Mulden angelegt werden, die das unbelastete 

Oberflächenwasser sammeln. Im Bereich von bestehenden Böschungen weiten sich diese 

Flächen auf, um den Verlauf der geplanten Mulden entlang dieser Böschung zu sichern. Der 

Bebauungsplan setzt daher Folgendes fest: 

„Das auf den Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung „Fuß- und Radweg“ anfal-

lende Niederschlagswasser ist zu sammeln und innerhalb der Umgrenzung von Flächen für 

die Regelung des Wasserabflusses in begrünten Mulden zu versickern.“ 
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4.5 Flächen für die Landwirtschaft und Wald (§ 9 (1) 18 BauGB) 

Südlich des Fuß- und Radwegs werden die im Bestand vorhandenen landwirtschaftlichen 

Flächen mit der Festsetzung von „Flächen für die Landwirtschaft“ bestandskonform über-

nommen. Auch diese Festsetzung endet an der östlichen Flurstücksgrenze des Flur-

stücks 47/3 und ermöglicht somit den Erhalt des östlich angrenzenden Baumbestands.  

Bei dem Baumbestand handelt es sich um Wald im Sinne des § 2 Waldgesetzes für das Land 

Schleswig-Holstein (LWaldG). Dies wurde im Rahmen einer Biotoptypenkartierung (Pionier-

wald mit Ahorn, Erlen und Eschen) durch das Büro „Eggers Biologische Gutachten“ zwi-

schen Mai und August 2020 bestätigt. Der Erhalt dieses Waldes wird durch die Festsetzung 

des Flurstücks 49/9 als „Flächen für Wald“ gesichert.  

4.6 Flächen, die von der Bebauung freizuhalten sind (§ 9 (1) 10 BauGB) 

In einem neun Meter breiten Streifen parallel zum nordwestlichen und südöstlichen Fluss-

lauf der Wedel Au werden „Flächen, die von der Bebauung freizuhalten sind“ festgesetzt.  

„In einem jeweils 9 Meter breiten Streifen, der beidseitig parallel zur festgesetzten Was-

serfläche verläuft, sind bauliche Anlagen unzulässig.“ 

Die Uferrandbereiche der Wedeler Au sind ökologisch sehr hochwertige Flächen, die von 

jeglichen Eingriffen freizuhalten sind. Hinzu kommt, dass die Wedeler Au einen wichtigen 

Beitrag zum hydraulischen Abfluss der tideabhängigen Elbe leistet. Um sowohl die ökolo-

gisch hochwertige Uferzone zu erhalten, als auch die hydraulischen Gegebenheiten unver-

ändert zu belassen, werden die Uferrandbereiche in einer lichten Weite von 34 Metern, die 

der Vorplanung des Brückenbauwerks nicht entgegensteht, durch diese Festsetzung freige-

halten.  

4.7 Anpflanzungen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen so-

wie Bindungen für Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB) 

Auch Bebauungspläne sollen den Klimaschutz und die Klimaanpassung, insbesondere auch 

in der Stadtentwicklung, fördern. Zur Durchgrünung des Geltungsbereichs und zur positiven 

Regulation des Mikroklimas werden Anpflanzungen von Bäumen festgesetzt. Gleichzeitig 

fungieren diese Anpflanzungen als Schattenspender. Der zukünftige Fuß- und Radweg wird 

perspektivisch, neben seiner Funktion als Verbindungsweg zwischen dem nordwestlichen 

Stadtgebiet und der Wedeler Innenstadt, auch zur Erholung genutzt werden. Daher gilt es 

auch diesen Bereich an die steigenden Temperaturen und die zunehmenden Sonnentage 

anzupassen. Der Bebauungsplan regelt daher Folgendes: 
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„Innerhalb einer Fläche von maximal zehn Metern nördlich und südlich parallel zur Stra-

ßenverkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung „Fuß- und Radweg“ sind in einem allee-

artigen Charakter insgesamt mindestens 20 großkronige standortangepasste Bäume zu 

pflanzen.“ 

5 Umweltbericht 

Bei der Aufstellung von Bauleitplänen schreibt § 2 (4) BauGB die Durchführung einer Um-

weltprüfung vor, in der die voraussichtlich erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt, be-

wertet und in einem Umweltbericht beschrieben werden. Der Umweltbericht ist ein geson-

derter Teil der Begründung zum Bebauungsplan.  

Der Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung ist im Zuge der frühzeitigen Beteili-

gung der Behörden gemäß § 4 Abs. 1BauGB zwischen dem 28.11.2022 und einschließlich 

13.01.2023. definiert worden. 

5.1 Einleitung 

Der Bebauungsplan Nr. 76 „Rad-/Fußwegeverbindung Geestrand“, Teilbereich 2 zwischen 

Schulauer Straße und Gorch-Fock-Platz entwickelt sich aus dem seit 2010 wirksamen Flä-

chennutzungsplan und dem seit 2010 verbindlichen Landschaftsplan.  

Die Trasse der Rad- und Fußwegeverbindung befindet sich auf der ehemaligen Trasse der 

„südlichen Umfahrung der Altstadt“, Bebauungsplan Nr. 75 „Verlegung der B 431 zur Ver-

kehrsberuhigung der historischen Altstadt von Wedel“. Dieses Verfahren wurde mit allen 

notwendigen Gutachten bis zum Satzungsbeschluss durchgeführt, der Beschluss 2003 aber 

nicht vom Rat der Stadt Wedel gefasst. 

Die FFH-Verträglichkeitsstudie zum Bebauungsplan Nr. 75 „Verlegung der B 431 zur Ver-

kehrsberuhigung der historischen Altstadt von Wedel“ kommt zu dem Ergebnis, dass die 

Verlegung der B 431 – isoliert betrachtet und unter Berücksichtigung der vorgeschlagenen 

Maßnahmen zur Schadensbegrenzung – mit den Erhaltungszielen des Natura 2000-Gebietes 

„Schleswig-Holsteinische Elbästuar und angrenzende Flächen“ verträglich ist. 

Die Maßnahmen zur Schadensbegrenzung sind in die Planung des hier vorliegenden Bebau-

ungsplans Nr. 76 „Rad-/ Fußwegeverbindung Geestrand“, Teilbereich 2 eingeflossen, die 

Aktualisierung der biologischen Untersuchungen sind 2020 durchgeführt worden.  
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5.2 Kurzdarstellung des Inhalts und der wichtigsten Ziele der Planung 

Mit der stadtentwicklungs- bzw. verkehrspolitischen Entscheidung im Jahr 2003 die südli-

che Trassenführung der Altstadtumfahrung der Bundesstraße 431 (B 431) aufzugeben, er-

öffnete sich die Möglichkeit, die in mehreren Bebauungsplänen festgesetzte Straßentrasse 

zu überplanen. Mit der Aufgabe der Straßenplanung ist die Möglichkeit verbunden, eine 

durchgängige Fuß- und Radwegeverbindung von der Holmer Straße/Lülanden bis zur Gorch-

Fock-Straße herzustellen.  

Angaben zum Standort  

Das Plangebiet befindet sich in der Gemarkung Wedel bzw. Gemarkung Schulau zwischen 

der Schulauer Straße im Westen und dem Parkplatz nördlich der Kursana Residenz Wedel 

im Osten, siehe auch Abbildung 1: Lage des Plangebiets. 

Art des Vorhabens 

Zum Bau einer straßenunabhängigen Fuß- und Radwegeverbindung ist die Umwandlung von 

Grünlandflächen an dieser Stelle notwendig. Eine Prüfung möglicher Alternativstandorte 

hat ergeben, dass in Wedel keine andere geeignete direkte Trassenführung für eine stra-

ßenunabhängige Wegeführung der Strecke von Wedel in Richtung nordwestlichem Stadtein-

gang möglich ist.  

Aus naturschutzfachlicher Sicht ist der Standort durch die Geesthang-Lage als sensibel ein-

zustufen. Da es sich aber um eine auch aus Umweltgesichtspunkten (Förderung des Radver-

kehres, siehe Mobilitätskonzept der Stadt Wedel 2023) sehr zu begrüßende Maßnahme han-

delt, wird der notwendige Eingriff durch Versiegelung von Boden als vertretbar eingestuft. 

Für den Ausgleich stehen städtische Ökokontoflächen zur Verfügung.  

5.3 Darstellung der in einschlägigen Fachgesetzen und -plänen festgelegten 

Ziele des Umweltschutzes und ihrer Berücksichtigung bei der Planaufstel-

lung 

5.3.1 Landesentwicklungsplan 

Im Landesentwicklungsplan Schleswig-Holstein (Fortschreibung 2021) ist die Stadt Wedel im 

zentralörtlichen System als Mittelzentrum im Verdichtungsraum gekennzeichnet. Das Plan-

gebiet liegt innerhalb des Stadtgebietes, welches als Teil des Entwicklungsraums für Tou-

rismus und Erholung und als Vorbehaltsraum für Natur und Landschaft dargestellt ist. Die 

dargestellte Trasse der Nordumfahrung als verlagerte B 431 ist zwischenzeitlich hinfällig, 

siehe auch Abbildung 2: Auszug aus dem Landesentwicklungsplan Schleswig-Holstein. 
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Fazit 

Die Darstellungen stehen den Festsetzungen des vorliegenden Bebauungsplans Nr. 76, Teil-

bereich 2 nicht entgegen.  

5.3.2 Regionalplan 

Im Regionalplan für den Planungsraum 1 (Fortschreibung 1998) ist der Bereich des Plange-

bietes als baulich zusammenhängendes Siedlungsgebiet eines zentralen Ortes dargestellt. 

Ferner als Gebiet mit besonderer Bedeutung für Natur und Landschaft. Wie auch die im 

Landesentwicklungsplan dargestellte Nordumfahrung ist auch die hier dargestellte Südum-

fahrungstrasse als hinfällig anzusehen, siehe auch Abbildung 3: Auszug aus dem Regional-

plan Schleswig-Holstein (Planungsraum I aus dem Jahr 1998).  

Der Regionalplan für den Planungsraum III (Neuaufstellung 2023, ehemals Planungsraum I) 

liegt im Entwurf vor. Der Bereich des Plangebietes ist weiterhin als baulich zusammenhän-

gendes Siedlungsgebiet dargestellt. Außerdem befindet es sich innerhalb der Grünzäsur der 

Wedeler Au und innerhalb des Kernbereichs für Erholung, siehe auch Abbildung 4: Auszug 

aus dem Regionalplan Schleswig-Holstein (Planungsraum III aus dem Jahr 2023).  

Fazit 

Die Darstellungen stehen den Festsetzungen des vorliegenden Bebauungsplans Nr. 76, Teil-

bereich 2 nicht entgegen.  

5.3.3 Landschaftsrahmenplan 

Das Plangebiet befindet sich im Planungsraum III des Landschaftsrahmenplans des Landes 

Schleswig-Holstein (Veröffentlichung 13.07.2020). Der Landschaftsrahmenplan ist in drei 

Hauptkarten unterteilt. Diese drei Hauptkarten treffen für die Stadt Wedel folgende Aussa-

gen.  

Hauptkarte 1, Beiblatt 1: 

Das Beiblatt 1 der Hauptkarte 1 stellt den Bereich der Stadt Wedel, in dem der Geltungsbe-

reich liegt, als Trinkwassergewinnungsgebiet dar. Die das Plangebiet querende Wedeler Au 

ist Teil der dargestellten Verbundachse für Gebiete mit besonderer Eignung zum Aufbau 

des Schutzgebiets- und Biotopverbundsystem, siehe auch Abbildung 5: Auszug aus dem 

Landschaftsrahmenplan Schleswig-Holstein – Hauptkarte 1.  
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Hauptkarte 2, Beiblatt 1: 

Ein Teil des nordwestlichen Bereichs des Plangebiets wird in der Hauptkarte 2, Beiblatt 1 

als Landschaftsschutzgebiet sowie als Gebiet mit besonderer Erholungsfunktion dargestellt, 

siehe auch Abbildung 6: Auszug aus dem Landschaftsrahmenplan Schleswig-Holstein – 

Hauptkarte 2.  

Hauptkarte 3, Beiblatt 1: 

Das Plangebiet ist, aufgrund des Tideeinflusses der Elbe als Hochwasserrisikogebiet darge-

stellt, siehe auch Abbildung 7 Auszug aus dem Landschaftsrahmenplan Schleswig-Holstein – 

Hauptkarte 3.  

Fazit 

Die Darstellungen aller drei Hauptkarten des Landschaftsrahmenplans des Landes Schles-

wig-Holstein stehen den Festsetzungen des vorliegenden Bebauungsplans Nr. 76, Teilbe-

reich 2 nicht entgegen.  

5.3.4 Flächennutzungsplan 

Das Plangebiet wird im seit 2010 wirksamen Flächennutzungsplan (FNP) der Stadt Wedel als 

Grünfläche mit einer städtischen Wegeverbindung dargestellt. Bereits im FNP ist als ein 

wesentliches Element des geplanten Weges eine Brücke über die Wedeler Au aufgenommen 

worden. Ferner ist eine das Plangebiet kreuzende unterirdische Hauptabwasserleitung 

nachrichtlich übernommen worden, siehe auch Abbildung 8: Auszug aus dem Flächennut-

zungsplan. 

In der aktualisierten Biotopkartierung von 2020 ist nur noch der südliche Teil innerhalb des 

Landschaftsschutzgebiet Pinneberger Elbmarschen (LSG 04) und Natura 2000-Gebietes 

„Schleswig-Holsteinische Elbästuar und angrenzende Flächen“, der nicht von der Baumaß-

nahme des Fuß- und Radweges betroffen ist, gesetzlich geschütztes Biotop, siehe Bio-

topnummern 91, Nummer 92 und 120 sind Wald. 

Fazit 

Die mit dem Bebauungsplan Nr. 76, Teilbereich 2 getroffenen Festsetzungen sind somit ge-

mäß § 8 Abs. 2 BauGB aus dem wirksamen Flächennutzungsplan entwickelt.  
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5.3.5 Landschaftsplan 

Der seit 2010 verbindliche Landschaftsplan (LP) der Stadt Wedel stellt den überwiegenden 

Teil des Geltungsbereichs als Grünfläche dar, die von einem Hauptfuß-, Wander-, Radweg 

in Ost-West-Richtung durchquert wird und die Wedeler Au mit Hilfe einer geplanten Fuß-

gänger- und Radfahrerbrücke quert, siehe auch Abbildung 9: Auszug aus dem Landschafts-

plan. 

Der im Bestand vorhandene Parkplatz wird als Straßenverkehrsfläche mit der Zweckbestim-

mung ruhender Verkehr und die Schulauer Straße als Straßenverkehrsfläche dargestellt. Im 

östlichen Bereich, entlang der Wedeler Au, stellt der Landschaftsplan Wald (der nicht im 

Flächennutzungsplan dargestellt ist) als geschütztes Biotop dar. In der aktualisierten Bio-

topkartierung von 2020 ist nur noch der südliche Teil innerhalb des Landschaftsschutzge-

biet Pinneberger Elbmarschen (LSG 04) und Natura 2000-Gebietes „Schleswig-Holsteinische 

Elbästuar und angrenzende Flächen“, der nicht von der Baumaßnahme des Fuß- und Rad-

weges betroffen ist, gesetzlich geschütztes Biotop, siehe Biotopnummern 91, Nummer 92 

und 120 sind Wald. 

Fazit 

Die mit dem Bebauungsplan Nr. 76, Teilbereich 2 getroffenen Festsetzungen sind aus dem 

verbindlichen Landschaftsplan entwickelt.  

5.3.6 Vorhandene Bebauungspläne 

Bei der Planung des Trassenverlaufs der Fuß- und Radwegeverbindung sind fünf rechtskräf-

tige Bebauungspläne zu berücksichtigen, die im Zusammenhang mit der Planung der ehe-

maligen Südumfahrung standen oder das Planungsziel der Entwicklung der Wegeverbindung 

beinhalten: 

  Bebauungsplan Nr. 51 „Augarten“ von 1981, siehe auch Abbildung 10 

  Bebauungsplan Nr. 4 „Stadtzentrum“ von 1984, siehe auch Abbildung 11 

  Bebauungsplan Nr. 5d „Brauhaus“ von 1983, siehe auch Abbildung 12 

  Bebauungsplan Nr. 5f „Jungfernstieg“ von 1998, siehe auch Abbildung 13 

  Bebauungsplan Nr. 76 „Rad-/Fußwegeverbindung Geestrand“, Teilbereich 1 zwi-

schen Lüttdahl und Schulauer Straße von 2016, siehe auch Abbildung 14 
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Der vorhandene Bebauungsplan Nr. 76, Teilbereich 1 deckt planungsrechtlich bereits einen 

wichtigen Abschnitt des Gesamtverlaufs des Fuß- und Radwegs ab. Er umfasst die Wegever-

bindung zwischen Lüttdahl und Schulauer Straße und schließt in Richtung Westen an den 

hier vorliegenden Bebauungsplan Nr. 76, Teilbereich 2 an. 

Fazit 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 76 „Rad-/Fußwegeverbindung Geestrand“, 

Teilbereich 2 ist so gewählt worden, dass die Anbindungen des Fuß- und Radweges zwi-

schen allen Bebauungsplänen jeweils gesichert sind.  

Die Überprüfung der älteren Bebauungspläne bezogen auf den Eingriff in Natur und Land-

schaft hat ergeben, dass dieser aufgrund der damaligen Gesetzeslage nicht durchgeführt 

worden ist und somit im Teilbereich 2 abgearbeitet wird. 

5.4 Beschreibung und Bewertung der erheblichen Umweltauswirkungen  

5.4.1 Bestand und Prognose des Umweltzustandes sowie Maßnahmen zur Ver-

meidung, Verringerung und zum Ausgleich erheblicher nachteiliger Aus-

wirkungen  

5.4.1.1 Schutzgut Mensch 

Für den Menschen sind im Zusammenhang mit dem Bebauungsplan Auswirkungen auf das 

unmittelbare Wohnumfeld, Lärm und andere Immissionen sowie visuelle Beeinträchtigun-

gen, als sehr untergeordnet zu erwarten.  

Umweltauswirkungen der Planung  

Die bestehende Kulturlandschaft wird durch die Herstellung der Wegeverbindung nicht we-

sentlich beeinträchtigt. Ein neues Teilstück im zukünftigen Wedeler Freiraumsystem ist ein 

weiterer Anreiz zur Förderung des Fahrradverkehrs, wodurch die Emissionen des motori-

sierten Individualverkehrs gemindert werden können.  

Fazit  

Unter Voraussetzung der Einhaltung der Festsetzungen des Bebauungsplans Nr. 76, Teilbe-

reich 2 sind durch die Verbesserung des Freiraumkonzepts positive Auswirkungen auf das 

Schutzgut Mensch im Vergleich zur Bestandssituation zu erwarten.  
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5.4.1.2 Schutzgüter Pflanzen und Tiere /Artenschutz und biologische Vielfalt 

Die artenschutzfachliche Begleitung der Machbarkeitsstudie von 2018 kam zum Ergebnis, 

dass die geplante Wegetrasse (Anm.: noch südlich und westlich des Kursana-Gebäudes) 

überwiegend zwar außerhalb von geschützten Biotopen verläuft, aber Auswirkungen auf 

die Fauna haben wird.  

Ein 2019 stattgefundenes Gespräch mit dem Kreis Pinneberg und dem damaligen Landes-

amt für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume (heute Landesamt für Umwelt) hat 

im Ergebnis zu einer großflächigen Neuerhebung bzw. Aktualisierung der früheren arten-

schutzrechtlichen Untersuchungen geführt. Im Ergebnis wurde eine Wegeführung nördlich 

und östlich des Kursana-Gebäudes präferiert, die aus naturschutzfachlicher Sicht mit deut-

lich weniger Eingriffen in Natur und Landschaft verbunden ist. Durch die damit verbundene 

Verlegung des Brückenbauwerks nach Norden entfällt auch eine Zerschneidung der westlich 

der Wedeler Au zusammenhängenden Waldfläche.  

Im Nachgang der Abstimmungen mit dem Kreis Pinneberg und dem damaligen Landesamt 

für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume (heute Landesamt für Umwelt) beauf-

tragte die Stadt Wedel im Dezember 2019 das Büro „Eggers Biologische Gutachten“ mit der 

Aktualisierung der durchgeführten artenschutzrechtlichen Untersuchungen. 

Ziel der Untersuchungen war es eine aktuelle Planungsgrundlage vorzulegen, die eine Bio-

topkartierung sowie eine aktuelle Bestandsaufnahme von Fledermäusen und der Avifauna 

umfasst. Außerdem wurden die Untersuchungsflächen auf ein mögliches Vorkommen des 

Nachtkerzenschwärmers und auf potenzielle Eremitenlebensräume sowie auf ein Vorkom-

men von Großmuscheln in der Wedeler Au geprüft.  

Im Rahmen der Erarbeitung der Machbarkeitsstudie wurde auch der Querungsstandort des 

erforderlichen Brückenbauwerks untersucht. Der zugrundeliegende Querungspunkt lag 

westlich des Kursana-Gebäudes.  

Generell wurde ein stützfreies Bauwerk mit Widerlagern am Ufer in Betracht gezogen, um 

die hydraulischen Verhältnisse der Wedeler Au nicht zu beeinträchtigen. Zur Erkundung des 

Untergrundes im Bereich des Brückenbauwerks wurden acht und für den Bereich des Fuß-

und Radweges im westlichen Verlauf zwei Kleinrammbohrungen durchgeführt. Ferner wur-

den die hydrologischen Verhältnisse untersucht. Im Rahmen der Ausführungsplanung ist zu 

prüfen, ob der für die Widerlager erforderliche Bodenaushub für die Geländemodellierun-

gen im Bereich des Fuß- und Radwegs genutzt werden kann. 
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Das Gutachten kommt zu dem Ergebnis, dass das Untersuchungsgebiet neben dem von Röh-

richten, Wäldern und Gehölzstrukturen begleiteten naturnahen Lauf der Wedeler Au vor 

allem von Grünland und Biotoptypen in Zusammenhang mit baulichen Anlagen geprägt 

wird. Außerdem treten vor allem von Kratzbeere dominierte Ruderalfluren auf.  

Die Untersuchung der Großmuscheln in der Wedeler Au ergab unterhalb des Mühlenstaus im 

Abschnitt der möglichen Querung der Wedeler Au keine Muschelnachweise. Unterhalb da-

von im unbeschatteten Wiesenabschnitt der Wedeler Au konnte auf einem Transekt aller-

dings ein Exemplar der Entenmuschel (Anodonta anatina) nachgewiesen werden. Damit ist 

ein Vorkommen von Großmuscheln in der Wedeler Au nicht ausgeschlossen und es sollte 

nach Festlegung der genauen Brückentrasse vor Beginn der Bauarbeiten nochmals auf Groß-

muscheln geprüft und diese gegebenenfalls umgesiedelt werden. 

Die Kontrolle von insgesamt 15 Bäumen auf potenzielle Eremitenlebensräume erbrachte 

nur für zwei Weiden eine bedingte Eignung. Die übrigen Gehölze zeigen sich als weniger 

geeignet für einen Eremitenbesatz. Wenn der genaue Trassenverlauf des geplanten Fuß- 

und Radwegs feststeht und damit auch die zu fällenden Bäume, sollten diese zur Sicherheit 

vor Rodung nochmals auf einen möglichen Eremitenbesatz kontrolliert werden. 

Die avifaunistische Untersuchung ergab den Nachweis von insgesamt 51 Vogelarten für das 

Plangebiet, von denen 28 Spezies im Gebiet brüten. Entsprechend der Lebensraumausstat-

tung des Plangebietes konnten vor allem Vogelarten, die typischerweise in Siedlungsbioto-

pen, Wäldern, Parklandschaften und Gewässern bzw. Feuchtlebensräumen verbreitet sind, 

nachgewiesen werden. Spezies, die vorzugsweise in Wiesen, Feldfluren und Marschen sie-

deln, treten demgegenüber im Besiedlungsbild zurück. 

Im Untersuchungsgebiet wurden nur vereinzelt Fledermäuse registriert. Es wurden weder 

ausgeprägten Jagdhabitate festgestellt noch Aktivitäten, die auf regelmäßig genutzte Flug-

routen im Gebiet hindeuten könnten. Auch wurden keine Hinweise auf Quartiere wie 

schwärmende Tiere an den Habitatbäumen beobachtet. 

In der Vorprüfung der Verträglichkeit der Fußgänger-/Radfahrerbrücken über die Wedeler 

Au im Zuge des Flächennutzungs- und Landschaftsplanverfahrens (2008) ist festgestellt 

worden, dass bei Einhaltung der vorgeschlagenen Maßnahmen keine erheblichen Beein-

trächtigungen auf die Erhaltungsziele des Natura 2000-Gebietes 2323-392 „Schleswig-hol-

steinisches Elbästuar und angrenzende Flächen“ zu erwarten sind. Für die Brücke über die 
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Wedeler Au auf der ehemaligen Trasse der südlichen Umfahrung der Altstadt wurde im Be-

bauungsplanverfahren Nr. 75 (2003) eine umfassende FFH-Verträglichkeitsprüfung durchge-

führt. Die vorgeschlagenen Maßnahmen zur Schadensbegrenzung, lichte Bauweise der Brü-

cke und Erhaltung des Flussquerschnittes werden in dem hier vorliegenden Bebauungspal-

verfahren (2023) eingehalten. 

Um die biologische Vielfalt so wenig wie möglich zu beeinträchtigen, wird im Zuge der 

Planrealisierung/Genehmigungsplanung zur Beleuchtung des Fuß- und Radweges ein Licht-

management gefordert. Die technische Entwicklung in diesem Bereich ist enorm, sodass im 

Bebauungsplan eine Festsetzung getroffen ist, die dem zukünftigen Stand der Technik ge-

recht wird: „Zum Schutz der Insektenvielfalt gemäß § 41 a Bundesnaturschutzgesetz sind 

neu zu errichtende Beleuchtungen an Straßen und Wegen mit Leuchtmitteln zu versehen 

und so zu betreiben, dass Tiere und Pflanzen wildlebender Arten von nachteiligen Auswir-

kungen durch Lichtimmissionen geschützt sind“. 

Fazit  

Unter Voraussetzung der Einhaltung der Festsetzungen des Bebauungsplans Nr.  76, Teilbe-

reich 2 sind für die Schutzgüter Pflanzen und Tiere/Artenschutz und biologische Vielfalt 

keine erheblichen Beeinträchtigungen zu erwarten.  
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5.4.1.3 Schutzgut Oberflächenwasser 

Der Fuß- und Radweg quert die tidebeeinflusste Wedeler Au, wird diese aber durch zusätz-

lichen Regenwasserabfluss nicht wesentlich beeinträchtigten.  

 

Umweltauswirkungen der Planung  

Die durch den Weg zu erwartende Versiegelung führt zu einem leichten Überschuss an an-

fallendem Regenwasser. Das auf den Straßenverkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung 

„Fuß- und Radweg“ anfallende Niederschlagswasser ist zu sammeln und innerhalb der Um-

grenzung von Flächen für die Wasserwirtschaft in begrünenden Mulden zu versickern. 

Fazit  

Mit der offenen Oberflächenentwässerung entstehen keine erheblichen, auszugleichenden 

Beeinträchtigungen für das Schutzgut Oberflächenwasser.  

5.4.1.4 Schutzgüter Fläche, Boden und Grundwasser 

Die Machbarkeitsstudie – Geh- und Radweg Geestrand mit Querung der Wedeler Au 2018 er-

stellt vom Ingenieurbüro SBI GmbH hat den möglichen Trassenverlauf in mehreren Ab-

schnitten und Varianten untersucht. Ein Fuß- und Radweg mit einer Brücke ist in der im Be-

bauungsplan festgesetzten Straßenverkehrsfläche möglich. 

Abbildung 13: Auszug aus dem Landschaftsplan der Stadt Wedel - Gewässerkarte 
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Die Fläche, die für den Fuß- und Radweg in Anspruch genommen wird ist auf das erforderli-

che Mindestmaß beschränkt. Für die gefahrenfreie gemeinsame Nutzung als Fuß- und Rad-

weg ist die geplante Breite angemessen.  

Veränderungen des Bodens sind nicht reversibel, zumindest in der kurz- bis mittelfristigen 

Perspektive. Das Baugesetzbuch weist auf diesen Umstand in § 1a Abs. 1 hin: “Mit Grund 

und Boden soll sparsam und schonend umgegangen werden, dabei sind Bodenversiegelun-

gen auf das notwendige Maß zu begrenzen”. Jede Veränderung der Bodenoberfläche wird 

darüber hinaus als Eingriff gewertet.  

Die Bodenkarte von Schleswig-Holstein (Geologisches Landesamt Schleswig-Holstein), 

Blatt 2424 Wedel weist für den Bereich des Plangebietes Marschböden und Pseudogley aus. 

Nach derzeitigem Kenntnisstand sind Altablagerungen im Plangeltungsbereich nicht akten-

kundig. Weitere Hinweise auf schädliche Bodenveränderungen und/oder Altlasten aus 

früheren gewerblichen Nutzungen von Grundstücken im Plangebiet liegen nicht vor.  

 

Sollten im Zuge der Umsetzung des Planvorhabens Auffälligkeiten im Untergrund angetrof-

fen werden, die auf eine Altablagerung und/ oder eine Verunreinigung des Bodens mit 

Schadstoffen hindeuten, so ist der Fachdienst Umwelt – Untere Bodenschutzbehörde – beim 

Kreis Pinneberg umgehend davon in Kenntnis zu setzen.  

Abbildung 14: Auszug aus dem Landschaftsplan der Stadt Wedel - Bodenkarte Schleswig-Holstein 
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Umweltauswirkungen der Planung  

Die Fläche, welche für die den Bau des Fuß- und Radweges in Anspruch genommen wird ist 

verhältnismäßig. Die Böden im Bereich des geplanten Weges werden nach Umsetzung der 

Planung versiegelt/teilversiegelt und stehen damit nicht mehr für die Bodenbildung und 

Grundwasserneubildung zur Verfügung. Die Beeinträchtigungen sind im Rahmen der städte-

baulichen Entwicklung nicht vermeidbar und werden im Rahmen der naturschutzfachlichen 

Eingriffsregelung bilanziert und ausgeglichen.  

Ausgleichsberechnung: 

Als Grundlage für die Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung dient der „Gemeinsamer Runderlass 

des Innenministeriums und des Ministeriums für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt 

und ländliche Räume vom 9. Dezember 2013 – IV 268/V 531 – 5310.23“. 

Da noch nicht endgültig entschieden ist, welche Oberflächenmaterialien für den Weg ge-

wählt werden, wird für den hier ermittelten Ausgleichsbedarf von einer möglichen Vollver-

siegelung der Wegefläche mit Asphalt ausgegangen: 

Ausgleich Schutzgut Boden 

Eingriffsfläche 
maximal mögliche Vollversie-
gelung im Plangebiet in m² 

Ausgleichsfaktor 
Ausgleichs-/Ersatzfläche 

in m² 

Verkehrsfläche 

(Rad- und 
Wanderweg) 

2.180 0,5 1.090 

Umgrenzung 
von Flächen 
für die Rege-
lung des Was-
serabflusses 

2.120 0,3 636 

 

Nach Durchführung der Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen verbleibt ein Ausgleichs-

bedarf von 1.726 m². Die Maßnahme wird auf der städtischen Ökokontofläche Flurstück 

62/83, Flur 17, Gemarkung Wedel verbucht. Um die Umsetzung rechtlich verbindlich zu 

machen, setzt der Bebauungsplan Folgendes fest: 
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„Der Ausgleichsbedarf von insgesamt 1.726 m² (1.090 m²für die Versiegelung des Weges 

und 636 m²für die Versickerungsmulden) werden von dem städtischen Ökokonto Gemar-

kung Wedel, Flur 17, Flurstück 62/83 ausgebucht.“ 

Fazit  

Mit dem Ausgleich für die Bodenversiegelung und der offenen Oberflächenentwässerung 

entstehen keine weiteren erheblichen Beeinträchtigungen für die Schutzgüter Fläche, Bo-

den und Grundwasser.  

5.4.1.5 Schutzgut Luft und Klima  

In Schleswig-Holstein gibt es ein landesweites lufthygienisches Überwachungssystem.  

Zur Beobachtung der lokalen Luftqualität in Wedel wurden seit 2005 auf der Bundesstraße 

(B 431) im Bereich der Mühlen- und Rolandstraße Messungen von Luftschadstoffen durchge-

führt. 2013 wurden die Messungen eingestellt, da es keine Überschreitungen der Grenz-

werte mehr gab. Als Indikator wird das Verkehrsaufkommen auf der B 431 alle fünf Jahre 

überprüft und entschieden, ob wieder Messungen durchgeführt werden müssen. Dies ist 

bisher nicht der Fall gewesen. 

Die Vorbereitung des Baues eines Fuß- und Radweges durch den Bebauungsplan führt zu 

keinen erheblichen Beeinträchtigungen des Klimas. Langfristig gesehen wirken sich Fußgän-

ger und Radfahrer positiv aus. 

Umweltauswirkungen der Planung  

Im Falle der nur sehr geringfügigen Versiegelung sind in der Regel lokale Umweltauswirkun-

gen wie Erwärmung oder abnehmende Luftzirkulation nicht zu erwarten. 

Fazit 

Es sind keine erheblichen Beeinträchtigungen für die Schutzgüter Luft und Klima zu erwar-

ten. 
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5.4.1.6 Schutzgut Landschaftsbild 

Der Geesthang (Nr. 9) ist als naturraumprägender Landschaftsbestandteil sehr reizvoll. Er 

bildet als Rand der Geest den deutlich sichtbaren Gegensatz zu der angrenzenden flachen 

Marsch. Obwohl der Hang durch die vorhandene Bebauung bereits stark überprägt ist, hat 

er ortsbildprägende Wirkung, da er den Übergang des Siedlungskerns in Richtung offene 

Landschaft definiert.  

Die Bedeutung des Geesthanges aus geowissenschaftlicher Sicht wird vom Landesamt für 

Natur und Umwelt (LANU) als „mittelmäßig“ eingestuft. Die regionale Bedeutung für die 

Stadt Wedel ist vor allem unter dem Aspekt der Naherholung und des Landschaftserlebens 

als hoch einzuordnen.  

Umweltauswirkungen der Planung  

Der Fuß- und Radweg verändert das jetzt aktuell naturbelassene Landschaftsbild. Wie aus 

dem Bebauungsplan Nr. 51 „Augarten“, siehe Abbildung 10, gab es schon seit 1981 die Pla-

nung, diesen Landschaftsraum für die Menschen erlebbar zu gestalten. Die Wegeverbindung 

ist wegen ihrer freiraumvernetzenden Wirkung eher als Bereicherung für das Landschafts-

erlebnis zu werten. 

Abbildung 15: Auszug aus dem Landschaftsplan der Stadt Wedel -  Landschaftsbildensembles in Wedel 
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Fazit  

Die geplante Wegeverbindung stellt keinen erheblichen Eingriff in das Schutzgut Land-

schaftsbild dar.  

5.4.1.7 Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter 

Das Plangebiet liegt in einem archäologischen Interessensgebiet und in der Nähe einer ver-

muteten steinzeitlichen Siedlungsstelle (Nr. 26). 

 
Umweltauswirkungen der Planung  

Da durch den Bau des Fuß- und Radweges auch archäologische Funde betroffen sein könn-

ten, sind die Bauarbeiten mit der zuständigen Dienststelle abzustimmen.  

Fazit  

Es sind, bei Einhaltung der vorgeschlagenen Vorgehensweise, keine erheblichen Beein-

trächtigungen des Schutzgutes Kultur- und sonstige Sachgüter erkennbar. 

5.4.2 Wechselwirkungen 

Die gemäß den Vorgaben des BauGB zu betrachtenden Schutzgüter beeinflussen sich gegen-

seitig auf verschiedene Weise und in unterschiedlichem Maße. Hieraus ergibt sich ein kom-

plexes Wirkungsgefüge, welches durch die Planung beeinflusst wird.  

Abbildung 16: Auszug aus dem Landschaftsplan der Stadt Wedel – Archäologische Fundplätze und Interessensge-

biete 
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Aus der Versiegelung des Bodens ergibt sich ein Verlust der Funktionen des Bodens für die 

Schutzgüter Tiere und Pflanzen und für das Schutzgut Wasser, da die Versickerung im Be-

reich der Versiegelung unterbunden wird. Darüber hinaus wird durch das Entfernen der Ve-

getation im Zuge des Wegebaus deren Funktion für Tiere, das Landschaftsbild sowie das 

Schutzgut Luft und Klima beeinträchtigt. Die Funktionsverluste werden im Rahmen der na-

turschutzfachlichen Eingriffsregelung bewertet und ausgeglichen.  

Eine Verstärkung der erheblichen Umweltauswirkungen durch Wechselwirkungen zwischen 

den Schutzgütern ist im Plangebiet nicht zu erwarten. Wegen der geringen Versiegelung 

und eines Bodenmanagements, der Ausgestaltung der Brücke in lichter Bauweise, weitere 

Berücksichtigung des Artenschutzes, des Insektenschutzes mit einem Lichtmanagement in 

der Genehmigungs- und Ausführungsplanung sind keine negativen Wechselwirkungen zu er-

warten. 

5.4.3 Zusammengefasste Umweltauswirkungen 

Bei Umsetzung der Planung unter Einhaltung der Vorgaben des Bebauungsplans Nr. 76 

„Rad-/Fußwegeverbindung Geestrand“, Teilbereich 2 sind für die Schutzgüter Mensch, 

Pflanzen und Tiere, Artenschutz und biologische Vielfalt, Luft und Klima, Landschaftsbild 

sowie Kultur- und sonstige Sachgüter keine nicht ausgleichbaren Beeinträchtigungen zu er-

warten.  

Durch die Versiegelung bisher unversiegelter Böden wird eine Beeinträchtigung der Schutz-

güter Fläche, Boden und Grundwasser erfolgen. Die Beeinträchtigungen werden im Rahmen 

der naturschutzfachlichen Eingriffsregelung bewertet und auf dem städtischen Ökokonto 

(Gemarkung Wedel, Flur 17, Flurstück 62/83) mit der Ausbuchung von 1.090 m² ausgegli-

chen. Mit der offenen Oberflächenentwässerung entstehen keine erheblichen, auszuglei-

chenden Beeinträchtigungen für das Oberflächenwasser.  

5.4.4 Prognosen über die Entwicklung des Umweltzustandes 

Der Bau der Wegeverbindung wird keine erkennbaren oder messbaren Auswirkungen auf 

den Umweltzustand haben. Die geringfügigen Auswirkungen durch die Versiegelung werden 

im Rahmen der naturschutzfachlichen Eingriffsregelung bewertet und ausgeglichen.  
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5.4.5 Geplante Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich 

  Die Versiegelung wird auf das erforderliche Mindestmaß beschränkt. Es ist ein Bo-

den-, Verwertungs- und Entsorgungsmanagement vor der Ausführungsplanung durch-

zuführen. 

  Die artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände gemäß § 44 Abs. 1 Bundesnatur-

schutzgesetz sind zu beachten. Zum Schutz der Brutvögel sind in diesem Fall die 

Baufeldräumung und Beseitigung von Gehölzen nur außerhalb des Brutzeitraumes 

von Vögeln zulässig (01.03. bis 31.08.) oder zu anderen Zeiten, wenn nach fachkun-

diger Kontrolle sichergestellt wurde, dass keine besetzten Brutstätten vorhanden 

sind. Sobald der Planungsprozess weitergeführt wird, die Flächeninanspruchnahme 

des Weges, des Brückenbauwerks und die Baustelleneinrichtung bekannt sind, muss 

die artenschutzfachliche Begleitung fortgeführt werden. Insbesondere müssen die 

Großmuscheln, Nachtkerzenschwärmer und potenzielle Emeritenlebnsräume weiter 

überprüft werden. 

  Die lichte Bauweise der Brücke erhält den Flussquerschnitt der Wedeler Au. 

  Zum Schutz der Insektenvielfalt gemäß § 41 a Bundesnaturschutzgesetz sind neu zu 

errichtende Beleuchtungen an Straßen und Wegen mit Leuchtmitteln zu versehen 

und so zu betreiben, dass Tiere und Pflanzen wildlebender Arten von nachteiligen 

Auswirkungen durch Lichtimmissionen geschützt sind. 

5.4.6 In Betracht kommende anderweitige Planungsmöglichkeiten 

Das Ingenieurbüro SBI GmbH hat im Jahr 2018 im Zuge einer Machbarkeitsstudie die ver-

kehrsplanerischen Belange und mögliche Trassenführungen des geplanten Fuß- und Radwe-

ges untersucht.  

Hierzu wurden in vier gebildeten Abschnitten zwischen Schulauer Straße und Gorch-Fock-

Straße insgesamt zehn Varianten untersucht. Die im Rahmen der Machbarkeitsstudie ausge-

wählte Vorzugsvariante der Wegeführung westlich und südlich des Kursana-Gebäudes 

wurde im September 2018 vom Planungsausschuss der Stadt Wedel bestätigt.  

In einem Abstimmungsgespräch 2019 mit dem Kreis Pinneberg als Untere Naturschutzbe-

hörde und dem damaligen Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume 

(heute Landesamt für Umwelt) als Obere Naturschutzbehörde wurde deutlich, dass eine 

Aktualisierung der durchgeführten artenschutzrechtlichen Untersuchungen erforderlich 

sind (vgl. Kapitel 3.2).  
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Diese Aktualisierung hatte eine geänderte Wegeführung zur Folge. Aus naturschutzfachli-

cher Sicht wurde ein Verlauf nördlich und östlich des Kursana-Gebäudes präferiert, der mit 

deutlich weniger Eingriffen in Natur und Landschaft verbunden ist. Durch die damit ver-

bundene Verlegung des Brückenbauwerks nach Norden entfällt auch eine Zerschneidung 

der westlich der Wedeler Au gelegenen Waldfläche. Die geänderte Führung wurde vom Pla-

nungsausschuss in seiner Sitzung am 01.06.2021 beschlossen und diente als Grundlage der 

durch das Ingenieurbüro „SBI“ erstellten Vorplanung. Diese Vorplanung wurde am 

03.05.2022 im Planungsausschuss vorgestellt und dient als Grundlage dieses Bebauungs-

plans. 

5.4.7 Nachteilige Auswirkungen aufgrund der Anfälligkeit der zulässigen Vorha-

ben für schwere Unfälle oder Katastrophen 

Der Bebauungsplan Nr. 76 „Rad-/Fußwegeverbindung Geestrand“, Teilbereich 2 zwischen 

Schulauer Straße und Gorch-Fock-Platz lässt das Vorhaben Fuß- und Radweg, mit einem 

Brückenbauwerk zur Querung der Wedeler Au, zu. Nachteilige Auswirkungen bei Einhaltung 

der Vorgaben des Bebauungsplans bzw. schwere Unfälle und Katastrophen sind nicht zu er-

warten. 

5.4.8 Zusätzliche Angaben  

5.4.8.1 Technische Verfahren bei der Umweltprüfung  

Die für die Umweltprüfung auf Ebene des Bebauungsplans erforderlichen Erkenntnisse lie-

gen vor. Die wichtigsten Merkmale der verwendeten technischen Verfahren bei der Um-

weltprüfung, die im Zusammenhang mit der Bewertung von Umwelteinwirkungen stehen, 

sind in den jeweiligen Fachgutachten beschrieben und ausgewertet worden. 

5.4.8.2 Überwachung der erheblichen Umweltauswirkungen (Monitoring)  

Die Überwachung der erheblichen Umweltauswirkungen erfolgt im Zuge der Umsetzung der 

Planung, bei der weiteren Genehmigungs- bzw. Ausführungsplanung. 

Artenschutz: Die artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände gemäß § 44 Abs. 1 Bundesna-

turschutzgesetz sind zu beachten. Zum Schutz der Brutvögel sind in diesem Fall die Bau-

feldräumung und Beseitigung von Gehölzen nur außerhalb des Brutzeitraumes von Vögeln 

zulässig (01.03. bis 31.08.) oder zu anderen Zeiten, wenn nach fachkundiger Kontrolle si-

chergestellt wurde, dass keine besetzten Brutstätten vorhanden sind.  
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Sobald der Planungsprozess weitergeführt wird, die Flächeninanspruchnahme des Weges, 

des Brückenbauwerks und die Baustelleneinrichtung bekannt sind, muss die artenschutz-

fachliche Begleitung fortgeführt werden. Insbesondere müssen die Großmuscheln, Nacht-

kerzenschwärmer und potenzielle Emeritenlebnsräume weiter überprüft werden. 

Lichtmanagement: Zum Schutz der Insektenvielfalt gemäß § 41 a Bundesnaturschutzgesetz 

sind neu zu errichtende Beleuchtungen an Straßen und Wegen mit Leuchtmitteln zu verse-

hen und so zu betreiben, dass Tiere und Pflanzen wildlebender Arten von nachteiligen Aus-

wirkungen durch Lichtimmissionen geschützt sind. 

Bodenmanagement: Es ist ein Boden-, Verwertungs- und Entsorgungsmanagement vor der 

Ausführungsplanung durchzuführen. 

Der Erfolg der Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnahmen bei der Planrealisierung wird von 

den jeweils fachlich zuständigen Genehmigungsbehörden des Kreises Pinneberg kontrol-

liert. 

5.4.9 Allgemeinverständliche Zusammenfassung  

Im vorliegenden Umweltbericht werden die Auswirkungen der Planung auf die Umwelt be-

schrieben. Die Flächen im Plangebiet werden zurzeit als Zuwegung zu Grünlandflächen, als 

Grünland genutzt, Wald und die Trasse quert die Wedeler Au. 

Die Trasse des Fuß- und Radweges führt auf der ehemaligen Trasse der Südumfahrung der 

historischen Altstadt von Wedel. Vor Satzungsbeschluss ist das Bebauungsplanverfahren zur 

Verlegung der Bundesstraße B 431 (2003) eingestellt worden. Im Flächennutzungs- und 

Landschaftsplan (2010) ist die Trasse als Grünfläche mit überörtlichem Weg/Fuß- und Rad-

weg dargestellt. Im Mobilitätskonzept der Stadt Wedel (2023) liegt die Trasse in der poten-

ziellen Radverkehrsnetzerweiterung. Die geplante Wegeverbindung ist die einzige realisier-

bare Möglichkeit, einer nicht mit einer Hauptverkehrsstraße (B 431 Mühlenstraße) gekop-

pelten Fuß- und Radwegeverbindung zwischen Gorch-Fock-Straße in Richtung des nord-

westlichen Stadteingangs, herzustellen  

Die Eingriffe und ihre Umweltauswirkungen sind ermittelt worden. Der notwendige Aus-

gleichsbedarf von 1.090 m² für die Flächenversiegelung wird außerhalb des Plangebietes 

auf dem städtischen Ökokonto Flurstück 62/83 Flur 17, Gemarkung Wedel erbracht.  
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Unter Einhaltung der Vermeidungsmaßnahmen sind Konflikte mit den artenschutzrechtli-

chen Bestimmungen des § 44 und des § 39 BNatSchG nicht zu erwarten. Nennenswerte Be-

einträchtigungen auf das Landschaftsschutzgebiet Pinneberger Elbmarschen (LSG 04) sowie 

das Natura 2000-Gebiet „Schleswig-Holsteinisches Elbästuar und angrenzende Flächen“ 

sind nicht zu erwarten. 

Die Bedeutung der Fuß- und Radwegeplanung für die Stadt Wedel ist vor allem unter dem 

Aspekt der Naherholung, der Verkehrsentlastung und des Klimaschutzes sehr hoch einzu-

ordnen. Der geplante Weg stellt eine sinnvolle Ergänzung des Wedeler Radwegesystems dar 

und liefert einen Beitrag zur Verkehrsentlastung der Mühlenstraße als Bundesstraße B 431.  

Unter Berücksichtigung der im Bebauungsplan festgesetzten Ausgleichsmaßnahmen verblei-

ben keine erheblichen Beeinträchtigungen. 

Eine erhebliche Beeinträchtigung der Schutzgüter oder negativen Wechselwirkung zwischen 

den Schutzgütern, ist nicht zu erwarten. 

5.4.10 Quellenangaben zum Umweltbericht  

  B-Plan Nr. 75 „Verlegung der B 431 zur Verkehrsberuhigung der historischen Altstadt 

von Wedel“, Verträglichkeitsstudie nach § 34 BNatSchG bzw. Art. 6 (3) FFH-RL für 

das Gebiet von gemeinschaftlicher Bedeutung DE 2323—303 „Schleswig-Holsteini-

sches Elbästuar“ einschließlich der Erweiterungsflächen P2323-304 (3. Meldetran-

che), 12.082003, Dr. Ulrich Mierwald, Kieler Institut für Landschaftsökologie  

  Vorprüfung der Verträglichkeit der Fußgänger-/Radfahrerbrücken über die Wedeler 

Au auf der ehemaligen Trasse der südlichen Umfahrung der Altstadt, über die We-

deler Au in der Marsch und über den Mühlenteich mit den Erhaltungszielen des Na-

tura 2000-Gebietes 2323-392 „Schleswig-Holsteinische Elbästuar und angrenzende 

Flächen“, Stadt Wedel 2008 

  Flächennutzungsplan und Landschaftsplan, Stadt Wedel 2010 

  Machbarkeitsstudie Geh- und Radweg Geestrand mit Querung der Wedeler Au, SBI 

Beratende Ingenieure für Bau-Verkehr-Vermessung GmbH, Hamburg 2018 

  Fuß- und Radweg am Geestrand mit Querung der Wedeler Au in der Stadt Wedel: 

Artenschutzfachliche Begleitung der Machbarkeitsstudie, EGGERS biologische Gut-

achten, Hamburg 2018 

  Geplanter Fuß- und Radweg am Geestrand mit Querung der Wedeler Au in der Stadt 

Wedel: Biologische Untersuchungen, EGGERS biologische Gutachten, Hamburg 2021 
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  Fuß- und Radweg Geestrand, Querung Wedeler Au, Geotechnisches Gutachten und 

orientierende Schadstoffuntersuchung, IGB Ingenieurgesellschaft mbH, Geotechnik – 

Wasserbau – Umwelttechnik, Hamburg 2018 

  Mobilitätskonzept für die Stadt Wedel, ARGUS Stadt und Verkehr Partnerschaft 

mbB, Hamburg 06. 04. 2023 
 

6 Kosten 

Die Herstellungskosten des Fuß- und Radwegs sowie des neu zu errichtenden Brückenbau-

werks wurden im Rahmen einer Kostenschätzung im April 2022 durch die beauftragten In-

genieurbüros geschätzt. Insgesamt belaufen sich die Kosten für den Wegebau auf 

rd. 1,38 Mio. € netto. Die Herstellung des Brückenbauwerks wird auf rd. 1,50 Mio. € netto 

geschätzt. Hierin sind rd. 320.000 € Kostenvarianz enthalten. Insgesamt umfasst die Kos-

tenschätzung Baukosten i.H.v. rd. 2,88 Mio. € netto bzw. rd. 3,43 Mio. € brutto.  

7 Flächen  

Flächenart Fläche in m2 

Öffentliche Straßenverkehrsfläche rd. 1.790 

Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung „Fuß- und Radweg“ rd. 2.180 

öffentliche Grünfläche rd. 5.270 

private Grünfläche rd. 630 

Flächen für die Landwirtschaft rd. 6.820 

Flächen für Wald rd. 2.980 

Wasserflächen rd. 170 

 rd. 19.840 
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                      Wedel, den 05.11.2024 

 

Bebauungsplan Nr. 76 „Rad-/Fußwegeverbindung Geestrand“, Teilbereich 2 zwischen Schulauer Straße und Gorch-Fock-Platz 

Abwägung der Stellungnahmen der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 
BauGB zwischen dem 28.11.2022 und einschließlich 13.01.2023.  

 

 Behörde / Träger öffentlicher Belange Abwägungsvorschlag 

1. Wasserbeschaffungsverband Haseldorfer Marsch 

E-Mail vom 22.11.2022 

 

 Wedel gehört nicht zu unserem Versorgungsgebiet. Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich 
hierdurch kein Anpassungsbedarf. 

2. Ericsson Services GmbH 

E-Mail vom 22.11.2022 

 

2.1. Die Firma Ericsson hat bezüglich des Standortes Ihrer Planung / Baumaßnahme und den von Ihnen ausgewiesenen 
Bedarfsflächen in Bezug auf ihr Richtfunknetz keine Einwände, insofern die Baumaßnahme nicht vor dem 31.12.23 
fertiggestellt werden soll. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich 
hierdurch kein Anpassungsbedarf. 

2.2. Bitte berücksichtigen Sie, dass diese Stellungnahme nur für Richtfunkverbindungen des Ericsson – Netzes gilt. Bitte 
beziehen Sie, falls nicht schon geschehen, die Deutsche Telekom, in Ihre Anfrage ein. Richten Sie diese Anfrage 
bitte an: Deutsche Telekom Technik GmbH, Ziegelleite 2-4, 95448 Bayreuth 
richtfunk-trassenauskunft-dttgmbh@telekom.de 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Die Deutsche Telekom Technik GmbH 
wurde ebenfalls um Stellungnahme 
gebeten. Für den Bebauungsplan 
ergibt sich hierdurch kein Anpas-
sungsbedarf. 

3. Landeskriminalamt Schleswig-Holstein 

Schreiben vom 29.11.2022 

 

 In der Gemeinde/Stadt sind Kampfmittel nicht auszuschließen. Vor Beginn von Tiefbaumaßnahmen wie z. B. Bau-
gruben/Kanalisation/Gas/Wasser/Strom und Straßenbau ist die o.a. Fläche/Trasse gem. Kampfmittelverordnung 
des Landes Schleswig-Holstein auf Kampfmittel untersuchen zu lassen. Die Untersuchung wird auf Antrag durch das 
Landeskriminalamt, Dezernat 33, Sachgebiet 331, Mühlenweg 166, 24116 Kiel durchgeführt. Bitte weisen Sie die 
Bauträger darauf hin, dass sie sich frühzeitig mit dem Kampfmittelräumdienst in Verbindung setzen sollten, damit 
Sondier- und Räummaßnahmen in die Baumaßnahmen einbezogen werden können. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich 
hierdurch kein Anpassungsbedarf.  
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4. Amt Geest und Marsch Südholstein 

E-Mail vom 30.11.2022 

 

 Die Gemeinde Appen, Hetlingen und Holm haben keine Anregungen oder Bedenken zur oben genannten Planung. Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich 
hierdurch kein Anpassungsbedarf. 

5. Archäologisches Landesamtes Schleswig-Holstein 

Schreiben vom 30.11.2022 

 

5.1. die überplante Fläche befindet sich in einem archäologischen Interessengebiet. Bei der überplanten Fläche handelt 
es sich daher gem. § 12 Abs. 2 S. 6 DSchG um Stellen, von denen bekannt ist oder den Umständen nach zu vermu-
ten ist, dass sich dort Kulturdenkmale befinden. Erdarbeiten in diesen Bereichen bedürfen demnach der Genehmi-
gung des Archäologischen Landesamtes. Denkmale sind gem. § 8 Abs. 1 DSchG unabhängig davon, ob sie in der 
Denkmalliste erfasst sind, gesetzlich geschützt. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich 
hierdurch kein Anpassungsbedarf. 

5.2. Wir stimmen der vorliegenden Planung zu. Da jedoch zureichende Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass im Verlauf 
der weiteren Planung in ein Denkmal eingegriffen werden wird, sind gem. § 14 DSchG archäologische Untersuchun-
gen erforderlich. Der Verursacher des Eingriffs in ein Denkmal hat gem. § 14 DSchG die Kosten, die für die Untersu-
chung, Erhaltung und fachgerechte Instandsetzung, Bergung, Dokumentation des Denkmals sowie die Veröffentli-
chung der Untersuchungsergebnisse anfallen, im Rahmen des Zumutbaren zu tragen. Es ist dabei zu berücksichti-
gen, dass archäologische Untersuchungen zeitintensiv sein können und eine Genehmigung möglichst frühzeitig ein-
geholt werden sollte, damit keine Verzögerungen im sich daran anschließenden Planungs- oder Bauablauf entste-
hen. Entsprechend sollte der Planungsträger sich frühzeitig mit dem Archäologischen Landesamt in Verbindung set-
zen, um das weitere Vorgehen zu besprechen. Zuständig ist Herr Dominik Forler (Tel.: 0151-18017052, Email: do-
minik.forler@alsh.landsh.de). 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich 
hierdurch kein Anpassungsbedarf. 

5.3. Darüber hinaus verweisen wir auf § 15 DSchG: Wer Kulturdenkmale entdeckt oder findet, hat dies unverzüglich 
unmittelbar oder über die Gemeinde der oberen Denkmalschutzbehörde mitzuteilen. Die Verpflichtung besteht 
ferner für die Eigentümerin oder den Eigentümer und die Besitzerin oder den Besitzer des Grundstücks oder des 
Gewässers, auf o der in dem der Fundort liegt, und für die Leiterin oder den Leiter der Arbeiten, die zur Entde-
ckung oder zu dem Fund geführt haben. Die Mitteilung einer oder eines der Verpflichteten befreit die übrigen. Die 
nach Satz 2 Verpflichteten haben das Kulturdenkmal und die Fundstätte in unverändertem Zustand zu erhalten, 
soweit es ohne erhebliche Nachteile oder Aufwendungen von Kosten geschehen kann. Diese Verpflichtung erlischt 
spätestens nach Ablauf von vier Wochen seit der Mitteilung. Archäologische Kulturdenkmale sind nicht nur Funde, 
sondern auch dingliche Zeugnisse wie Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich 
hierdurch kein Anpassungsbedarf. 
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 Anlage: 

 

 

 

6. Hamburger Verkehrsverbund GmbH 

E-Mail vom 05.12.2022 

 

 Mit den Ausweisungen der Planung sind wir einverstanden.  Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich 
hierdurch kein Anpassungsbedarf. 

7. TenneT TSO GmbH 

E-Mail vom 06.12.2022 

 

7.1. Das genannte Vorhaben berührt keine von uns wahrzunehmenden Belange. Es ist keine Planung von uns eingeleitet 
oder beabsichtigt. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich 
hierdurch kein Anpassungsbedarf. 
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7.2. Zur Vermeidung von Verwaltungsaufwand bitten wir Sie, uns an diesem Verfahren nicht weiter zu beteiligen.  Der Anregung wird gefolgt. 

Die TenneT TSO GmbH wird im wei-
teren Verfahren nicht erneut betei-
ligt.  

8. wilhelm.tel GmbH 

Schreiben vom 06.12.2022 

 

 Die Prüfung der Unterlagen ergab keine Einwände/Ergänzungen bezgl. der Realisierung des Planungsziels.  Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich 
hierdurch kein Anpassungsbedarf.  

9. Stromnetz Hamburg GmbH 

E-Mail vom 12.12.2022 

 

 Vielen Dank für die Beteiligung am oben genannten Bebauungsplanverfahren. Hiermit teilen wir Ihnen mit, dass 
seitens der Stromnetz Hamburg GmbH keine Bedenken gegen die Ausführung Ihrer Baumaßnahme bestehen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich 
hierdurch kein Anpassungsbedarf. 

10. Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume - Untere Forstbehörde - Außenstelle Neumünster 

E-Mail vom 20.12.2022 

 

 Gegen die Bauleitplanung bestehen forstbehördlicherseits keine Bedenken. Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich 
hierdurch kein Anpassungsbedarf. 

11. ADFC Wedel 

Schreiben vom 18.12.2022 

 

11.1. Haben Sie vielen Dank für die Berücksichtigung des ADFC Wedel an der frühzeitigen Beteiligung im B-Planverfahren 
Nr. 76 „Rad-/Fußwegeverbindung Geestrand“, Teilbereich 2, in Wedel. Im Folgenden möchten wir Ihnen die Stel-
lungnahme des ADFC. Ortsgruppe Wedel, übermitteln. Generell begrüßen wir die Schaffung einer durchgehenden 
und sicher befahrbaren Alternativroute südlich der B 431 und unterstützen ausdrücklich eine zügige bauliche Um-
setzung. Die geplante Breite mit 3 m für den Radverkehr zzgl. 2 m für den Fußverkehr im überwiegenden Teil des 
Planungsgebietes wird ein zügiges Radfahren ermöglichen und zugleich Konflikte zwischen Radfahrenden und zu 
Fuß Gehenden minimieren. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich 
hierdurch kein Anpassungsbedarf. 
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11.2. Im Entwurf für den Bebauungsplan sind keine Angaben zur vorgesehenen Oberflächengestaltung des Radweges ent-
halten. Voraussetzung für eine witterungsunabhängige Nutzung des Radweges ist eine befestigte Oberfläche, vor-
zugsweise aufgrund des geringen Rollwiderstands in Asphaltbauweise. Bei der Festlegung des Wegaufbaus ist die 
Befahrung durch landwirtschaftlichen Verkehr zu berücksichtigen.  

Der Anregung wird teilweise ge-
folgt.  

Der neu herzustellende Fuß- und 
Radweg soll die Altstadt und Innen-
stadt aus Richtung Nordwesten an die 
umliegenden Wohnquartiere anbin-
den. Vor allem durch Pendlerinnen 
und Pendler sowie Schulkinder wird 
der Weg stark frequentiert werden. 
Bei unbeständigen Wetterlagen ge-
währleistet eine bspw. wassergebun-
dene Wegedecke keine komfortable 
Nutzung. Das tatsächlich zur Herstel-
lung der Oberflächen zu verwenden-
den Material sowie die Ausführung 
des Unterbaus ist auf der Ebene der 
Ausführungsplanung zu berücksichti-
gen. 

11.3. Die Anschlussbereiche sind in dem Entwurf des Bebauungsplans nicht detailliert dargestellt. Die Querung über die 
Schulauer Straße entsprechend der Vorplanung des Büros SBI wie im Planungsausschuss vom 03.05.2022 vorgestellt 
würde einen sicheren und komfortablen Anschluss an den Teilbereich 1 des Bebauungsplans 76 gewährleisten. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich 
hierdurch kein Anpassungsbedarf. 

11.4. Der Anschluss an die Gorch-Fock-Straße erscheint grundsätzlich ausreichend sicher gestaltet zu sein. An der Ein-
/Ausfahrt der Tiefgarage der Kursana-Residenz sollte durch Verkehrsspiegel und eine Haltelinie die Sicherheit für 
die Radfahrenden gewährleistet werden.  

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich 
hierdurch kein Anpassungsbedarf. 

11.5. Der Anschluss an die Schulstraße ist gemäß vorgestellter Vorplanung mit einer Breiter von 3,0 m als gemeinsamer 
Fuß- und Radweg geplant. Dieser Breite erfordert gegenseitige Rücksichtnahme zwischen Fuß- und Radfahrenden, 
ist auf einer Länger von 70 m aus unserer Sicht zu vertreten und aufgrund mangelndem Platz anscheinend die ma-
ximal mögliche Breite.  

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich 
hierdurch kein Anpassungsbedarf. 

11.6. Dieser Wegeverbindung wird durch den Anschluss an den Jörg-Ballack-Weg und den kurzen Weg zum Bahnhof stark 
von Radfahrenden und zu Fuß Gehenden frequentiert werden. Eine sichere Querung der Mühlenstraße im Bereich 
der Einmündung der Schulstraße wird durch den Bau der Fuß- und Radwegverbindung daher noch dringlicher. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich 
hierdurch kein Anpassungsbedarf. 

 

TOP 3



 

12. BUND Schleswig-Holstein 

Schreiben vom 03.01.2023 

 

12.1. Grundsätzlich befürworten wir Maßnahmen, die den Radverkehr fördern und gleichzeitig eine klimapolitische Ent-
scheidung sind. Zu der vorliegenden Planung möchten wir jedoch unsere Bedenken äußern. Zunächst fehlt für eine 
Beurteilung dieser Planung die Einordnung der Teilstrecke in das bestehende Fahrradwegenetz. Der geplante Fahr-
radweg soll gesetzlich geschützte Biotope und das FFH-Gebiet 2323-392 „Schleswig-Holsteinisches Elbästuar und 
angrenzende Flächen“ durchqueren. Isoliert dargestellt fällt es uns schwer zu beurteilen, ob die geplante Wege-
führung durch ein sensibles Gebiet dringend notwendig und sinnvoll ist. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich 
hierdurch kein Anpassungsbedarf. 

Im Mobilitätskonzept der Stadt Wedel 
ist der Streckenverlauf als „potenti-
elle Radverkehrsnetzerweiterung“ im 
Verbund aller Velorouten dargestellt. 

12.2. Einen Brückenbau über die Wedeler Au können wir aus naturschutzfachlicher Sicht nicht befürworten. Die Wedeler 
Au ist gemäß der Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) ein Gewässer 1. Ordnung und es gilt das Verschlechterungsverbot. 
Im Maßnahmenkatalog der WRRL wird zur Verbesserung der Wasserqualität die Durchgängigkeit der Gewässer und 
die Hydromorphologie mit einer hohen Priorität festgestellt. Die Brücke würde jedoch dem widersprechen. So wür-
de das Bauwerk mit seinen negativen Auswirkungen in die Sohle und in das Ufer (Eingriff in das natürliche Bodenge-
füge, sowie in die Pflanzen- und Tierwelt) das FFH-Gebiet nachhaltig schädigen. Zudem kann es in Starkregenzei-
ten an der Brücke zu Anstauungen kommen und somit auch zu Überflutungen in das Stadtgebiet hinein. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

In der Begründung zum Bebauungs-
plan wird deutlicher auf die Entwick-
lung des Fuß- und Radweges von der 
Machbarkeitsstudie, die Artenschutz-
fachliche Begleitung 2018, die Ab-
stimmung mit der Unteren und Obe-
ren Naturschutzbehörde 2019/2021 
ergänzenden biologischen Untersu-
chungen in 2020 eingegangen. 

Die Wedeler Au ist ein Gewässer 
2. Ordnung. Es liegt eine umfassende 
FFH-Verträglichkeitsstudie zur Que-
rung der Wedeler Au mit der Verle-
gung der Bundesstraße B 431 von 
2003 vor. Unter Einhaltung der vor-
geschlagenen Maßnahmen ist nicht 
von einer erheblichen Beeinträchti-
gung der Erhaltungsziele auszugehen. 
Im FNP- und LP-Verfahren wurde die 
Querung mit der Darstellung eines 
Fuß- und Radweges erneut geprüft 
und 2010 genehmigt. Im Bebauungs-
plan werden die Uferbereiche mit 
der Darstellung „Umgrenzung der 
Flächen, die von der Bebauung frei-
zuhalten sind“ ausgewiesen, somit 
wird der Erhalt des Flussquerschnitts 
sowie der bestehenden hydraulischen 
Gegebenheiten gewährleistet. 
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12.3. Mit der Streckenführung kann es zu weiteren negativen Auswirkungen kommen:  

- Scheuchwirkung für Avifauna und Fledermäuse durch Radfahrende 

- Störung durch Lärmauswirkungen  

- Vermüllung der sensiblen Bereiche  

Der Anregung wird gefolgt. 

Es wird ein Hinweis auf dem Plan für 
den Artenschutz sowie zu dessen Mo-
nitoring aufgenommen. 

12.4. Folgende Fragen stellen wir:  

- Soll der Fahrradweg beleuchtet werden? 

- Wenn ja, ist zu klären, ob Eingriffe gem. § 44 BNatSchG eintreten.  

- Es ist zu prüfen, ob § 44 Abs. 5 BNatSchG für Eingriffe und vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF-
Maßnahmen) zum Einsatz kommen.  

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen.  

Für den Bebauungsplan ergibt sich 
hierdurch kein Anpassungsbedarf. 

Hinsichtlich der Beleuchtung wird auf 
§ 41a BNatSchG verwiesen. Ein ent-
sprechender Hinweis auf die Ausge-
staltung einer ggfs. neu zu errichten-
den Beleuchtung wird auf die Plan-
zeichnung aufgenommen. 

12.5. Der Grundwasserstand liegt bei rd. 0,0 m bis 3,9 m unter GOK.  

- Wie soll verhindert werden, dass bei höheren Grundwasserständen der Radweg unbefahrbar ist? 

- Ist der Untergrund ausreichend tragfähig? Im geotechnischen Gutachten wird auf homogene, nicht tragfähi-
ge organische Weichschichten hingewiesen.  

- Wie oft sind Unterhaltungsmaßnahmen notwendig?  

- Wird der Radweg aufgrund der hydrologischen Verhältnisse auf lange Sicht haltbar sein?  

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich 
hierdurch kein Anpassungsbedarf. 

Im Rahmen der Ausführungsplanung 
sowie der Bauausführung wird ein 
Boden-, Verwertungs- und Entsor-
gungsmanagement durchgeführt. 

12.6. Wir stimmen dem artenschutzfachlichen Gutachten zu, dass die Kartierungen für eine belastbare Studie zu alt sind. 
Zudem fehlen Untersuchungen zu Insekten und bei einem beleuchtetem Radweg insbesondere zu den Nachtfaltern. 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Nach dem artenschutzfachlichen 
Gutachten 2018 sind in Abstimmung 
mit der Unteren und Oberen Natur-
schutzbehörde die weiteren biologi-
schen Untersuchungen durchgeführt 
und abgenommen worden 2019/2021. 

In der Begründung werden die Kapitel 
umgestellt.  
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12.7. Wie sollen Inhalte aus dem Gesetz zum Schutz der Insektenvielfalt in Deutschland umgesetzt werden? Der Hinweis zur Kenntnis genom-
men. 

Das Gesetz zum Schutz der Insekten-
vielfalt trifft Regelungen im 
BNatSchG, im Ausgleichgesetz sowie 
Pflanzenschutzgesetz. Diese gesetzli-
chen Regelungen gelten unmittelbar 
und werden im Rahmen der weiteren 
Planung sowie Bauumsetzung einge-
halten.  

12.8. Wir halten in diesem Plangebiet einen Radweg nicht für naturverträglich. Wir empfehlen der Stadt Wedel stattdes-
sen das Potential des Gebietes zu nutzen, anschließend an die bereits erfolgte Umsetzung der WRRL-Maßnahmen 
im Teilgebiet 5 (oberhalb Mühlenstraße) der Wedeler Au. Sie sollte Maßnahmen entwickeln, die die Zielsetzungen 
der jeweiligen Biotope, zum Beispiel für Magerrasen oder für Hochstaudenflure, entsprechend fördern. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich 
hierdurch kein Anpassungsbedarf. 

12.9. Wir bitten um Zusendung des Abwägungsprotokolls. Der Anregung wird gefolgt. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich 
hierdurch kein Anpassungsbedarf. 

13. Kreis Pinneberg – Untere Bodenschutzbehörde 

Schreiben vom 03.01.2023 

 

13.1. Die Stadt Wedel hat den B-Planes Nr. 76 „Teilbereich 1 Rad- und Fußverbindung Geestrand“ im Verfahrensschritt 
des Scoping in der Beteiligung TöB 4-1. Für den Plangeltungsbereich liegen der unteren Bodenschutzbehörde keine 
Informationen über Altablagerungen, Altstandorte und/ oder schädliche Bodenveränderungen vor. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich 
hierdurch kein Anpassungsbedarf. 

13.2. Nach den Bodenkarten des Landes-SH sind im Plangeltungsbereich „Böden einer Kleimarsch“ und „Böden aus Auf-
schüttungen“ zu erwarten. Bei der IGB wurde von der Stadt Wedel ein geotechnisches Gutachten in Auftrag gege-
ben und liegt den Planunterlagen als Anlage, mit dem Erstellungsdatum vom 17.04.2018, bei. Die Profildarstellun-
gen der Kleinrammbohrungen bestätigen die Darstellung der „Böden aus Aufschüttungen“ der Bodenkarte. Für eine 
erste abfallrechtliche Einschätzung wurden aus den Auffüllungsbereichen Mischproben gebildet und untersucht. Die 
Mischprobe MP 3 ist aus den Aufschüttungsschichten von 0,0 bis 3,50 m der KRB 5,6,7 gebildet worden. Der Ben-
zo(a)pyrengehalt wurde mit 1,4 mg/ kg ermittelt. Der PAK-Gesamtgehalt mit 20,4 mg/kg. Einige Schwermetalle 
der MP 3 liegen oberhalb der Vorsorgewerte der BBodSchV. Für Benzo(a)pyren wird der Prüfwert für den Wirkungs-
pfad Boden-Mensch (Direktkontakt) der BBodSchV für Park- und Freizeitanlagen von 1 mg/kg überschritten.  

Die Mischprobe MP 4 wurde aus dem Aufschüttungshorizont zwischen 0,0 und 2,40 m der KRB 10 und 11 zusammen-
gestellt. Hier wurde für das Auffüllmaterial ein leicht erhöhter Kohlenwasserstoffgehalt von 570 mg/ kg ermittelt.  

Ein Prüfwert für Kohlenwasserstoffe für den Wirkungspfad Boden-Mensch ist in der BBodSchV nicht eingeführt. Die 
BBodSchV benennt einen Prüfwert für den Wirkungspfad Boden-Grundwasser zur Beurteilung des Sickerwasserpfa-
des. Da keine Gehaltsbestimmung über Eluatuntersuchungen bzw. gefördertes Grundwasser vorgenommen wurde, 
ist auf den derzeitigen Kenntnisstand keine bodenschutzrechtliche Bewertung möglich.  

Der Anregung wird gefolgt. 

Es wird ein Hinweis zur Durchführung 
eines Boden-, Verwertungs- und Ent-
sorgungsmanagement im Rahmen der 
Ausführungsplanung sowie der Bau-
ausführung auf die Planzeichnung 
aufgenommen. 
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Aufgrund der im geotechnischen Bericht vorgelegten Ergebnisse kann nicht ausgeschlossen werden, dass aus den 
Inhaltstoffen der vorhandenen Material-Aufschüttungen Gefahren für die Wirkungspfade Boden-Mensch und Boden-
Grundwasser vorliegen und/ oder in Zusammenhang mit der geplanten bautechnischen Umsetzung ausgelöst wer-
den.  

Um Gefahren im Zusammenhang mit der Planausweisung sicher ausschließen zu können, ist es notwendig im Zuge 
der weiteren Planung ein „Boden-, Verwertungs- und Entsorgungsmanagement“ frühzeitig d.h. schon vor der Aus-
führungsplanung, zu beauftragen und für die Ausschreibungen vorzuhalten.  

Ziel dieses Management ist es, sicherzustellen, dass von den vor Ort verbleibenden Aufschüttungsmaterialien keine 
schädlichen Bodenveränderungen für die Wirkungspfade Boden-Mensch und Boden-Grundwasser ausgehen. Für Ma-
terial, dass den Plangeltungsbereich verlässt, sind die abfallrechtlichen Regelungen anzuwenden. Der Plangel-
tungsbereich liegt außerhalb eines Wasserschutzgebietes.  

In Hinblick auf den vorsorgenden Bodenschutz sind die im aktuellen Leitfaden veröffentlichten Planungsgrundlagen 
anzuwenden.  

Leitfaden zum Bodenschutz beim Bauen des Landes Schleswig-Holstein, Stand November 2021 

13.3. Die im Plangeltungsbereich vorhandenen Böden sind in Hinblick auf die Funktionserfüllungsgrad gemäß des 
BBodSchG als hochwertig eingestuft. Für die Planumsetzung wird daher auch eine bodenkundliche Baubegleitung 
nach DIN 19639 empfohlen. Diese kann die gesetzlichen Vorgaben zur Vorsorge bei Baumaßnahmen auf den Flächen 
und sicherlich zusätzlich benötigten Baueinrichtungsflächen planen und deren Umsetzung überwachen. Eine Ein-
bindung der bodenkundlichen Baubegleitung in das oben empfohlene Bodenmanagement sollte erfolgen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich 
hierdurch kein Anpassungsbedarf. 

14. Kreis Pinneberg – Untere Wasserbehörde 

Schreiben vom 03.01.2023 

 

14.1. Die Niederschlagswasserbeseitigung des Weges ist als Teil der Erschließung im B-Plan verbindlich zu regeln. Ich 
empfehle eine Versickerungsmulde längs des Weges mit Notüberlauf in die Wedeler Au.  

Der Anregung wird teilweise ge-
folgt. 

Folgende textliche Festsetzung wird 
in den Bebauungsplan aufgenommen: 
„Das auf den Verkehrsflächen beson-
derer Zweckbestimmung „Fuß- und 
Radweg“ anfallende Niederschlags-
wasser ist zu sammeln und innerhalb 
der Umgrenzung von Flächen für die 
Regelung des Wasserabflusses in be-
grünten Mulden zu versickern.“ 

Nach Abstimmungen mit der Stadt-
entwässerung Wedel werden ausrei-
chend Flächen für die Versickerung 
des Niederschlagswassers vorgehal-
ten. Ein Notüberlauf in die Wedeler 
Au wird nicht erforderlich.  
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14.2. Für die Brücke ist eine wasserrechtliche Genehmigung nach § 23 LWG (Landeswassergesetz) erforderlich. Der An-
trag ist rechtzeitig vor Baubeginn mit der Wasserbehörde abzustimmen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich 
hierdurch kein Anpassungsbedarf. 

14.3. Der Teilbereich 2 des B-Plans Nr. 76 (Rad- und Fußwegverbindung Geestrand) liegt nicht im WSG. Die Pfahlgrün-
dung (Erdaufschlüsse) ist mindestens 1 Monat vor Beginn anzuzeigen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich 
hierdurch kein Anpassungsbedarf. 

14.4. Die Entwässerung des Geh- und Radweges muss als Teil der Erschließung im Bebauungsplan geregelt werden.  

Wenn die Versickerung als mögliche Niederschlagswasserbeseitigung verfolgt werden soll, sind bei der Planung und 
Dimensionierung der Versickerungsanlagen die Vorgaben des DWA Arbeitsblattes A 138 zu beachten.  

Die Baugrunduntersuchungen, die im Rahmen des geotechnische Gutachten durchgeführt wurden, deuten an, dass 
in den Bereichen, in denen versickerungsfähige Sande anstehen, aufgrund der hohen Grundwasserstände und der 
bereichsweise oberflächennah anstehenden wassergeringdurchlässigen Schichten maximal Versickerungsmulden in 
Betracht gezogen werden können. Die Versickerung des auf selbstständigen Geh- und Radwegen anfallenden Nie-
derschlagswassers über die belebte Bodenzone ist nach § 13 Abs. 1 Nr. 3 Landeswassergesetz außerhalb von Was-
serschutzgebieten und altlastverdächtigen Flächen erlaubnis- und anzeigefrei.  

Der Anregung wird gefolgt. 

Folgende textliche Festsetzung wird 
in den Bebauungsplan aufgenommen: 
„Das auf den Verkehrsflächen beson-
derer Zweckbestimmung „Fuß- und 
Radweg“ anfallende Niederschlags-
wasser ist zu sammeln und innerhalb 
der Umgrenzung von Flächen für die 
Regelung des Wasserabflusses in be-
grünten Mulden zu versickern. 

14.5. Sollte eine Grundwasserabsenkung im Rahmen der Baumaßnahmen notwendig sein muss diese mit den entspre-
chenden Unterlagen rechtzeitig (8 Wochen vor Beginn) beim Fachdienst Umwelt des Kreises Pinneberg beantragt 
werden. Ein Antragsvordruck mit Hinweisen steht auf der Homepage des Kreises Pinneberg zum Download bereit 
(www.kreis-pinneberg.de/pinneberg_media/Dokumente/Fachdienst+26/Antrag+Grundwasserhaltung.pdf).  

Grundwasserentnahmen stellen grundsätzlich erlaubnispflichtige Gewässerbenutzungen nach § 9 i.V. mit § 8 Abs. 1 
Wasserhaushaltsgesetz dar. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich 
hierdurch kein Anpassungsbedarf. 

15. Kreis Pinneberg – Untere Naturschutzbehörde 

Schreiben vom 03.01.2023 

 

15.1. Durch den o.g. Bauleitplan werden die von mir wahrzunehmenden Belange von Natur und Landschaft berührt. Für 
die weitere Planung werden folgende Hinweise gegeben:  

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans umfasst Bereiche, die mit der Kreisverordnung über das Landschafts-
schutzgebiet 04 „Pinneberger Elbmarsch” vom 29.03.2000 unter besonderen Schutz gestellt wurden. Der Geltungs-
bereich des Bebauungsplans ist auf die Teile zu beschränken, in denen eine städtebauliche Regelung der baulichen 
Entwicklung geplant ist. Die im Landschaftsschutzgebiet befindlichen Flächen sollten nicht mit einbezogen werden. 

Der Anregung wird gefolgt. 

Die aktuell rechtswirksamen Bebau-
ungspläne Nr. 5f „Jungfernstieg“ so-
wie Nr. 51 „Augarten“ setzen für die 
in Rede stehenden Flächen teilweise 
„Straßenverkehrsflächen“ fest. Durch 
die Festsetzung dieser Flächen als 
„Flächen für die Landwirtschaft“ und 
„Flächen für Wald“ erfolgt, planungs-
rechtlich betrachtet, eine Aufwer-
tung dieser Flächen.  
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15.2. Im Verlauf der weiteren Planung muss der Nachweis erbracht werden, wie der erforderliche Kompensationsbedarf 
erfolgen kann. Für Ausgleichsmaßnahmen können nur Flächen in Anspruch genommen werden, die sich für diesen 
Zweck objektiv eignen. Damit kommen nur solche Flächen in Betracht, die aufwertungsbedürftig und –fähig sind. 
Die Flächen müssen in einen Zustand versetzt werden können, der sich im Vergleich mit dem früheren als ökolo-
gisch höherwertig einstufen lässt. Die festgesetzten Maßnahmen müssen bei prognostischer Betrachtung geeignet 
sein, die Flächen tatsächlich aufzuwerten; davon geht auch § 15 (2) Satz 2 BNatSchG aus. Zudem muss der durch 
die Ausgleichsmaßnahme geschaffene höherwertige Zustand im Grundsatz auf Dauer gewährleistet werden können. 

Der Anregung wird gefolgt. 

In den Bebauungsplan wird folgende 
Festsetzung aufgenommen: 

„Der Ausgleichsbedarf von 1.090 m² 
wird von dem städtischen Ökokonto 
Gemarkung Wedel, Flur 17, Flurstück 
62/83 ausgebucht.“ 

15.3. Die neue Wegeverbindung führt dazu, dass ein Teil des Autals für Erholungssuchende neu erschlossen wird. Im Ver-
lauf der weiteren Planung muss sich deshalb damit auseinandergesetzt werden, welche „Störungen“ in diesem 
Landschaftraum neu entstehen. Gegebenenfalls sind entsprechende Maßnahmen zum Schutz der angrenzenden 
hochwertigen Lebensräume einzuplanen.  

Der Anregung wird teilweise ge-
folgt. 

Die als „Flächen für die Landwirt-
schaft“ festgesetzten Flächen, die zu 
großen Teilen innerhalb des Land-
schaftsschutz- sowie Natura2000-
Gebiets liegen, werden weiterhin 
bewirtschaftet. Es wird ein regelmä-
ßiges Monitoring durchgeführt, wel-
ches bei wesentlichen Störungen des 
Landschaftsraums geeignete Maß-
nahmen benennt und umsetzt.  

15.4. Mit dem Gesetz zum Schutz der Insektenvielfalt in Deutschland vom 18.08.2021 wurde im BNatSchG der § 41a 
(Schutz von Tieren und Pflanzen vor nachteiligen Auswirkungen von Beleuchtungen) eingefügt. Diese Änderung trat 
am 1.3.2022 in Kraft. Nach § 41 a BNatSchG sind „neu zu errichtende Beleuchtungen an Straßen und Wegen, Au-
ßenbeleuchtungen baulicher Anlagen und Grundstücke sowie beleuchtete oder lichtemittierende Werbeanlangen 
technisch und konstruktiv so anzubringen, mit Leuchtmitteln zu versehen und so zu betreiben, dass Tiere und 
Pflanzen wildlebender Arten vor nachteiligen Auswirkungen durch Lichtimmissionen geschützt sind.“ Dies gilt auch 
für wesentliche Änderungen der Beleuchtungen von Straßen und Wegen, baulichen Anlagen und Grundstücken so-
wie Werbeanlagen. Da der geplante Rad- und Fußweg durch einen besonders sensiblen Landschaftraum führt und 
diesen neu erschließt sind hinsichtlich der Beleuchtung im B-Plan Festsetzungen zu treffen, die die Lichtimmissio-
nen auf das absolut erforderliche Mindestmaß reduzieren. Der vom Bundesamt für Naturschutz (BfN) 2019 erstellte 
„Leitfaden zur Neugestaltung und Umrüstung von Außenbeleuchtungsanlagen - Anforderungen an eine nachhaltige 
Außenbeleuchtung“ kann als pdf Dokument (BfN Skripten 543) abgerufen werden. 
https://www.bfn.de/sites/default/files/BfN/service/Dokumente/skripten/skript543_4_aufl.pdf 

Der Anregung wird gefolgt. 

Die gesetzlichen Regelungen des 
BNatSchG gelten unmittelbar und 
werden im Rahmen der weiteren Pla-
nung sowie Bauumsetzung eingehal-
ten. Außerdem wird im Vorfeld der 
Bauausführung ein Lichtmanagement 
erarbeitet.  

16. Kreis Pinneberg – gesundheitlicher Umweltschutz 

Schreiben vom 03.01.2023 

 

 Keine Anregungen. Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich 
hierdurch kein Anpassungsbedarf. 
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17. Kreis Pinneberg – Untere Abfallentsorgungsbehörde 

Schreiben vom 03.01.2023 

 

17.1. Bei dem Abtrag, einer Aufschüttung, einer Umlagerung oder einem Austausch von Boden / Asphalt ist Folgendes zu 
beachten bzw. einzuhalten:  

- Sofern hinsichtlich des Bodenaushubs ein Belassen bzw. ein Wiedereinbau vor Ort aus rechtlichen Gründen 
möglich ist (z.B. bestehen seitens der unteren Bodenschutzbehörde keine Bedenken), bestehen abfallrecht-
lich keine Einwände.  

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Es wird ein Hinweis zur Durchführung 
eines Boden-, Verwertungs- und Ent-
sorgungsmanagement auf die Plan-
zeichnung aufgenommen.  

17.2. Für Bodenaushub, der der externen Entsorgung (Verwertung oder Beseitigung) übergeben werden soll, gilt Folgen-
des:  

- Rechtzeitig vor einer Entsorgung des Abfalls (hier u.a. Bodenaushub) muss Kontakt mit der unteren Ab-
fallentsorgungsbehörde aufgenommen werden.  

- Die aktuellen (max. 6 Monate alt) Analyseergebnisse und der diesbezüglich geplante Entsorgungsweg (Ver-
wertung oder Beseitigung) sind der unteren Abfallentsorgungsbehörde mitzuteilen. Erst dann kann die Prü-
fung erfolgen, ob der vorgeschlagene Entsorgungsweg auch genutzt werden kann. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich 
hierdurch kein Anpassungsbedarf. 

17.3. Insgesamt müssen vor der Abfuhr bzw. Entsorgung folgende Unterlagen vorliegen:  

- Analytikberichte nach LAGA  
o Bei einem Bauschutt-Anteil von > 10%: Analyse nach LAGA Bauschutt von 1997  
o Bei einem Bauschutt-Anteil von <10 %: Analyse nach LAGA M20  

- Probenahmeprotokolle nach LAGA M32 PN 98 (insbesondere mit detaillierten Angaben zur Art der Proben-
ahme, Menge des beprobten Materials, Benennung der Bodenart, Lageplan)  

- Detaillierte Angaben (z.B. Gesamtmenge des Abfalls)  
- Angaben zum geplanten Entsorgungsweg  

Mit der Entsorgung darf nicht begonnen werden, bevor die Prüfung des geplanten Entsorgungswegs erfolgen konnte 
und die untere Abfallentsorgungsbehörde bestätigt hat, dass der Entsorgungsweg genutzt werden kann. Die Entsor-
gungsbelege sind unverzüglich vorzulegen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich 
hierdurch kein Anpassungsbedarf. 

17.4. Im Falle einer Entsorgung zur Beseitigung (z.B. bei Deponierung von Bodenaushub) bestehen Andienungs- und Über-
lassungspflichten nach § 17 KrWG i.V.m. § 1 Abfallwirtschaftssatzung im Kreis Pinneberg. Dies hat zur Folge, dass 
Abfälle zur Beseitigung der Gesellschaft für Abfallwirtschaft und Abfallbehandlung mbH - GAB -, Bundesstraße 301 
in 25495 Kummerfeld (www.gab-umweltservice.de; Tel: 04120/709-0) zu überlassen sind.  

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich 
hierdurch kein Anpassungsbedarf. 

17.5. Der Einbau von extern angeliefertem Material muss vorab mit der unteren Abfallentsorgungsbehörde abgestimmt 
werden. Das verwendete Material muss den Anforderungen des Regelwerk 20 der LAGA (Anforderungen an die 
stoffliche Verwertung von mineralischen Reststoffen/Abfällen der Länderarbeitsgemeinschaft Abfall) entsprechen. 
Vor dem Einbau von auswasch- oder auslaugbaren wassergefährdenden Materialien (z.B. Naturschotter, Bauschutt 
oder Recyclingmaterial) ist daher eine Abstimmung mit der unteren Abfallentsorgungsbehörde erforderlich und die 
entsprechenden Unbedenklichkeitsnachweise des Materials (Zertifikate bzw. Laboranalysen) sind der unteren Ab-
fallentsorgungsbehörde vor dem Einbau vorzulegen. Erst nach dem Vorliegen der entsprechenden Unterlagen kann 
geprüft werden, ob der Einbau des gewählten Materials überhaupt möglich ist. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich 
hierdurch kein Anpassungsbedarf. 
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17.6. Die Entfernung von asbesthaltigem Material (z.B. alter Straßenbelag könnte Asbest beinhalten) darf nur unter der 
Berücksichtigung der TRGS 519 erfolgen. Über den Verbleib der abgebauten Asbestprodukte sind der unteren Ab-
fallentsorgungsbehörde des Kreises Pinneberg nach Abschluss der Maßnahme Entsorgungsbelege in Form von Wie-
genoten und Übernahmescheinen unaufgefordert vorzulegen.  

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich 
hierdurch kein Anpassungsbedarf. 

17.7. Entsprechende Entsorgungsbelege (inkl. Übernahmescheine) für alle Abfälle sind mir unverzüglich vorzulegen.  Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich 
hierdurch kein Anpassungsbedarf. 

17.8. Ab dem 01.08.2023 sind die Vorgaben der Ersatzbaustoffverordnung (Mantelverordnung) einzuhalten.  Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich 
hierdurch kein Anpassungsbedarf. 

18. Vodafone GmbH 

E-Mail vom 05.01.2023 

 

 Wir teilen Ihnen mit, dass die Vodafone GmbH / Vodafone Deutschland GmbH gegen die von Ihnen geplante Maß-
nahme keine Einwände geltend macht. In Ihrem Planbereich befinden sich Telekommunikationsanlagen unseres Un-
ternehmens. Bei objektkonkreten Bauvorhaben im Plangebiet werden wir dazu eine Stellungnahme mit entspre-
chender Auskunft über unseren vorhandenen Leitungsbestand abgeben. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich 
hierdurch kein Anpassungsbedarf. 

19. Stadtwerke Wedel GmbH 

E-Mail vom 05.01.2023 

 

 Mit Bezug auf Machbarkeitsstudie der Fa. SBI von Oktober 2018 Kapitel 4 – Vorzugsvariante: 

Die Stadtwerke Wedel Straßenbeleuchtungs- und Lichtsignalanlagen GmbH bietet die Errichtung von Straßenbe-
leuchtungsanlagen an. Aktuell bestehen seitens der Stadtwerke Wedel keine Bedenken gegen das Bauvorhaben. Vor 
Ausführung von Baumaßnahmen ist unter leitungsauskunft@stadtwerke-wedel.de eine aktuell Leitungsauskunft ein-
zuholen. Ich bitte Sie um frühzeitige Einbindung in die nachfolgenden Planungsschritte.  

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich 
hierdurch kein Anpassungsbedarf. 

20. Landesbetrieb für Küstenschutz, Nationalpark und Meeresschutz 

Schreiben vom 29.12.2022 

 

20.1. Fachbereich 40 (untere Küstenschutzbehörde) 

Das Plangebiet befindet sich eher westlich in der Ortslage Wedel, östlich der Schulauer Straße und nördlich der 
Wedeler Au. Im Bereich des Plangebiets befinden sich keine Deiche, die dem Zweck des Küstenschutzes dienen 
(Landesschutzdeiche, Regionaldeiche, Mitteldeiche) sowie keine sonstigen Küstenhochwasserschutzanlagen. Gemäß 
den derzeit geltenden, amtlichen Hochwasserrisiko- und Hochwassergefahrenkarten befindet sich ein erheblicher 
Teil des Plangebiet innerhalb eines Hochwasserrisikogebiets an der Küste im Sinne von § 59 Abs. 2 LWG. Aufgrund 
der Lage hinter einem Landesschutzdeich gilt das Gebiet jedoch als ausreichend geschützt. Ein küstenschutzrecht-
liches Bauverbot im Sinne von § 82 Abs. 1 Nr. 4 LWG besteht daher aufgrund der gesetzlichen Ausnahme nach § 82 
Abs. 2 Nr. 6 LWG nicht. Eine Betroffenheit von anderen küstenschutzrechtlichen Belangen ist nicht erkennbar. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich 
hierdurch kein Anpassungsbedarf. 
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20.2. Fachbereich 42 (Wasserwirtschaft - Teileinzugsgebiet Tideelbe) 

Derzeit befinden sich am Wasserkörper pi_14 (Wedeler Au- Unterlauf) keine Maßnahmen in der Planung/bzw. 
Durchführung. Entlang des WK sind im 3. Bewirtschaftungszeitraum (bis 2027) keine weiteren Maßnahmen vorgese-
hen. Im darüber befindlichen Oberlauf, dem WK pi_15 (Wedeler Au- Oberlauf), wurden bereits Maßnahmen im Jahr 
2021 zur naturnahen Entwicklung und mit dem Bau von zwei Sandfängen abgeschlossen. Der ökologische Zustand 
des Unterlaufs wurde gemäß der HMWB- Ausweisung 2017 als unbefriedigend bewertet. Der physikalisch- chemi-
sche Zustand wurde insgesamt als gut bewertet. Gemäß den Zielen der WRRL ist das gute ökologische Potential zu 
erreichen und eine Verschlechterung verboten. Ich verweise auf das Maßnahmenprogramm. Weitere Unterlagen zur 
Maßnahmenplanung für den 3. BWZ sind folgendem Link zu entnehmen: 

Inhalte - Dritter Bewirtschaftungszeitraum - schleswig-holstein.de 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich 
hierdurch kein Anpassungsbedarf. 

20.3. Hinweise 

- Die Zuständigkeit für die Bewertung der Risiken durch Binnenhochwasser liegt bei der unteren Wasserbe-
hörde. 

- Die Vorhaben befinden sich in einem Gebiet, das grundsätzlich durch Sturmfluten gefährdet ist. Eine abso-
lute Sicherheit ist auch hinter Landesschutzdeichen nicht gegeben. 

- Bei der Planung von Rettungswegen sollten hochwassergefährdete Flächen berücksichtigt werden. Im Falle 
von Extremereignissen stehen diese nicht mehr uneingeschränkt für eine Evakuierung zur Verfügung. 

- Bei der Umsetzung von Vorhaben in gefährdeten Bereichen bestehen gegenüber dem Land Schleswig-
Holstein keine Ansprüche auf Finanzierung oder Übernahme notwendiger Schutzmaßnahmen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich 
hierdurch kein Anpassungsbedarf. 

20.4. Im Übrigen bitte ich Sie, mich über den Fortgang des Verfahrens zu informieren. Der Anregung wird gefolgt. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich 
hierdurch kein Anpassungsbedarf. 

21. Landesbetrieb für Straßenbau und Verkehr Schleswig-Holstein – Standort Itzehoe 

Schreiben vom 28.12.2022 

 

 Das Gebiet liegt südlich der Mühlenstraße (Bundesstraße 431 -B 431-), getrennt durch vorhandene Bebauung. Die 
B 431 ist in diesem Bereich Teil einer festgesetzten Ortsdurchfahrt. Gegen die o.g. Bauleitplanung habe ich keine 
Bedenken. Diese Stellungnahme bezieht sich im straßenbaulichen und straßenverkehrlichen Bereich nur auf Stra-
ßen des überörtlichen Verkehrs mit Ausnahme der Bundesautobahnen und der Kreisstraßen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich 
hierdurch kein Anpassungsbedarf. 

22. Gebäudemanagement Schleswig-Holstein AöR 

Schreiben vom 06.01.2023 

 

 Die mir im Internet / BOB-SH zugänglichen Planunterlagen habe ich auf Belange des Landes Schleswig – Holstein hin 
überprüft und erhebe hierzu keine Einwände, da keine Landesliegenschaften betroffen sind.  

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen.  

Für den Bebauungsplan ergibt sich 
hierdurch kein Anpassungsbedarf. 
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23. NABU Hamburg 

Schreiben vom 06.01.2023 

 

23.1. Der NABU Schleswig-Holstein und der NABU Hamburg bedanken sich für die Zusendung der Unterlagen und nehmen 
nach Rücksprache mit der NABU Gruppe Wedel wie folgt Stellung dazu:  

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen.  

Für den Bebauungsplan ergibt sich 
hierdurch kein Anpassungsbedarf. 

23.2. Wie aus den vorliegenden Planungsunterlagen erkennbar, sollen tiefe Gründungen der Brücke und die Wiederlager 
in den Böschungen der Wedeler Au und damit im FFH - Lebensraumtyp „Ästuar“ eingebracht werden. Gründungen 
der Brücke und die Wiederlager in den Böschungen der Wedeler Au verändern vermutlich das Fließverhalten in die-
sem Abschnitt, was möglicherweise eine Beeinträchtigung des Lebensraumes nach sich zieht. Damit wird für dieses 
Teilbauwerk ein Teil des Lebensraumtyps beansprucht. Die hydrologischen Verhältnisse im Plangebiet sollten sich 
nicht verändern (auch nicht zeitweise). Es wird empfohlen, frühzeitig Untersuchungen einzuplanen, ob sich nach 
der Realisierung der Brücke die Eigendynamik des Fließverhaltens der Au verändert hat und welche Auswirkungen 
sich eingestellt haben, die unter Umständen nachgebessert werden sollten.  

Der Anregung wird teilweise ge-
folgt.  

Im Bebauungsplan werden die Ufer-
bereiche mit der Darstellung „Um-
grenzung der Flächen, die von der 
Bebauung freizuhalten sind“ ausge-
wiesen, somit wird der Erhalt des 
Flussquerschnitts sowie der beste-
henden hydraulischen Gegebenheiten 
gewährleistet. 

23.3. Ferner sollten die Teile des FFH - Gebietes 2323 - 392 eingezäunt werden, da die Flächen dann freizeitmäßig er-
schlossen und zugänglich sind. 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Die als „Flächen für die Landwirt-
schaft“ festgesetzten Flächen, die zu 
großen Teilen innerhalb des Land-
schaftsschutz- sowie Natura2000-
Gebiets liegen, werden weiterhin 
bewirtschaftet. Die Zugänglichkeit 
über den Fuß- und Radweg muss wei-
terhin gewährleistet sein. Es wird ein 
regelmäßiges Monitoring durchge-
führt, welches bei wesentlichen Stö-
rungen des Landschaftsraums geeig-
nete Maßnahmen benennt und um-
setzt.  

23.4. Wir gehen davon aus, dass der Rad- und Fußweg auf der gesamten Strecke eine maximale Breite von 4,5 m hat und 
dass er nicht mit Pflastersteinen oder Asphalt versiegelt wird. Auf Grund der dortigen Insektenwelt sowie der Nut-
zung der Fledermäuse als Jagdgebiet gehen wir davon aus, dass keine Wegbeleuchtung installiert wird. 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Der Fuß- und Radweg wird nach sei-
ner Fertigstellung eine wesentliche 
Verbindungsachse zwischen dem 
nordwestlichen Stadtgebiet und der 
S-Bahn bzw. dem Stadtzentrum sein. 
Eine hohe Frequentierung ist somit 
zu erwarten. Um eine möglichst kom-
fortable Nutzung des Fuß- und Rad-
wegs zu jeder Witterung sicherzustel-
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len, soll die Oberfläche befestigt 
werden. Dieser Eingriff in Natur und 
Landschaft wird vollständig im Rah-
men der naturschutzfachlichen Ein-
griffsregelung bewertet und ausgegli-
chen.  

Die Stadt Wedel unterliegt der Ver-
kehrssicherungspflicht, die eine Be-
leuchtung öffentlichen Wege und 
Flächen fordert. Daher wird im Vor-
feld der Bauausführung ein Lichtma-
nagement erarbeitet. 

23.5. Bezüglich der FAUNA/FLORA sollte mit eingeplant werden, dass 2-3 Jahre nach Abschluss aller Maßnahmen, Unter-
suchungen auf Veränderungen stattfinden.  

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Es wird ein Hinweis auf dem Plan für 
den Artenschutz sowie zu dessen Mo-
nitoring aufgenommen.  

23.6. Der NABU bittet um weitere Beteiligung am Verfahren.  Der Anregung wird gefolgt. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich 
hierdurch kein Anpassungsbedarf. 

24. Landessportverband Schleswig-Holstein e.V. 

Schreiben vom 09.01.2023 

 

24.1. Grundlage der Stellungnahme des Landessportverbandes Schleswig-Holstein (LSV SH) ist die Stellungnahme des 
Kreissportverbandes Pinneberg (KSV Pinnebg.), die wir hiermit zum Gegenstand unserer Stellungnahme machen. 
Die den LSV SH erreichenden Planungsunterlagen werden aufgrund der besseren Vor-Ort-Kenntnisse und der Kennt-
nis ggf. vorliegender Betroffenheiten durch unsere Kreissportverbände bearbeitet. Die dafür zuständigen Personen 
sind meist ehrenamtlich tätige Mitarbeiter. In jedem Fall trifft dies für die Vertreter der ansässigen Sportvereine 
zu, die durch den KSV zu Rate gezogen werden. Insofern ist die eingeräumte Frist von ca. einem Monat für die Stel-
lungnahme ein knapper Zeitraum (Weihnachtszeit / Jahreswechsel). Bei den uns bisher erreichenden Planungsvor-
haben besteht mit den zuständigen Behörden die Absprache, dem Landessportverband eine Stellungnahmefrist von 
mindestens acht Wochen einzuräumen. Dieser Zeitraum wird benötigt, um die betroffenen Sportverbände und –
vereine angemessen einbinden zu können. Wir bitten, diesen Sachverhalt bei zukünftigen Vorhaben zu berücksich-
tigen.  

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich 
hierdurch kein Anpassungsbedarf. 

24.2. Seitens des LSV SH werden gegen die vorbezeichneten Planungsentwürfe der Stadt Wedel keine Bedenken bzw. 
Einwände vorgebracht.  

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich 
hierdurch kein Anpassungsbedarf. 
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25. LLUR Südwest Itzehoe 

Schreiben vom 09.01.2023 

 

 Aus Sicht des Immissionsschutzes sind keine Anregungen oder Bedenken mitzuteilen.  Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich 
hierdurch kein Anpassungsbedarf. 

26. Deutscher Wetterdienst, Verwaltungsbereich Hamburg Nord 

Schreiben vom 09.01.2023 

 

 Der Deutsche Wetterdienst (DWD) bedankt sich als Träger öffentlicher Belange für die Beteiligung an o. a. Vorha-
ben. Der DWD hat keine Einwände gegen die von Ihnen vorgelegte Planung, da keine Standorte des DWD beein-
trächtigt werden bzw. betroffen sind.  

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich 
hierdurch kein Anpassungsbedarf. 

27. Schleswig-Holstein Netz, Netzcenter Uetersen 

Schreiben vom 09.01.2023 

 

 Von Seiten der Schleswig-Holstein Netz bestehen keine grundsätzlichen Bedenken gegen den Bebauungsplan 
Nr. 76„Rad-/Fußwegeverbindung Geestrand“, Teilbereich 2 zwischen Schulauer Straße und Gorch-Fock-Platz. Für 
weitere Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung.  

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich 
hierdurch kein Anpassungsbedarf. 

28. Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie 

Schreiben vom 09.01.2023 

 

 Sofern im Zuge des o.g. Vorhabens Baumaßnahmen erfolgen, verweisen wir für Hinweise und Informationen zu den 
Baugrundverhältnissen am Standort auf den NIBIS ® Kartenserver . Die Hinweise zum Baugrund bzw. den Baugrund-
verhältnissen ersetzen keine geotechnische Erkundung und Untersuchung des Baugrundes bzw. einen geotechni-
schen Bericht. Geotechnische Baugrunderkundungen/-untersuchungen sowie die Erstellung des geotechnischen Be-
richts sollten gemäß der DIN EN 1997-1 und -2 in Verbindung mit der DIN 4020 in den jeweils gültigen Fassungen er-
folgen. Ob im Vorhabensgebiet eine Erlaubnis gem. § 7 BBergG oder eine Bewilligung gem. § 8 BBergG erteilt 
und/oder ein Bergwerkseigentum gem. §§ 9 und 149 BBergG verliehen bzw. aufrechterhalten wurde, können Sie 
dem NIBIS ® Kartenserver entnehmen. Wir bitten Sie, den dort genannten Berechtigungsinhaber ggf. am Verfahren 
zu beteiligen. Rückfragen zu diesem Thema richten Sie bitte direkt an markscheiderei@lbeg.niedersachsen.de. In-
formationen über möglicherweise vorhandene Salzabbauberechtigkeiten finden Sie unter 
www.lbeg.niedersachsen.de/Bergbau/Bergbauberechtigungen/Alte_Rechte. In Bezug auf die durch das LBEG ver-
tretenen Belange haben wir keine weiteren Hinweise oder Anregungen. Die vorliegende Stellungnahme hat das 
Ziel, mögliche Konflikte gegenüber den raumplanerischen Belangen etc. ableiten und vorausschauend berücksichti-
gen zu können. Die Stellungnahme wurde auf Basis des aktuellen Kenntnisstandes erstellt. Die verfügbare Daten-
grundlage ist weder als parzellenscharf zu interpretieren noch erhebt sie Anspruch auf Vollständigkeit. Die Stel-
lungnahme ersetzt nicht etwaige nach weiteren Rechtsvorschriften und Normen erforderliche Genehmigungen, Er-
laubnisse, Bewilligungen oder objektbezogene Untersuchungen.  

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich 
hierdurch kein Anpassungsbedarf. 
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Abwägung der Stellungnahmen der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB zwischen 
dem 11.10.2023 und einschließlich 01.12.2023.  

 

1. Landesamt für Umwelt des Landes Schleswig-Holstein 
Schreiben vom 11.10.2023 

 

 Aus Sicht des Immissionsschutzes sind keine Anregungen oder Bedenken mitzuteilen. Bei Planänderungen und Er-
gänzungen wird um erneute Beteiligung mit Benennung der geänderten oder ergänzten Teile gebeten. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich hier-
durch kein Anpassungsbedarf. 

2. Landeskriminalamt Schleswig-Holstein - Kampfmittelräumdienst 
Schreiben vom 11.10.2023 

 

 In der Gemeinde/Stadt sind Kampfmittel nicht auszuschließen.  

Vor Beginn von Tiefbaumaßnahmen wie z. B. Baugruben/Kanalisation/Gas/Wasser/Strom und Straßenbau ist die 
Fläche/Trasse gem. Kampfmittelverordnung des Landes Schleswig-Holstein auf Kampfmittel untersuchen zu las-
sen. Die Untersuchung wird auf Antrag durch das Landeskriminalamt Dezernat 33, Sachgebiet 331, Mühlenweg 166, 
24116 Kiel durchgeführt. Bitte weisen Sie die Bauträger darauf hin, dass sie sich frühzeitig mit dem Kampfmittel-
räumdienst in Verbindung setzen sollten, damit Sondier- und Räummaßnahmen in die Baumaßnahmen einbezogen 
werden können. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich hier-
durch kein Anpassungsbedarf. 

3. Archäologisches Landesamt Schleswig-Holstein - Obere Denkmalschutzbehörde 
Schreiben vom 11.10.2023 

 

3.1. Wir stimmen der vorliegenden Planung unter folgender Auflage zu: Vor dem Beginn von Erdarbeiten muss die Flä-
che durch das Archäologische Landesamt Schleswig-Holstein untersucht und vorhandene Denkmale geborgen und 
dokumentiert werden. Es ist dabei zu berücksichtigen, dass archäologische Untersuchungen zeitintensiv sein kön-
nen und eine Absprache möglichst frühzeitig getroffen werden sollte, damit keine Verzögerungen im sich anschlie-
ßenden Bauablauf entstehen. Die Kosten sind vom Verursacher zu tragen. Entsprechend sollte der Planungsträger 
sich frühzeitig mit dem Archäologischen Landesamt in Verbindung setzen, um das weitere Vorgehen zu bespre-
chen. Zuständig ist Frau Mirjam Briel (Tel.: 04551 - 8948673; Email: mirjam.briel@alsh.landsh.de).  

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich hier-
durch kein Anpassungsbedarf. 

3.2. Mit der Umsetzung dieser Planung sind bedeutende Erdarbeiten zu erwarten. Bei der überplanten Fläche handelt 
es sich um eine Stelle, von der bekannt ist oder den Umständen nach zu vermuten ist, dass sich dort Kulturdenk-
male befinden. Das archäologische Interessengebiet in diesem Bereich dient zur Orientierung, dass mit einem er-
höhten Aufkommen an archäologischen Denkmalen zu rechnen ist und das Archäologische Landesamt Schleswig-
Holstein bei Maßnahmen beteiligt werden muss.  

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich hier-
durch kein Anpassungsbedarf. 

3.3. Für die überplante Fläche liegen zureichende Anhaltspunkte vor, dass im Verlauf der weiteren Planung in ein 
Denkmal eingegriffen werden wird. Die Fläche befindet sich im Bereich eines Objektes der Archäologischen Lan-
desaufnahme (der Siedlungsfläche LA 26). Es liegen daher deutliche Hinweise auf ein hohes archäologisches Poten-
tial dieser Planfläche vor. Archäologische Kulturdenkmale können nicht nur Funde, sondern auch dingliche Zeug-
nisse wie Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit sein. Erdarbeiten an diesen 
Stellen bedürfen gem. § 12 Abs. 2 S. 6 DSchG SH 2015 der Genehmigung des Archäologischen Landesamtes Schles-
wig-Holstein. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich hier-
durch kein Anpassungsbedarf. 
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3.4. Nach Abwägung der Belange des Verursachers mit denen des Denkmalschutzes stehen aus unserer Sicht an dieser 
Stelle keine Gründe des Denkmalschutzes einer Genehmigung entgegen. Sie ist daher gem. § 13 Abs. 2 DSchG SH 
zu erteilen. Die Genehmigung wird mit Auflagen in Form von archäologischen Untersuchungen gem. § 13 Abs. 4 
DSchG SH versehen, um die Beeinträchtigungen von Denkmalen zu minimieren. Das Denkmal kann der Nachwelt 
zumindest als wissenschaftlich auswertbarer Datenbestand aus Dokumentation, Funden und Proben in Sinne eines 
schonenden und werterhaltenen Umgangs mit Kulturgütern (gem. §1 Abs. 1 DSchG SH) und im Sinne des Dokumen-
tationsauftrags der Denkmalpflege (gem. §1 Abs. 2 DSchG SH) erhalten bleiben. Eine archäologische Untersuchung 
ist vertretbar, da die vorliegende Planung unter Einhaltung der Auflagen umgesetzt werden kann. Die Konfliktlage 
zwischen vorliegender Planung und zu vermutenden Kulturdenkmalen wird dadurch gelöst, dass archäologische 
Untersuchungen an den Stellen durchgeführt werden, an denen Denkmale zu vermuten sind. Der Verursacher des 
Eingriffs hat gem. § 14 DSchG SH die Kosten, die für die Untersuchung, Erhaltung und fachgerechte Instandset-
zung, Bergung, Dokumentation des Denkmals sowie die Veröffentlichung der Untersuchungsergebnisse anfallen, im 
Rahmen des Zumutbaren zu tragen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich hier-
durch kein Anpassungsbedarf. 

3.5. Darüber hinaus verweisen wir auf § 15 DSchG SH: Wer Kulturdenkmale entdeckt oder findet, hat dies unverzüglich 
unmittelbar oder über die Gemeinde der oberen Denkmalschutzbehörde mitzuteilen. Die Verpflichtung besteht 
ferner für die Eigentümerin oder den Eigentümer und die Besitzerin oder den Besitzer des Grundstücks oder des 
Gewässers, auf oder in dem der Fundort liegt, und für die Leiterin oder den Leiter der Arbeiten, die zur Entde-
ckung oder zu dem Fund geführt haben. Die Mitteilung einer oder eines der Verpflichteten befreit die übrigen. Die 
Verpflichteten haben das Kulturdenkmal und die Fundstätte in unverändertem Zustand zu erhalten, soweit es oh-
ne erhebliche Nachteile oder Aufwendungen von Kosten geschehen kann. Diese Verpflichtung erlischt spätestens 
nach Ablauf von vier Wochen seit der Mitteilung. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich hier-
durch kein Anpassungsbedarf. 

4. Gewässer- und Landschaftsverband im Kreis Pinneberg 
E-Mail vom 13.10.2023 

 

 Nach Sichtung des Übersichtsplanes kann ich Ihnen mitteilen, dass sich das Vorhaben außerhalb unseres Verbands-
gebiets befindet (unser Verbandsgebiet endet westlich der Schulauer Straße). 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich hier-
durch kein Anpassungsbedarf. 

5. Hamburger Verkehrsverbund GmbH 
E-Mail vom 13.10.2023 

 

 Mit den Ausweisungen der Planung sind wir einverstanden.  Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich hier-
durch kein Anpassungsbedarf. 
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6. Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie 
Schreiben vom 17.10.2023 

 

6.1. Sofern im Zuge des Vorhabens Baumaßnahmen erfolgen, verweisen wir für Hinweise und Informationen zu den 
Baugrundverhältnissen am Standort auf den NIBIS ® Kartenserver. Die Hinweise zum Baugrund bzw. den Baugrund-
verhältnissen ersetzen keine geotechnische Erkundung und Untersuchung des Baugrundes bzw. einen geotechni-
schen Bericht. Geotechnische Baugrunderkundungen/-untersuchungen sowie die Erstellung des geotechnischen Be-
richts sollten gemäß der DIN EN 1997-1 und -2 in Verbindung mit der DIN 4020 in den jeweils gültigen Fassungen 
erfolgen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich hier-
durch kein Anpassungsbedarf. 

6.2. In Bezug auf die durch das LBEG vertretenen Belange haben wir keine weiteren Hinweise oder 

Anregungen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich hier-
durch kein Anpassungsbedarf. 

6.3. Die vorliegende Stellungnahme hat das Ziel, mögliche Konflikte gegenüber den raumplanerischen Belangen etc. 
ableiten und vorausschauend berücksichtigen zu können. Die Stellungnahme wurde auf Basis des aktuellen Kennt-
nisstandes erstellt. Die verfügbare Datengrundlage ist weder als parzellenscharf zu interpretieren noch erhebt sie 
Anspruch auf Vollständigkeit. Die Stellungnahme ersetzt nicht etwaige nach weiteren Rechtsvorschriften und Nor-
men erforderliche Genehmigungen, Erlaubnisse, Bewilligungen oder objektbezogene Untersuchungen.  

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich hier-
durch kein Anpassungsbedarf. 

7. Abwasser-Zweckverband Südholstein 
E-Mail vom 18.10.2023 

 

 Seitens des AZV Südholstein bestehen keine Bedenken bezüglich der Baumaßnahmen für den Bebauungsplan Nr. 76 
„Rad-/Fußwegeverbindung Geestrand“, Teilbereich 2 zwischen Schulauer Straße und Gorch-Fock-Platz.  

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich hier-
durch kein Anpassungsbedarf. 

8. TenneT TSO GmbH 
E-Mail vom 18.10.2023 

 

8.1. In der angegebenen Örtlichkeit befinden sich keine Versorgungsanlagen unserer Gesellschaft. Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich hier-
durch kein Anpassungsbedarf. 

8.2. Für Sie zur Info, ab sofort sind Anfragen über den Leitungsbestand der TenneT auch über das BIL Portal möglich. Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich hier-
durch kein Anpassungsbedarf. 
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9. wilhelm.tel. GmbH 
Schreiben vom 17.10.2023 

 

 Die Prüfung der Unterlagen ergab keine Einwände bezgl. der Realisierung des Planungszieles. Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich hier-
durch kein Anpassungsbedarf. 

10. Ericsson Services GmbH 
E-Mail vom 25.10.2023 

 

10.1. Die Firma Ericsson wurde von der Deutschen Telekom Technik GmbH beauftragt, in ihrem Namen, Anfragen zum 
Thema Trassenschutz zu bearbeiten. Bei den von Ihnen ausgewiesenen Bedarfsflächen hat die Firma Ericsson be-
züglich ihres Richtfunks keine Einwände oder spezielle Planungsvorgaben. Diese Stellungnahme gilt für Richtfunk-
verbindungen des Ericsson – Netzes und für Richtfunkverbindungen des Netzes der Deutschen Telekom.  

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich hier-
durch kein Anpassungsbedarf. 

10.2. Bitte richten Sie Ihre Anfragen ausschließlich per Email an die:  bauleitplanung@ericsson.com Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich hier-
durch kein Anpassungsbedarf. 

11. Seniorenbeirat 
Schreiben vom 24.10.2023 

 

11.1. In der Planzeichnung ist die Verkehrsfläche für den Rad-/Fußweg durchgehend mit einer Breite von 6,00 m ge-
führt. Der geplante Radweg soll eine Breite von 3,00m und der Gehweg eine Breite von 2,00 m erhalten; zudem 
sollen zwei 0,50 m breite Grünstreifen zur Trennung der Nutzung hergestellt werden. Die Trennung des Geh- und 
Radverkehrs wird von dem Seniorenbeirat ausdrücklich befürwortet. Es wird allerdings darauf hingewiesen, dass 
eine Gehwegbreite von 2,50 m unter Verzicht eines Grünstreifens zur sicheren Nutzung erforderlich ist. Der Geh-
weg wird von vielen unterschiedlichen Nutzern wie z.B. Rollstuhlfahrern, kleinen Kindern mit Begleitung, Rollato-
ren und e-scootern frequentiert. 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Gemäß den Richtlinien für die Anlage 
von Stadtstraßen (RaSt 06) ist für den 
Begegnungsfall zweier Fußgänger ein 
Verkehrsraum von 1,80 Meter Breite 
vorzuhalten. Die hier vorliegende Pla-
nung berücksichtigt bereits einen 
0,2 Meter breiteren Verkehrsraum. Eine 
zusätzliche Verbreiterung auf die in 
Rede stehenden 2,50 Meter wird als 
nicht erforderlich erachtet.  
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11.2. Im Bereich der neu zu errichtenden Brücke über die Wedeler Au verschmälert sich der Rad- und Gehweg auf insge-
samt 4,00 m, so dass eine Trennung der verkehrlichen Nutzung bis zum Anschluss an den Parkplatz nördlich der 
Kursana Residenz nicht möglich sein wird. Im Bebauungsplanentwurf wird auch dieser Bereich mit 6,00 m Breite 
dargestellt, so dass planerisch eine 2,00 m größere Breite für die Nutzung Verkehrsfläche für den Geh- und Rad-
verkehr vorgesehen ist. Es ist nicht nachvollziehbar, dass diese Breite nicht für den Ausbau genutzt werden soll. 
Ein gemeinsamer Geh- und Radweg wird vom Seniorenbeirat vor allen aus Sicherheitsgründen abgelehnt. Gerade in 
der Nähe einer Senioreneinrichtung wird auf eine Trennung der Verkehre mit einer ausreichenden Breite hingewie-
sen. Hier in der unmittelbaren Nachbarschaft zu dieser Einrichtung muss verstärkt auf die Nutzung des Gehweges 
mit Rollatoren, Rollstühlen und e-scooter gerechnet werden. Für die Sicherheit dieser Nutzung ist eine Trennung 
dieser Verkehrsteilnehmer von dem Radfahrenden unbedingt erforderlich. Es muss damit gerechnet werden, dass 
schnell fahrende Radfahrende auf unsichere Verkehrsteilnehmer im Bereich der Kursana Residenz stoßen. Eine Re-
duzierung der Breite des geplanten Rad- und Gehweges auf insgesamt 4,00 m ab der neuen Brücke Richtung heuti-
gem Gorch-Fock-Parkplatz und eine damit verbundene gemeinsame Nutzung der Fläche als „Gemeinsamer Geh- 
und Radweg“ wird vom Seniorenbeirat abgelehnt. 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Die Festsetzung der Verkehrsfläche be-
sonderer Zweckbestimmung „Fuß- und 
Radweg“ im Bereich des neu zu errich-
tenden Brückenbauwerks erfolgt auf-
grund des größtmöglichen Erhalts des 
Baumbestands in diesem Bereich des 
Geltungsbereichs (vgl. Kapitel 4.1 der 
Begründung). Eine Verbreiterung des 
Fuß- und Radwegs von vier auf sechs 
Meter würde eine weitere Verbreite-
rung der festgesetzten Fläche und hie-
raus resultierende unverhältnismäßige 
Baumfällungen nach sich ziehen. 

12. Stromnetz Hamburg 
Schreiben vom 01.11.2023 

 

12.1. Wir haben derzeit keine Anmerkungen zu den Planunterlagen. Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich hier-
durch kein Anpassungsbedarf. 

12.2. Jedoch bitten wir, bei zukünftigen Änderungen weiterhin beteiligt / benachrichtigt 

zu werden. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich hier-
durch kein Anpassungsbedarf. 

13. Gebäudemanagement Schleswig-Holstein AöR 
Schreiben vom 03.11.2023 

 

 Die im Internet / BOB-SH zugänglichen Planunterlagen habe ich auf Belange des Landes Schleswig – Holstein hin 
überprüft und erhebe hierzu keine Einwände, da keine Landesliegenschaften betroffen sind. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich hier-
durch kein Anpassungsbedarf. 

14. Amt Geest und Marsch Südholstein 
E-Mail vom 06.11.2023 

 

 Seitens der Gemeinden Appen, Hetlingen und Holm bestehen keine Bedenken gegen den Entwurf zum B-Plan 
Nr. 76 „Rad-/Fußwegeverbindung Geestrand“, Teilbereich 2 zwischen Schulauer Straße und Gorch-Fock-Platz“ der 
Stadt Wedel. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich hier-
durch kein Anpassungsbedarf. 
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15. ADFC Wedel 
Schreiben vom 11.11.2023 

 

15.1. Die vom ADFC Schleswig Holstein, Ortsgruppe Wedel, im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und 
TÖB abgegebene Stellungnahme vom 18.12.2022 wurde von Ihnen bereits freundlicherweise berücksichtigt, siehe 
Anlage 7 der Planunterlagen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich hier-
durch kein Anpassungsbedarf. 

15.2. Darüberhinausgehende Anmerkungen zum B-Plan-Verfahren gibt es von unserer Seite nicht. Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich hier-
durch kein Anpassungsbedarf. 

15.3. Sollten für die bauliche Umsetzung nicht alle erforderlichen Grundstücke zur Verfügung stehen, macht aus unserer 
Sicht auch eine Teilherstellung der Verbindung zwischen Gorch-Fock-Straße und Schulstraße Sinn, da hiermit im 
Sinne sicherer Schulwege eine Umgehung der Mühlenstraße für die Schülerinnen und Schüler der Altstadtschule 
ermöglicht wird. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich hier-
durch kein Anpassungsbedarf. 

16. Landesbetrieb Straßenbau und Verkehr Schleswig-Holstein 
Schreiben vom 25.10.2023 

 

16.1. Gegen die o.g. Bauleitplanung habe ich weiterhin keine Bedenken, wenn folgende Punkte berücksichtigt bzw. zur 
Kenntnis genommen werden: 

 

Sowohl aus straßenbaulicher und verkehrlicher Hinsicht sowie aus Gründen des Immissionsschutzes bestehen 
grundsätzlich keine Bedenken gegen das Vorhaben. Es wird jedoch auf die im Entwurf des Regionalplanes 2023 für 
den Planungsraum III in Schleswig-Holstein getroffene Aussage verwiesen, dass zur Entlastung des Altstadtkerns 
der Stadt Wedel die Verlegung der Bundesstraße 431 in Form einer Nordumfahrung vorgesehen ist. Die Planungen 
sind hierauf abzustimmen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich hier-
durch kein Anpassungsbedarf. 

16.2. Die Interessen des FB 201 - Umwelt - sind nicht von der geplanten Rad-/Fußwegverbindung Geestrand betroffen. 
Die Flächen wurden von der Stadt Wedel bereits erworben, um das Projekt zu realisieren. Als potentielle Kompen-
sationsflächen kämen sie demzufolge nicht in Frage; insofern bestehen grundsätzlich keine Bedenken. Ich weise 
darauf hin, dass der Bereich im Entwurf des Regionalplans 2020 für den Planungsraum III in SH als Vorrangfläche 
für den Naturschutz gekennzeichnet wurde (Wedeler Au mit Niederung). 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich hier-
durch kein Anpassungsbedarf. 

16.3. Diese Stellungnahme bezieht sich im straßenbaulichen und straßenverkehrlichen Bereich nur auf Straßen des 
überörtlichen Verkehrs mit Ausnahme der Bundesautobahnen und der Kreisstraßen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich hier-
durch kein Anpassungsbedarf. 
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17. Vodafone GmbH / Vodafone Deutschland GmbH 
E-Mail vom 24.11.2023 

 

 Wir teilen Ihnen mit, dass die Vodafone GmbH / Vodafone Deutschland GmbH gegen die von Ihnen geplante Maß-
nahme keine Einwände geltend macht. In Ihrem Planbereich befinden sich Telekommunikationsanlagen unseres 
Unternehmens. Bei objektkonkreten Bauvorhaben im Plangebiet werden wir dazu eine Stellungnahme mit entspre-
chender Auskunft über unseren vorhandenen Leitungsbestand abgeben. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich hier-
durch kein Anpassungsbedarf. 

18. Landesbetrieb für Küstenschutz, Nationalpark und Meeresschutz Schleswig-Holstein 
Schreiben vom 20.11.2023 

 

18.1. Ich verweise auf die Stellungnahme vom 29.12.2022. Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich hier-
durch kein Anpassungsbedarf. 

18.2. Ich habe keine weiteren inhaltlichen Anmerkungen vorzutragen. Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich hier-
durch kein Anpassungsbedarf. 

18.3. Im Übrigen bitte ich Sie, mich über den Fortgang des Verfahrens zu informieren. Der Anregung wird gefolgt. 

Der Landesbetrieb für Küstenschutz, 
Nationalpark und Meeresschutz Schles-
wig-Holstein wird im weiteren Verfah-
ren informiert. 

19. Landessportverband Schleswig-Holstein 
Schreiben vom 01.12.2023 

 

19.1. Grundlage der Stellungnahme des Landessportverbandes Schleswig-Holstein (LSV SH) ist die Stellungnahme des 
Kreissportverbandes Pinneberg (KSV Pinnebg.), die wir hiermit zum Gegenstand unserer Stellungnahme machen. 
Die den LSV SH erreichenden Planungsunterlagen werden aufgrund der besseren Vor-Ort-Kenntnisse und der 
Kenntnis ggf. vorliegender Betroffenheiten durch unsere Kreissportverbände bearbeitet. Die dafür zuständigen 
Personen sind meist ehrenamtlich tätige Mitarbeiter. In jedem Fall trifft dies für die Vertreter der ansässigen 
Sportvereine zu, die durch den KSV zu Rate gezogen werden. Insofern ist die eingeräumte Frist von ca. sechs Wo-
chen für die Stellungnahme ein knapp ausreichender Zeitraum. Bei den uns bisher erreichenden Planungsvorhaben 
besteht mit den zuständigen Behörden die Absprache, dem Landessportverband eine Stellungnahmefrist von min-
destens acht Wochen einzuräumen. Dieser Zeitraum wird benötigt, um die betroffenen Sportverbände und –
vereine angemessen einbinden zu können. Wir bitten, diesen Sachverhalt bei zukünftigen Vorhaben zu berücksich-
tigen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich hier-
durch kein Anpassungsbedarf. 
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19.2. Seitens des LSV SH werden gegen den vorbezeichneten Planungsentwurf der Stadt Wedel keine Bedenken bzw. 
Einwände vorgebracht. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich hier-
durch kein Anpassungsbedarf. 

20. Arbeitsgemeinschaft der anerkannten Naturschutzverbände in Schleswig-Holstein 
Schreiben vom 01.12.2023 

 

20.1. Vielen Dank für die Bereitstellung der Unterlagen zu vorstehend genannter Planung. Die Förderung des Radverkeh-
res wird grundsätzlich begrüßt. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich hier-
durch kein Anpassungsbedarf. 

20.2. Im vorliegenden Fall wird die o. g. Planung jedoch sehr kritisch gesehen. Sie ist u. E. unverhältnismäßig, da für ei-
ne kurze Strecke (ca. 400 m) in mehrere ökologisch wertvolle Biotope bzw. FFH-Lebensraumtypen eingegriffen 
wird. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Die Untere und Obere Naturschutzbe-
hörden haben bei der Aktualisierung 
der ökologisch wertvollen Biotope mit-
gewirkt und eine Verlegung der Wege-
führung herbeigeführt, die aus natur-
schutzfachlicher Sicht mit deutlich we-
niger Eingriffen in Natur und Landschaft 
verbunden ist. 

 

Es liegt eine umfassende FFH-Verträg-
lichkeitstudie zur Querung der Wedeler 
Au mit der Verlegung der Bundesstraße 
B 431 von 2003 vor. Unter Einhaltung 
der vorgeschlagenen Maßnahmen ist 
nicht von einer erheblichen Beeinträch-
tigung der Erhaltungsziele auszugehen. 
Im FNP- und LP-Verfahren wurde die 
Querung mit der Darstellung eines Fuß- 
und Radweges erneut geprüft und 2010 
genehmigt.  

Im Bebauungsplan werden die Uferbe-
reiche mit der Darstellung „Umgren-
zung der Flächen, die von der Bebauung 
freizuhalten sind“ ausgewiesen, somit 
wird der Erhalt des Flussquerschnitts 
sowie der bestehenden hydraulischen 
Gegebenheiten gewährleistet. 
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20.3. Wir halten daher die Prüfung einer alternativen Route im bestehenden Siedlungskörper für erforderlich. Sie könnte 
nördlich des Plangebietes auf bereits vorhandenen Straßenkörpern in Richtung Schulauer Straße verlaufen. Sowohl 
die Schulstraße als auch der Jungfernstieg sind bereits Tempo-30-Zonen, sie lassen sich entsprechend in sichere 
Fahrradrouten entwickeln. 

Der Anregung wird gefolgt. 

Eine Alternativenprüfung hat bereits 
auf der Ebene des Mobilitätskonzepts 
der Stadt Wedel stattgefunden. Hierin 
werden ebenfalls Anforderungen an zu 
entwickelnde und realisierende Radrou-
ten genannt. Hierzu zählen bspw. brei-
te nutzbarer Verkehrsräume, Verkehrs-
sicherheit, Sicherheitsgefühl, Befahr-
barkeit, Unterbrechungsfreiheit sowie 
die Vermeidung von Konflikten. Außer-
dem führt das Mobilitätskonzept Fol-
gendes aus: „Das Unfallgeschehen mit 
Radverkehrsbeteiligung ist dabei mit 
hohem Stellenwert zu berücksichtigen 
und bei der Routenplanung zu adressie-
ren. Hier sind Hinweise auf Handlungs-
bedarfe beispielsweise in der Bahnhofs-
straße oder auf dem innerstädtischen 
Abschnitt der B 431 auch aus Verkehrs-
sicherheitsgründen abzuleiten.“ Gerade 
im Bereich der Mühlenstraße, zwischen 
den Einmündungen Bahnhofstraße und 
Schulstraße ist ein erhöhtes Unfallauf-
kommen mit Radverkehrsbeteiligung zu 
verzeichnen.  

21. NABU Schleswig-Holstein und NABU Hamburg 
Schreiben vom 28.11.2023 

 

21.1. Der NABU möchte nochmals auf seine Stellungnahme vom 06.01.2023 hinweisen!! Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Der Stellungnahme des NABU wurde 
teilweise gefolgt. So wurden bspw. die 
Uferbereiche mit der Darstellung „Um-
grenzung der Flächen, die von der Be-
bauung freizuhalten sind“ ausgewiesen, 
somit wird der Erhalt des Flussquer-
schnitts sowie der bestehenden hydrau-
lischen Gegebenheiten gewährleistet.  

 

TOP 3



 

21.2. Wie aus den vorliegenden Planungsunterlagen erkennbar, sollen tiefe Gründungen der Brücke und die Wiederlager 
in den Böschungen der Wedeler Au und damit im FFH – Lebensraumtyp „Ästuar“ eingebracht werden. 

Gründungen der Brücke und die Wiederlager in den Böschungen der Wedeler Au verändert vermutlich das Fließ-
verhalten in diesem Abschnitt, was möglicherweise eine Beeinträchtigung des Lebensraumes nach sich zieht. Da-
mit wird für dieses Teilbauwerk ein Teil des Lebensraumtyps beansprucht. Die hydrologischen Verhältnisse im 
Plangebiet sollten sich nicht verändern (auch nicht zeitweise). 

Es wird empfohlen, frühzeitig Untersuchungen einzuplanen, ob sich nach der Realisierung der Brücke die Eigendy-
namik des Fließverhaltens der Au verändert hat und welche Auswirkungen sich eingestellt haben, die unter Um-
ständen nachgebessert werden sollten. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

In einem neun Meter breiten Streifen 
parallel zum nordwestlichen und süd-
östlichen Flusslauf der Wedel Au wer-
den „Flächen, die von der Bebauung 
freizuhalten sind“ festgesetzt.  

„In einem jeweils 9 Meter breiten Strei-
fen, der beidseitig parallel zur festge-
setzten Wasserfläche verläuft, sind 
bauliche Anlagen unzulässig.“  

Die Uferrandbereiche der Wedeler Au 
sind ökologisch sehr hochwertige Flä-
chen, die von jeglichen Eingriffen frei-
zuhalten sind. Hinzu kommt, dass die 
Wedeler Au einen wichtigen Beitrag 
zum hydraulischen Abfluss der tideab-
hängigen Elbe leistet. Um sowohl die 
ökologisch hochwertige Uferzone zu er-
halten, als auch die hydraulischen Ge-
gebenheiten unverändert zu belassen, 
werden die Uferrandbereiche in einer 
lichten Weite von 34 Metern, die der 
Vorplanung des Brückenbauwerks nicht 
entgegensteht, durch diese Festsetzung 
freigehalten. 

21.3. Ferner sollten die Teile des FFH - Gebietes 2323 – 392 eingezäunt werden, da die Flächen dann freizeitmäßig er-
schlossen und zugänglich sind. 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Die als „Flächen für die Landwirt-
schaft“ festgesetzten Flächen, die zu 
großen Teilen innerhalb des Land-
schaftsschutz- sowie Natura2000-
Gebiets liegen, werden weiterhin be-
wirtschaftet. Die Zugänglichkeit über 
den Fuß- und Radweg muss weiterhin 
gewährleistet sein. Es wird ein regel-
mäßiges Monitoring durchgeführt, wel-
ches bei wesentlichen Störungen des 
Landschaftsraums geeignete Maßnah-
men benennt und umsetzt. 
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21.4. Wir gehen davon aus, dass der Rad- und Fußweg auf der gesamten Strecke eine maximale Breite von 4,5 m hat und 
dass er nicht mit Pflastersteinen oder Asphalt versiegelt wird. Auf Grund der dortigen Insektenwelt sowie der Nut-
zung der Fledermäuse als Jagdgebiet gehen wir davon aus, dass keine Wegbeleuchtung installiert wird. 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Der Fuß- und Radweg wird nach seiner 
Fertigstellung eine wesentliche Verbin-
dungsachse zwischen dem nordwestli-
chen Stadtgebiet und der S-Bahn bzw. 
dem Stadtzentrum sein. Eine hohe Fre-
quentierung ist somit zu erwarten. Um 
eine möglichst komfortable Nutzung 
des Fuß- und Radwegs zu jeder Witte-
rung sicherzustellen, soll die Oberflä-
che befestigt werden. Dieser Eingriff in 
Natur und Landschaft wird vollständig 
im Rahmen der naturschutzfachlichen 
Eingriffsregelung bewertet und ausge-
glichen.  

Die Stadt Wedel unterliegt der Ver-
kehrssicherungspflicht, die eine Be-
leuchtung öffentlichen Wege und Flä-
chen fordert. Daher wird im Vorfeld der 
Bauausführung ein Lichtmanagement 
erarbeitet. 

21.5. Bezüglich der FAUNA/FLORA sollte mit eingeplant werden, dass 2-3 Jahre nach Abschluss aller Maßnahmen, Unter-
suchungen auf Veränderungen stattfinden. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Es wird ein Hinweis auf dem Plan für 
den Artenschutz sowie zu dessen Moni-
toring aufgenommen. 

21.6. Der NABU bittet um weitere Beteiligung am Verfahren. Der Anregung wird gefolgt. 

Der NABU wird, sofern erforderlich, im 
weiteren Verfahren erneut beteiligt. 

22. Stadtwerke Wedel GmbH 
E-Mail vom 02.12.2023 

 

22.1. Die Stadtwerke Wedel Straßenbeleuchtungs- und Lichtsignalanlagen GmbH bietet die Errichtung von Straßenbe-
leuchtungsanlagen an. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich hier-
durch kein Anpassungsbedarf. 

22.2. Aktuell bestehen seitens der Stadtwerke Wedel keine Bedenken gegen das Bauvorhaben. Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich hier-
durch kein Anpassungsbedarf. 
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22.3. Vor Ausführung von Baumaßnahmen ist unter leitungsauskunft@stadtwerke-wedel.de eine aktuell Leitungsauskunft 
einzuholen. Ich bitte Sie um frühzeitige Einbindung in die nachfolgenden Planungsschritte. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich hier-
durch kein Anpassungsbedarf. 

23. Kreis Pinneberg 
Schreiben vom 28.11.2023 

 

23.1. Für den Plangeltungsbereich sind der unteren Bodenschutzbehörde keine Informationen über Altablagerungen 
und/ oder Altstandorte seit dem Scoping bekanntgeworden. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich hier-
durch kein Anpassungsbedarf. 

23.2. Untere Bodenschutzbehörde: 

Seit dem 1.8.2023 gelten eine neue Fassung der Bundes-Bodenschutzverordnung (BBodSchV) und der Ersatzbau-
stoffverordnung (EBV). Mit der neuen BBodSchV wurden die Prüfwerte für den Wirkungspfad Boden-Mensch für 
Kinderspielfläche, Wohngebiete und Park- und Freizeitanlagen für polycyclischen aromatische Kohlenwasserstoffe 
(PAK) reduziert. 

Für landwirtschaftliche Flächen gelten die Vorsorgewerte. 

Bodenuntersuchungen, die den Anforderungen der neuen BBodSchV entsprechen, liegen für den Plangeltungsbe-
reich nicht vor. 

Die im Zusammenhang mit Baugrunduntersuchungen ermittelten Bodengehalte liegen wertemäßig deutlich ober-
halb der Vorsorgewerte der BBodSchV. Werte, die oberhalb der Vorsorgewerte und unterhalb der Prüfwerte lie-
gen, können auf das Entstehen einer schädlichen Bodenveränderung im Sinne des BBodSchV deuten. 

Bereit zum Scoping wurden eine Untersuchungsempfehlung ausgesprochen. Untersuchungen, die eine sachgerech-
te Bewertung des Bestandes und der geplanten unterschiedlichen Nutzungen ermöglichen, wurden nicht im Zu-
sammenhang mit der Bauleitplanung bisher nicht durchgeführt. Die Ermittlung des Sachverhaltes ist gemäß dem 
Altlastenerlass des Landes Schleswig-Holsteins Sache der planaufstellenden Stadt. 

Daher wird an dieser Stelle nochmals die bereits gestellte Forderung an eine Sachverhaltsermittlung wiederholt. 

Für die Probenahme wird auf die in den oben genannten Vorschriften vom 1.08.2023 genannten Sachverständigen 
nach § 18 BBodSchG oder einer vergleichbaren Person mit Sachkunde verwiesen. 

Um Gefahren im Zusammenhang mit der Planausweisung sicher ausschließen zu können, ist es notwendig im 
Zuge der weiteren Planung ein „Boden-, Verwertungs- und Entsorgungsmanagement“ frühzeitig d.h. schon 
vor der Ausführungsplanung, zu beauftragen und für die Ausschreibungen vorzuhalten. Ziel dieses Manage-
ment ist es, sicherzustellen, dass von den vor Ort verbleibenden Aufschüttungsmaterialien keine schädlichen 
Bodenveränderungen für die Wirkungspfade Boden-Mensch und Boden-Grundwasser ausgehen. Für Material, dass 
den Plangeltungsbereich verlässt, sind die abfallrechtlichen Regelungen anzuwenden.  Der Plangeltungsbereich 
liegt außerhalb eines Wasserschutzgebietes. Da durch die geplanten Maßnahmen Eingriffe in die natürlichen Bo-
denfunktionen auf mehr als 3000 m² vorsehen sind, wird für die Umsetzung der Versorgeanforderungen gemäß § 4 
(5) BBodSchV für die Planumsetzung eine bodenkundliche Baubegleitung nach DIN 19639 von der unteren Boden-
schutzbehörde für erforderlich erachtet. Eine Einbindung der bodenkundlichen Baubegleitung in das oben empfoh-
lene Bodenmanagement sollte erfolgen. Auskunft erteilt: Herr Krause, Telefonnr.: 04121- 45 02 22 86 

Der Anregung wird gefolgt. 

Es wird ein Hinweis zur Durchführung 
eines Boden-, Verwertungs- und Entsor-
gungsmanagement im Rahmen der Aus-
führungsplanung sowie der Bauausfüh-
rung auf die Planzeichnung aufgenom-
men. 
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23.3. Untere Wasserbehörde: 

Die Brücke ist wasserrechtlich genehmigungspflichtig nach § 23 Landeswassergesetz. Rechtzeitig vor Baubeginn ist 
ein Antrag bei der Wasserbehörde einzureichen. 

Laut B-Plan von 1983 ist eine ergänzende Anbindung zur Schulstraße vorgesehen. 

Diese Trasse bietet die einzige Möglichkeit, die Renaturierung der Wedeler Au fortzuführen. Der Oberlauf ist be-
reits zweimal mit beträchtlichem Aufwand ökologisch aufgewertet worden, Anfang der neunziger Jahre und zu-
letzt 2019/2020. 

Nun steht die Herstellung der Durchgängigkeit und eine für Wasserorganismen passierbare Anbindung zur Elbe an. 
Nur so ist es möglich, dass Arten von der Elbe in den Oberlauf gelangen können und eine Wiederbesiedlung statt-
finden kann. Ich bitte um eine Prüfung der Alternativen und eine Abstimmung mit der Wasserbehörde. 

Auskunft erteilt: Frau Prantke, Tel.: 04121/4502-2302 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich hier-
durch kein Anpassungsbedarf. 

Nach Fertigstellung der Sandfänge im 
Oberlauf ist 2022 in Abstimmung mit 
dem LKN die Möglichkeit der Durchgän-
gigkeit der Wedeler Au hinsichtlich der 
Kosten-Nutzenanalyse erneut betrach-
tet und in der Priorität der noch anste-
henden Projekte in Schleswig-Holstein 
weit nach hinten gestellt worden.  

Die Trasse ist bereits heute im nördlich 
angrenzenden Bebauungsplan Nr. 5 d 
„Brauhaus“ als Straßenverkehrsfläche 
für eine fußläufige Verbindung ausge-
wiesen. Sie ist nicht die einzige Mög-
lichkeit die Durchgängigkeit herzustel-
len, eine Machbarkeitsstudie könnte 
weitere Alternativen (z.B. technische 
Möglichkeiten im vorhandenen Durch-
lass) aufzeigen, deren Finanzierung 
derzeit nicht in Aussicht steht. 

23.4. Untere Wasserbehörde - Wasserschutzgebiete: 

Der B-Plan Nr. 76 in Wedel liegt nicht im WSG. 

Auskunft erteilt: Herr Hartung, Telefonnummer 04121/4502 2283 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich hier-
durch kein Anpassungsbedarf. 

23.5. Untere Wasserbehörde/Grundwasser: 

Aus Sicht der unteren Wasserbehörde/Grundwasser kann der Bebauungsplan Nr. 76 der Stadt Wedel plangemäß 
verwirklicht werden. 

Sollte eine Grundwasserabsenkung im Rahmen der Baumaßnahmen notwendig sein muss diese mit den entspre-
chenden Unterlagen rechtzeitig (8 Wochen vor Beginn) beim Fachdienst Umwelt des Kreises Pinneberg beantragt 
werden. Ein Antragsvordruck mit Hinweisen steht auf der Homepage des Kreises Pinneberg zum Download bereit 
(www.kreispinneberg.de/pinneberg_media/Dokumente/Fachdienst+26/Antrag+Grundwasserhaltung.pdf). Grund-
wasserentnahmen stellen grundsätzlich erlaubnispflichtige Gewässerbenutzungen nach § 9 i.V. mit § 8 Abs. 1 Was-
serhaushaltsgesetz dar. 

Sollte aufgrund der anstehenden gering tragfähigen Böden im Bereich der geplanten Brücke eine Tiefgründung mit 
Pfählen durchgeführt werden, sind die Pfahlgründungen als Erdaufschlüsse gemäß § 49 WHG rechtzeitig vorab bei 
der unteren Wasserbehörde anzuzeigen. Ein Vordruck für die Erdaufschlussanzeige steht auf der Homepage des 
Kreises Pinneberg zum Download bereit 
(https://docreader.readspeaker.com/docreader/?cid=cblri&lang=de_de&url=https%3A%2F%2Fwww.kreispinneberg. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich hier-
durch kein Anpassungsbedarf. 
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de%2Fpinneberg_media%2FDokumente%2FFachdienst%2B26%2FAnzeige%2Bf%25C3%25BCr%2BErdaufschl%25C3%25BC
sse%2B%2528Erdaufschlussanzeige%2529.pdf&page=1). 

Auskunft erteilt: Frau Eichenauer, Tel.: 04121 4502-2318 

23.6. Untere Naturschutzbehörde: 

Stellungnahme aus Sicht des Naturschutzes und der Landschaftspflege 

Durch den o.g. Bauleitplan werden die von mir wahrzunehmenden Belange von Natur und Landschaft berührt. Ge-
gen die Darstellungen und Festsetzungen bestehen erhebliche Bedenken. 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans umfasst Bereiche, die mit der Kreisverordnung über das Landschafts-
schutzgebiet 04 „Pinneberger Elbmarsch” vom 29.03.2000 unter besonderen Schutz gestellt wurden. Der Gel-
tungsbereich des Bebauungsplans ist auf die Teile zu beschränken, in denen eine städtebauliche Regelung der bau-
lichen Entwicklung geplant ist. Die im Landschaftsschutzgebiet befindlichen Flächen sollten nicht mit einbezogen 
werden. Die Ausgleichsermittlung muss überarbeitet werden. Neben den Flächen, die als Weg versiegelt werden 
sind auch die Flächen zu betrachten, die als Versickerungsmulden angelegt werden sollen. 

Für die weitere Planung wird folgender Hinweis gegeben: 

Mit dem Gesetz zum Schutz der Insektenvielfalt in Deutschland vom 18.08.2021 wurde im BNatSchG der § 41a 
(Schutz von Tieren und Pflanzen vor nachteiligen Auswirkungen von Beleuchtungen) eingefügt. Diese Änderung trat 
am 1.3.2022 in Kraft. Nach § 41a BNatSchG sind „neu zu errichtende Beleuchtungen an Straßen und Wegen, Au-
ßenbeleuchtungen baulicher Anlagen und Grundstücke sowie beleuchtete oder lichtemittierende Werbeanlangen 
technisch und konstruktiv so anzubringen, mit Leuchtmitteln zu versehen und so zu betreiben, dass Tiere und 
Pflanzen wildlebender Arten vor nachteiligen Auswirkungen durch Lichtimmissionen geschützt sind.“ Dies gilt 
auch für wesentliche Änderungen der Beleuchtungen von Straßen und Wegen, baulichen Anlagen und Grundstü-
cken sowie Werbeanlagen. Da der geplante Rad- und Fußweg durch einen besonders sensiblen Landschaftraum 
führt und diesen neu erschließt sind hinsichtlich der Beleuchtung im B-Plan Festsetzungen zu treffen, die die 
Lichtimmissionen auf das absolut erforderliche Mindestmaß reduzieren. 

Der vom Bundesamt für Naturschutz (BfN) 2019 erstellte „Leitfaden zur Neugestaltung und Umrüstung von Außen-
beleuchtungsanlagen - Anforderungen an eine nachhaltige Außenbeleuchtung“ kann als pdf Dokument (BfN Skrip-
ten 543) abgerufen werden. 
https://www.bfn.de/sites/default/files/BfN/service/Dokumente/skripten/skript543_4_aufl.pdf 

Auskunft erteilt: Frau Carola Abts, Telefon-Nr.: 04121/4502 2267 

Der Anregung wird gefolgt. 

Die aktuell rechtswirksamen Bebau-
ungspläne Nr. 5f „Jungfernstieg“ sowie 
Nr. 51 „Augarten“ setzen für die in Re-
de stehenden Flächen teilweise „Stra-
ßenverkehrsflächen“ fest. Durch die 
Festsetzung dieser Flächen als „Flächen 
für die Landwirtschaft“ und „Flächen 
für Wald“ erfolgt, planungsrechtlich 
betrachtet, eine Aufwertung dieser Flä-
chen.  

In den Bebauungsplan wird folgende 
Festsetzung aufgenommen: 

„Der Ausgleichsbedarf von insgesamt 
1.726 m² (1.090 m²für die Versiegelung 
des Weges und 636 m²für die Versicke-
rungsmulden) werden von dem städti-
schen Ökokonto Gemarkung Wedel, Flur 
17, Flurstück 62/83 ausgebucht.“ 

Die gesetzlichen Regelungen des 
BNatSchG gelten unmittelbar und wer-
den im Rahmen der weiteren Planung 
sowie Bauumsetzung eingehalten. Au-
ßerdem wird im Vorfeld der Bauausfüh-
rung ein Lichtmanagement erarbeitet. 

23.7. Gesundheitlicher Umweltschutz: 

Ich habe keine Anregungen. 

Auskunft erteilt: Frau Schierau, Tel.: 04121/4502-2294 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich hier-
durch kein Anpassungsbedarf. 

23.8. Untere Abfallentsorgungsbehörde 

Für den Standort liegt eine veraltete Voruntersuchung aus 2018 vor. Dabei wurden Belastungen (insbesondere 

in den Auffüllungen) festgestellt. Eine Auffüllung mit Bauschuttanteilen sowie Asphaltwege wurden gefunden. 

Bei dem Abtrag, einer Aufschüttung, einer Umlagerung oder einem Austausch von Boden / Asphalt ist Folgendes 

zu beachten bzw. einzuhalten: 

o Hinweis: seit dem 01.08.2023 gelten die Vorgaben der Ersatzbaustoffverordnung – die Vorgaben dieser 

Der Anregung wird gefolgt. 

Es wird ein Hinweis zur Durchführung 
eines Boden-, Verwertungs- und Entsor-
gungsmanagement im Rahmen der Aus-
führungsplanung sowie der Bauausfüh-
rung auf die Planzeichnung aufgenom-
men. 
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Verordnung können von den nachstehenden Vorgaben abweichen. Sie sind jedoch ohne Übergangsfrist ab 
dem 01.08.2023 zwingend einzuhalten. 

o Sofern hinsichtlich des Bodenaushubs ein Belassen bzw. ein Wiedereinbau vor Ort aus rechtlichen Gründen 
möglich ist (z.B. bestehen seitens der unteren Bodenschutzbehörde keine Bedenken), bestehen abfall-
rechtlich keine Einwände. 

o Für Bodenaushub und andere Abfälle, die der externen Entsorgung (Verwertung oder Beseitigung) überge-
ben werden soll, gilt Folgendes: 

- Rechtzeitig vor einer Entsorgung des Abfalls (hier u.a. Bodenaushub) muss Kontakt mit der unteren 
Abfallentsorgungsbehörde aufgenommen werden. 

Die aktuellen (max. 6 Monate alt) Analyseergebnisse und der diesbezüglich geplante Entsorgungsweg 
(Verwertung oder Beseitigung) sind der unteren Abfallentsorgungsbehörde mitzuteilen. Erst dann kann 
die Prüfung erfolgen, ob der vorgeschlagene Entsorgungsweg auch genutzt werden kann. 

 

Insgesamt müssen vor der Abfuhr bzw. Entsorgung folgende Unterlagen vorliegen: 

  Analytikberichte nach LAGA 

- Bei einem Bauschutt-Anteil von > 10%: Analyse nach LAGA Bauschutt von 1997 

- Bei einem Bauschutt-Anteil von <10 %: Analyse nach LAGA M20 

  Probenahmeprotokolle nach LAGA M32 PN 98 (insbesondere mit detaillierten Angaben zur Art der 
Probenahme, Menge des beprobten Materials, Benennung der Bodenart, Lageplan) 

  Detaillierte Angaben (z.B. Gesamtmenge des Abfalls) 

  Angaben zum geplanten Entsorgungsweg 

 

Mit der Entsorgung darf nicht begonnen werden, bevor die Prüfung des geplanten Entsorgungswegs erfolgen konn-
te und die untere Abfallentsorgungsbehörde bestätigt hat, dass der Entsorgungsweg genutzt werden kann. Die Ent-
sorgungsbelege sind unverzüglich vorzulegen. 

o Im Falle einer Entsorgung zur Beseitigung (z.B. bei Deponierung von Bodenaushub) bestehen Andienungs- 
und Überlassungspflichten nach § 17 KrWG i.V.m. § 1 Abfallwirtschaftssatzung im Kreis Pinneberg. Dies hat 
zur Folge, dass Abfälle zur Beseitigung der Gesellschaft für Abfallwirtschaft und Abfallbehandlung mbH - 
GAB -, Bundesstraße 301 in 25495 Kummerfeld (www.gab-umweltservice.de; Tel: 04120/709-0) zu überlas-
sen sind. 

o Der Einbau von extern angeliefertem Material muss vorab mit der unteren Abfallentsorgungsbehörde abge-
stimmt werden. 

Das verwendete Material muss den Anforderungen des Regelwerk 20 der LAGA (Anforderungen an die stoff-
liche Verwertung von mineralischen Reststoffen/Abfällen der Länderarbeitsgemeinschaft Abfall) und/ oder 
der Ersatzbaustoffverordnung entsprechen. 

Vor dem Einbau von auswasch- oder auslaugbaren wassergefährdenden Materialien (z.B. Naturschotter, 
Bauschutt oder Recyclingmaterial) ist daher eine Abstimmung mit der unteren Abfallentsorgungsbehörde 
erforderlich und die entsprechenden Unbedenklichkeitsnachweise des Materials (Zertifikate bzw. Labor-
analysen) sind der unteren Abfallentsorgungsbehörde vor dem Einbau vorzulegen. 

Erst nach dem Vorliegen der entsprechenden Unterlagen kann geprüft werden, ob der Einbau des gewähl-
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ten Materials überhaupt möglich ist. 

 

o Die Entfernung von asbesthaltigem Material (z.B. alter Straßenbelag/ Asphalt könnte Asbest beinhalten) 
darf nur unter der Berücksichtigung der TRGS 519 erfolgen. Über den Verbleib der abgebauten Asbestpro-
dukte sind der unteren Abfallentsorgungsbehörde des Kreises Pinneberg nach Abschluss der Maßnahme 
Entsorgungsbelege in Form von Wiegenoten und Übernahmescheinen unaufgefordert vorzulegen. 

o Entsprechende Entsorgungsbelege (inkl. Übernahmescheine) für alle Abfälle sind mir unverzüglich vorzule-
gen. 

 

Weitere Vorgaben: 

Die Vorgaben der Gewerbeabfallverordnung (GewAbfV) sind bei dem Bauvorhaben und bei dem Umbau/ Abbruch 
einzuhalten und entsprechend zu dokumentieren. Insbesondere sind die Getrennthaltungspflichten der verschie-
denen Abfallfraktionen einzuhalten (§ 3 Absatz 1 GewAbfV). Die Dokumentation gemäß § 3 Absatz 3 GewAbfV ist 
mir unverzüglich vorzulegen. 

Auskunft erteilt: Frau Bohnsack, Tel.: 04121/4502-4427 
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Abwägung der Stellungnahmen der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB zwischen dem 28.11.2022 und ein-
schließlich 13.01.2023.  

 

Es wurden keine Stellungnahmen abgegeben.  
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Abwägung der Stellungnahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB zwischen dem 30.10.2023 und einschließlich 
15.12.2023.  

 

1. Bürger*In Nr. 1 
Schreiben vom 14.12.2023 

 

1.1. Ausweislich der Bekanntmachung der öffentlichen Auslegung ist das Grundstück der Wohnungseigentümergemein-
schaft (Flurstück 9/188) nicht vom Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 76 betroffen. Die Wohnungseigen-
tumsanlage ist jedoch, wohl als einziges mit Wohnbebauung bebautes Grundstück, von den tatsächlichen Auswir-
kungen des Bebauungsplans in elementarer Weise betroffen. Der geplante Rad- und Fußweg verlauft nämlich in 
seinem letzten Teil bis zur Einmündung in die Gorch-Fock-Straße über das Flurstück 9/188, also über das Eigentum 
der Wohnungseigentümergemeinschaft. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich hier-
durch kein Anpassungsbedarf. 

1.2. Im Rahmen der Aufstellung des B-Plans war die Stadt offensichtlich der Meinung, dass das im Eigentum der WEG 
stehende Flurstück 9/188 deshalb nicht in den Wirkungsbereich des B-Plans einzubeziehen sei, da auf der Grund-
stückszufahrt bis zum Kreisel eine Baulast zugunsten der Allgemeinheit ruht. Diese Baulast betrifft zwar ein Geh- 
und Fahrrecht. Anders als die Stadt Wedel anscheinend meint, kann sie diese Baulast allerdings nicht für ihr Rad- 
und Fußwegprojekt nutzen, siehe insoweit nachfolgend (a). Selbst wenn sie es könnte, gibt die Baulast der Stadt 
Wedel lediglich einen Anspruch gegenüber der Wohnungseigentümergemeinschaft auf Duldung, regelt jedoch nicht 
die Voraussetzungen, unter denen die WEG die Ausnutzung der Baulast dulden müsste. Im Klartext bedeutet dies, 
dass der Wohnungseigentümergemeinschaft ein zivilrechtlicher Zahlungsanspruch gegenüber der Stadt zustünde, 
vgl. insoweit nachfolgend (b). 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich hier-
durch kein Anpassungsbedarf. 

1.3. Im Einzelnen: 

 

(a) kein Recht auf Ausnutzung der Baulast 

Ein Blick auf den Lageplan, in dem die städtischen Flachen gelb eingezeichnet sind, zeigt deutlich, dass das Flur-
stück 9/189 ursprünglich vorgesehen war als Teil der Verlegung der B 431 von der Mühlenstraße hin zu einer neuen 
Straßenführung. Auf dem Flurstück 9/189, welches von dem Grundstück der Wohnungseigentümergemeinschaft 
(Flurstück 9/188) an drei Seiten umfasst wird, sollten Stellplätze errichtet werden praktisch parallel zur verlegten 
Bundesstraße 431. Südlich der Wedeler Aue war ein Fußweg geplant, der nördlich des Gebäudekörpers der Woh-
nungseigentümergemeinschaft in das städtische Flurstück 9/189 mündete und südlich in das im Eigentum der 
Wohnungseigentümergemeinschaft stehende Flurstück 9/188. Um die Stellplätze zu erreichen, war die Eintragung 
einer Baulast erforderlich. Dies geschah dann auch unter dem Datum 8.3.1983. Jahrzehnte später wurde die Pla-
nung (Verlegung der B 431) vom Bund fallengelassen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich hier-
durch kein Anpassungsbedarf. Die in 
Rede stehende Baulast definiert nicht 
den Zweck deren Eintragung. Sie regelt 
lediglich, die „Übernahme eines Geh- 
und Fahrrechts zugunsten der Allge-
meinheit […] in einer Breite von 7,00 m 
über die auf dem Grundstück ausgewie-
sene Privatstraße einschl. Wendeham-
mer.“ Ob dies zum Erschließen der ge-
nannten Stellplätze oder zu einem an-
deren Zweck erfolgt, ist unerheblich.  

1.4. Im Jahr 2018 ließ die Stadt Wedel eine Machbarkeitsstudie, Geh- und Radweg Geestrand mit Querung Wedeler Au“ 
durch die Firma SBI Beratende Ingenieure für Bau- Verkehr — Vermessung GmbH erstellen. SBI legte die Machbar-
keitsstudie im Oktober 2018 vor. Für das hier interessierende Teilstück des Fuß- und Radweges, welches entweder 
unmittelbar über das Grundstück der WEG geführt werden sollte oder jedenfalls im unmittelbaren Umfeld verlau-
fen soll, wurden zwei Varianten betrachtet, nämlich einen nördlichen Streckenverlauf und einen südlichen. Der 
südliche Streckenverlauf wurde als sogenannte Vorzugsvariante bezeichnet. Anders, als von SBI vorgeschlagen, 
präferiert die Stadt Wedel mit dem jetzt in Aufstellung befindlichen Bebauungsplan den nördlichen Streckenver-

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich hier-
durch kein Anpassungsbedarf.  
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lauf. 

Hierzu schreibt SBI am 1.10.2018: „Nachteile ergeben sich aus dem bisher nicht ausgewiesenen Radweg, der Füh-
rung im Mischverkehr auf den Parkplatzflächen, der eventuell umzubauenden Grundstückszufahrt und der schwie-
rigen Anbindung an die Gorch-Fock-Straße. Die Anordnung einer Querungshilfe könnte die Querschnittsanpassung 
der Gorch-Fock-Straße notwendig machen.“ Was in dieser Stellungnahme noch mit keinem Wort berücksichtigt ist, 
ist der Umstand, dass es sich bei dem zu umfahrenden WEG-Gebäude um eine Senioreneinrichtung (Kursana) han-
delt, in der weit über 100, überwiegend betagte und zum Teil mobilitätseingeschränkte, Senioren leben. Ausweis-
lich der Formulierungen in Ziffer 4.1 zur Begründung zum B-Plan (Verkehrsflächen und Verkehrsflächen besonderer 
Zweckbestimmung...) wird ein 4 m breiter Fuß- und Radweg über die bisherige Parkplatzfläche geführt werden. 

1.5. Für die Eigentümer und Bewohner des Flurstücks 9/188 ist von besonderer Bedeutung, dass es sich bei der von der 
Stadt durchgeführten Planung nicht etwa um eine innerörtliche mit geringem Verkehrsaufkommen verbundene 
Fuß- und Radwegführung handelt, sondern um einen Teil einer überregionalen Schnellverbindung. Diese „durch-
gängige Fuß- und Radwegeverbindung“ beginnt an der Ecke Holmer Straße / Lülanden und soll bis zur Gorch-Fock-
Straße geführt werden. Unter Planungsanlass heißt es: „Darüber hinaus kann der Streckenabschnitt zwischen Lütt-
dahl und Gorch-Fock-Platz als Teilstrecke für eine zu einem späteren Zeitpunkt geplante städtische Führung eines 
Fuß- und Radweges entlang des Geestrandes in Richtung nordwestlichem Stadteingang angesehen werden.” 

Vor diesem Hintergrund bemüht sich die Stadt Wedel bereits seit längerem im Bereich des Geestrandes bei Grund-
stücksverkäufen ein Vorkaufsrecht auszuüben. Es heißt weiter: „Insbesondere vor dem Hintergrund der generellen 
Forderung des Fahrradverkehrs stellt die Trasse eine Alternative zur Führung des Radverkehrs über die B 431 durch 
den Altstadtbereich Wedels dar. Aufgrund des hohen Verkehrsaufkommens in diesem Bereich kommt es regelmäßig 
zu Konflikten zwischen dem motorisierten Individualverkehr (MIV) sowie dem Fuß- und Radverkehr. Diese Konflikte 
werden durch den geplanten Fuß- und Radweg entschärft und eine konfliktarme Alternative geschaffen”. 

Obwohl es unter Punkt 5 heißt: 

„Östlich der Wedeler Au verläuft der Weg im Wesentlichen auf dem Gelände der Kursana — Residenz Wedel. Auf 
der nördlichen Seite existiert eine Grünanlage sowie ein öffentlicher Parkplatz mit 19 Parkplätzen. Der Parkplatz 
wird über eine Zufahrt östlich an dem Gebäude vorbeiführend erschlossen, die auf dem Privatgrundstück über ein 
Geh- und Fahrrecht für die Stadt Wedel im Bebauungsplan Nr. 51 „Augarten” festgesetzt und über eine Baulast ge-
sichert ist. Auch der Anlieferverkehr und die Zufahrt zur Tiefgarage der Kursana — Residenz Wedel erfolgt über 
diese Zufahrt.” wird mit keinem Wort darauf hingewiesen, dass die Grünanlage „auf der nördlichen Seite“ im Ei-
gentum der WEG Gorch-Fock-Straße 4/6 steht und der Erholung der Bewohner dient. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich hier-
durch kein Anpassungsbedarf. 
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1.6. Unter der Überschrift 2.6 vorhandene Bebauungsplane (S. 13) heißt es u.a.: „Teilbereiche aus dem Bebauungsplan 
Nr. 51 können belassen werden, so dass in diesen Abschnitten keine Überplanung erfolgen muss. Zu nennen sind 
die festgesetzte „öffentliche Parkfläche” nördlich und das Geh- und Leitungsrecht östlich der Kursana — Residenz 
Wedel auf dem Privatgrundstück. Eine Aufnahme dieser Bereiche in den Geltungsbereich des Bebauungsplans 
Nr. 76 Teilbereich 2 wird entsprechend als nicht erforderlich angesehen.” 

Wir sind anderer Auffassung. Die seinerzeit eingetragene Baulast stand in unmittelbarem Zusammenhang mit der 
Planung zur Verlegung der Bundesstraße B 431. Sie kann nicht im Nachhinein „umgewidmet" werden als Baulast 
zur Anlegung eines Radschnellweges. Es hat den Eindruck, dass die städtische Planung diesen Teilbereich, was die 
Berücksichtigung der Interessen der Bewohner der Kursana anbelangt, mit größtmöglicher Rücksichtslosigkeit ge-
führt wird. Sicherheitsinteressen der Bewohner der Senioreneinrichtung spielen an keiner Stelle eine Rolle. 

Dafür spricht auch, dass im Rahmen der Beteiligung der Träger öffentlicher Belange zwar der Lobbyverein „Allge-
meiner Deutscher Fahrrad-Club“ angeschrieben wurde, obwohl dieser aus hiesiger Sicht nicht ein Träger öffentli-
cher Belange ist, nicht aber die Eigentümergemeinschaft oder die Kursana. Die eigentlich Betroffenen wurden 
auch später nicht angeschrieben. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich hier-
durch kein Anpassungsbedarf. 

Entgegen den Ausführungen der Ein-
wenderin, dass die Belange der Kursana 
keine Berücksichtigung gefunden hät-
ten, wurde die Kursana bereits frühzei-
tig über die Planungen, weitere vorbe-
reitende Maßnahmen (bspw. Bodenun-
tersuchungen) und den jeweiligen Stand 
des Verfahrens informiert und um Ab-
stimmung gebeten (vgl. bspw. Schrei-
ben vom 09.02.2018 und 11.11.2020 
sowie E-Mails vom 15.12.2020, 
12.01.2021, 04.03.2021 und 
26.03.2021). Neben der nicht wahrge-
nommenen Möglichkeit bereits zu Pla-
nungsbeginn am weiteren Prozess zu 
partizipieren bestand im Rahmen der 
frühzeitigen Beteiligung der Öffentlich-
keit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB zwischen 
dem 28.11.2022 und einschließlich 
13.01.2023 die Möglichkeit Stellung 
zum Bebauungsplan zu nehmen.  

Die Beteiligung des Allgemeinen Deut-
scher Fahrrad-Clubs (ADFC) erfolgte 
nicht willkürlich. Der ADFC ist im Betei-
ligungsportal „Bauleitplanung Online-
Beteiligung für Schleswig-Holstein“ 
(BOB-SH) als Träger öffentlicher Belan-
ge registriert. Eine unfaire Gewichtung 
einzelner Belange, bis hin zu einer 
„größtmöglicher Rücksichtslosigkeit“ 
gegenüber den Belangen der Kursana, 
wird hiermit zurückgewiesen.  
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1.7. Die Verlegung der Wegeführung in den nördlichen Bereich war anscheinend auf eine Intervention der unteren Na-
turschutzbehörde des Kreises Pinneberg zurückzuführen. Die Sicherheit der Heimbewohner spielte in diesem Zu-
sammenhang keine Rolle. 

Unter 5.4.9 - allgemeinverständliche Zusammenfassung heißt es sodann: „Die geplante Wegeverbindung ist die 
einzige realisierbare Möglichkeit, einer nicht mit einer Hauptverkehrsstraße (B 431 Mühlenstraße) gekoppelten 
Fuß- und Radwegeverbindung zwischen Gorch-Fock-Straße in Richtung des nordwestlichen Stadteingangs herzu-
stellen." 

Jedenfalls was den Teilbereich 2 der geplanten Radwegeverbindung anbelangt, ist diese Feststellung falsch. Dies 
ergibt sich bereits aus der Machbarkeitsstudie von 2018. Diese von den Grundstücksnutzern und -eigentümern 
empfundene Rücksichtslosigkeit lässt sich weiter auch aus folgender Formulierung (S. 42) ableiten: „Die Bedeu-
tung der Fuß- und Radwegeplanung für die Stadt Wedel ist vor allem unter dem Aspekt der Naherholung, der Ver-
kehrsentlastung und des Klimaschutzes als sehr hoch einzuordnen.” 

 

Tatsachlich ist festzustellen: 

o die „Naherholung" der Bewohner der Kursana wird massiv gestört durch Horden von E-Bike Fahrern, welche 
eine schwerwiegende Störung der Sicherheit der Bewohner und damit zugleich der öffentlichen Sicherheit 
und Ordnung bedeuten, 

o im unmittelbaren Umfeld der Kursana erfolgt nicht etwa eine Verkehrsentlastung, sondern eine massive 
Verkehrsbelastung; bereits jetzt muss kein Fahrradfahrer, der Richtung S-Bahnhof aus Richtung Roland-
platz kommt (und auch in umgekehrter Richtung), durch die in der Tat enge und für Fahrradfahrer mög-
licherweise nicht ganz ungefährliche Mühlenstraße fahren. Spätestens ab Reepschlägerhaus ist eine alter-
native Streckenführung über Reepschlägerstraße, Hinter der Kirche, Riststraße und Jörg-Balack-Weg bis 
zum Mühlenteich problemlos möglich. Fahrradfahrer kommen dann unmittelbar an der Park & Ride – Anla-
ge Wedel der S-Bahn an. Nach der von der Stadt Wedel geplanten Streckenführung müssen sie über die 
Gorch-Fock-Straße und Rathausplatz fahren, die Straße Rosengarten (B 431) überqueren, um sodann zur 
Park & Ride — Anlage zu kommen. 

o Neben dieser bereits bestehenden (!) Alternativroute mit Verlauf (über den Jörg-Balack-Weg, gibt es eine 
weitere Wegeführungsmöglichkeit ohne Querung des WEG-Grundstücks. Mit der Anbindung des neuen 
Radweges (über die Schulstraße, wie es auch das Wedeler Mobilitätskonzept vorsieht, wäre der Entwick-
lung des innerörtlichen Radverkehrs bereits stark geholfen. 

o Die im BPlan Entwurf geplante Streckenführung macht nur Sinn, wenn es sich, wie oben dargestellt, um 
einen „Radschnellweg” handeln soll. So heißt es demzufolge auch in der Stellungnahme des ADFC vom 
18.12.2022: „...die geplante Breite mit 3 m für den Radverkehr zuzüglich 2 m für den Fußverkehr im 
überwiegenden Teil des Planungsgebietes wird ein zügiges Radfahren ermöglichen..." 

In der Stellungnahme der Stadt Wedel, ebenfalls zum Schreiben des ADFC vom 18.12.2022, hier Reduzie-
rung des geplanten Rollwiderstands, heißt es: „Der neu herzustellende Fuß- und Radweg soll die Altstadt 
und Innenstadt aus Richtung Nordwesten an die umliegenden Wohnquartiere anbinden. Vor allem durch 
Pendlerinnen und Pendler sowie Schulkinder wird der Weg stark frequentiert werden. Bei unbeständigen 
Wetterlagen gewährleistet eine beispielsweise wassergebundene Wegedecke keine komfortable Nutzung. 
Das tatsächlich zur Herstellung der Oberflächen zu verwendende Material sowie die Ausführung des Un-
terbaus ist auf der Ebene der Ausführungsplanung zu berücksichtigen.“ 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich hier-
durch kein Anpassungsbedarf. 

Die Naherholung der Bewohner der 
Kursana wird nicht gestört, da der ge-
plante Fuß- und Radweg über den be-
stehenden Parkplatz geführt wird und 
keine Grünflächen reduziert werden. 
Auch gehen von den zukünftigen Zufuß-
gehenden und Radfahrenden keine un-
zumutbaren Emissionen, die die Naher-
holung einschränken, aus. Ganz im Ge-
genteil ermöglicht die neue Verbindung 
den Bewohnenden der Kursana einen 
massiv verkürzten Weg in die Natur der 
Wedeler Au und steigert somit die Mög-
lichkeit und die Qualität der Naherho-
lung für die Bewohnenden.  

Öffentliche Sicherheit umfasst den 
Schutz der Unverletzlichkeit der objek-
tiven Rechtsordnung, den Schutz der 
subjektiven Rechte und Rechtsgüter des 
Einzelnen sowie den Schutz des Bestan-
des des Staates und sonstiger Träger 
der öffentlichen Gewalt, ihrer Einrich-
tungen und Veranstaltungen. Wie die 
Rechtsordnung, der Staat im Allgemei-
nen oder sonstige Träger der öffentli-
chen Gewalt durch Zufußgehenden und 
Radfahrenden gefährdet sein soll, ist 
nicht ersichtlich.  

Die genannten Routen stellen lediglich 
theoretische Alternativen dar. Gerade 
im Bereich der Mühlenstraße, zwischen 
den Einmündungen Bahnhofstraße und 
Schulstraße ist ein erhöhtes Unfallauf-
kommen mit Radverkehrsbeteiligung zu 
verzeichnen.  

In Bezug auf den Fahrbahnbelag ist zu 
sagen, dass die Stadt Wedel in der Ver-
kehrssicherungspflicht aller öffentli-
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Im Klartext bedeutet dies: Damit „rasende” Radfahrer schneller vorankommen, plant die Stadt Wedel den 
Oberflächenbelag in Asphalt herzustellen.  

In einer Stellungnahme der Stadt Wedel zum Schreiben des BUND Schleswig-Holstein vom 3.1.2023 heißt 
es: „Im Mobilitätskonzept der Stadt Wedel ist der Streckenverlauf als „potenzielle Radverkehrsnetzerwei-
terung” im Verbund aller Velo-Routen dargestellt.“ Auch daraus ergibt sich, dass ganz erheblicher Rad-
verkehr in Zukunft über diese Trasse geleitet werden soll. 

o Schließlich behauptet die Stadt Wedel (S. 42 der Begründung), die Bedeutung der von ihr vorgenommenen 
Planung sei vor allem auch, unter dem Aspekt ... des Klimaschutzes sehr hoch einzuordnen“. Dieses Argu-
ment erscheint geradezu abwegig. Wenn, wie von dem Lobby-Verein ADFC gefordert, der Radweg flächen-
deckend asphaltiert wird, dann hat das mit Klimaschutz rein gar nichts zu tun. Ganz unabhängig davon ist 
eine Auswirkung der Anlegung des von der Stadt geplanten Radweges unter Klimaschutzgesichtspunkten 
nicht messbar. Es macht sich anscheinend nur gut, in die Begründung zum B-Plan ein derartiges zeitgeisti-
ges „Argument“ einzustreuen. Tatsächlich handelt es sich bei der Anlegung des Weges mit Brückenbau um 
naturzerstörerische Eingriffe. 

chen Flächen ist und grundsätzlich ein 
sehr großes Interesse an komfortablen 
und vor allem sicheren Verkehrswegen 
hat. Dies ist vollkommen unabhängig 
von den zu erreichenden Geschwindig-
keiten und der Lage im Stadtgebiet.  

Gegen die Behauptung, die Verlagerung 
von Autofahrten hin zur Nutzung des 
Fahrrades sei lediglich ein „zeitgeisti-
ges Argument“ widerspricht die Stadt 
Wedel. Jede Fahrt mit dem Fahrrad, 
die anstelle einer Autofahrt durchge-
führt wird, hilft sowohl kurz- als auch 
langfristig dem CO2-Ausstoß entgegen-
zuwirken. Gerade die Entfernung von 
rd. zwei Kilometern aus dem nordwest-
lichem Stadtgebiet bis zur S-Bahn ist 
für den Weg mit dem Fahrrad prädesti-
niert. Sollte der restliche Weg dann 
noch mit der S-Bahn statt mit dem Auto 
zurückgelegt werden, ist der Klima-
schutzeffekt nochmals höher. Die posi-
tiven Folgen dieser Entwicklung (ver-
besserte Gesundheit, geringere Emissi-
onen usw.) sind daher ein öffentliches 
Interesse, das es zu fördern gilt. 

1.8. b) Dienstbarkeit und Baulast 

Wie oben bereits angedeutet, gewährt eine Baulast dem Berechtigten zwar im Umfang der Baulast eine Nutzungs-
möglichkeit, sie legt jedoch nicht fest, zu welchen Bedingungen dies zu erfolgen hat. Sollte daher die Stadt Wedel 
ihre Planung, soweit es die Überquerung des Grundstücks der WEG betrifft, nicht grundsätzlich ändern und der 
geplante B-Plan bestandskäftig werden, wird bereits jetzt darauf hingewiesen, dass die WEG von der Stadt Wedel 
eine „Überwege-Maut" erheben wird. Die Höhe dieser Maut wird in Abhängigkeit der Dichte des Verkehrs erfolgen 
müssen. Bis eine derartige Vereinbarung getroffen wird, die auch weitere Rahmenbedingungen der Nutzung um-
fassen muss (bspw. Verpflichtung die Räder im Bereich der Kursana nur an der Hand mitzuführen), wird die neu 
vorgesehene Nutzung des Flurstücks 9/188 nach § 1004 BGB untersagt. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Die in Rede stehende Baulast regelt un-
ter anderem die „Übernahme eines 
Geh- und Fahrrechts zugunsten der All-
gemeinheit […] in einer Breite von 
7,00 m über die auf dem Grundstück 
ausgewiesene Privatstraße einschl. 
Wendehammer.“ Bei Baulasten handelt 
es sich um rechtliche Einschränkungen, 
die für die Bebauung oder Nutzung von 
Immobilien gelten. Baulasten geben Ei-
gentümern vor, was sie auf ihrem 
Grundstück durchführen oder unterlas-
sen, aber auch dulden müssen. Sie sind 
Verpflichtungen, die Grundstückseigen-
tümer gegenüber der Baurechtsbehörde 
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haben. Betroffene Eigentümer gewäh-
ren Baulasten freiwillig; ihre Zustim-
mung ist Voraussetzung für eine Eintra-
gung im Baulastenverzeichnis. Diese Zu-
stimmung wurde erteilt, somit können 
keinerlei Bedingungen zur Ausübung 
dieser Baulast abgeleitet werden. Viel-
mehr ist die genannte Fläche zu jeder-
zeit für die Allgemeinheit zugänglich zu 
halten. Der Hinweis auf § 1004 BGB 
„Beseitigungs- und Unterlassungsan-
spruch“ ist unzutreffend. Hierbei han-
delt es sich um die Beeinträchtigung 
des Besitzes durch Entziehung oder 
Vorenthaltung. Beides ist, aufgrund der 
im Baulastenverzeichnis eingetragenen 
Baulast, nicht der Fall.  

1.9. Die Stadt Wedel wird sich zudem darauf einstellen müssen, dass die WEG oder einzelne Eigentümer den B-Plan, so 
er denn in der vorgesehenen Form verabschiedet werden sollte, gerichtlich überprüfen lässt. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich hier-
durch kein Anpassungsbedarf.  

1.10. Unverständlich ist in diesem Zusammenhang das Schreiben der Stadt Wedel vom 7. November 2023, in dem es 
heißt: „An dieser Stelle der Hinweis, dass es sich um eine Vorplanung handelt und der tatsächliche Ausbau in Zu-
kunft anders verlaufen bzw. ausgestaltet werden kann. Der Bebauungsplan trifft für das städtische Flurstück 9/189 
keine Aussagen zu den dargestellten Stellplätzen, Baumpflanzungen etc.” 

Wenn die Stadt Wedel einen Bebauungsplan errichtet, kann sie nach unserem Verständnis hinterher die dem Plan 
zugrundeliegende Wegeführung nicht einfach verändern. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

Für den Bebauungsplan ergibt sich hier-
durch kein Anpassungsbedarf. Der auf 
dem Flurstück rechtswirksame Bebau-
ungsplan Nr. 51 „Augarten“ setzt dieses 
als „öffentliche Parkflächen“ fest. Ein 
Bebauungsplan regelt lediglich die Au-
ßenmaße dieser Verkehrsflächen. Die 
konkrete Ausgestaltung dieser Flächen 
(bspw. Fahrspurbreiten, Anordnung von 
Parkplätzen, Baumpflanzungen) regelt 
der Bebauungsplan indes nicht. Somit 
ist eine geänderte Wegeführung inner-
halb dieser im Bebauungsplan Nr. 51 
„Augarten“. festgesetzten Verkehrsflä-
che zulässig.  

Anders stellt sich die Situation inner-
halb des Geltungsbereichs des Bebau-
ungsplans Nr. 76 Teilbereich 2 dar. Hier 
wurde die Vorplanung den Festsetzun-
gen der Verkehrsfläche besonderer 
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Zweckbestimmung „Fuß- und Radweg“ 
zugrunde gelegt und ohne weiteren 
Spielraum festgesetzt, sodass die Lage 
des Fuß- und Radwegs bereits auf der 
Ebene des Bebauungsplans festgelegt 
ist.  

1.11. Angesichts der erheblichen Auswirkungen für die Bewohner wird zudem eine öffentliche Anhörung beantragt. Der Anregung wird gefolgt. 

Am 28. August 2024 wurde ein Gespräch 
mit Bürger*In Nr. 1 im Rathaus Wedel 
geführt. Hierbei wurde ein Kompro-
missvorschlag seitens der Stadt Wedel 
unterbreitet. Dieser sieht eine Einbin-
dung der Wohnungseigentumsanlage 
Gorch-Fock-Straße 4- 6 im Rahmen der 
Ausführungsplanung vor, sodass neben 
den öffentlichen Interessen auch die 
privaten Interessen eine besondere Be-
rücksichtigung finden.  
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öffentlich 
 
Verantwortlich: 
Fachdienst Stadt- u. Landschaftsplanung 

 
 

BESCHLUSSVORLAGE 

 
Geschäftszeichen 
2-61 

Datum 
12.11.2024 BV/2024/114 

 
Beratungsfolge Zuständigkeit Termine 
Planungsausschuss Entscheidung 03.12.2024 

 
Sanierungsmaßnahme Stadthafen  
hier: Umgestaltung des Strandbades - Einzelmaßnahmen 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 

 
Der Planungsausschuss beschließt in Änderung seines Beschlusses vom 05.10.2023 nur die 
Umsetzung folgender Einzelmaßnahmen im Rahmen der Städtebaulichen Sanierungsmaßnahme 
„Umgestaltung des Strandbads“: 
  

1. Wiederherstellung Zugang & Zufahrt Hakendamm  
2. Herstellung eines funktionsfähigen Basketball-Bereichs und einer 

Wetterschutzüberdachung  
 
mit Gesamtkosten in Höhe von rd. 195.000 € netto (brutto inkl. Mehrwertsteuer und Planungs- und 
Baunebenkosten ca. 300.000 €). 
 
  
Alternativ und/oder zuzüglich  

3. Pflanzkonzept gegen Sandeintrag von rd. netto 15.000 € ((brutto inkl. Mehrwertsteuer 
und Planungs- und Baunebenkosten ca. 30.000 €) 

 
Alternativ und/oder zuzüglich   

4. Übergang zum Strand von rd. netto 50.000€ (brutto inkl. Mehrwertsteuer und Planungs- 
und Baunebenkosten ca. 90.000 €) 

 
Alternativ und/oder zuzüglich 

5. Barrierefreie Rampe von rd. netto 280.000 € ((brutto inkl. Mehrwertsteuer und Planungs- 
und Baunebenkosten ca. 420.000 €). 
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Fortsetzung der Vorlage Nr. BV/2024/114 

Ziele 
 

1. Strategischer Beitrag des Beschlusses 
(Bezug auf Produkt / Handlungsfeld / Oberziele) 
 
Umsetzung der Sanierungsziele im Sanierungsgebiet „Stadthafen Wedel“ aus dem Rahmenplan:  

• Aufwertung der Stadtkante zur Elbe  
• Attraktivitätssteigerung des Schulauer Hafens und der Maritimen Meile  

 Handlungsfeld 1 „Bildung, Kultur und Sport“  

Die Stadt hat ein vielfältiges und attraktives Sportangebot.  

Handlungsfeld 2 „Umwelt und Klimaschutz“  

Wedel schützt Klima und Umwelt  
Handlungsfeld 3 „Stadtplanung“  

Wedel hat lebenswerte Quartiere. 

2. Maßnahmen und Kennzahlen für die Zielerreichung des Beschlusses 
 
 
Darstellung des Sachverhaltes 
 

Darstellung des Sachverhalts 
 
In der Sitzung des Planungsausschusses am 07.11.2023 wurden durch die Politik (BV/2023/141) 
folgende Maßnahmen zur Umsetzung des Strandbades beschlossen: 
 

Einzelmaßnahmen („R“= im Rahmenplan)  Kosten  
Eingang Hafen/ehem. Hakendamm („R“)  rd. 175.000 € / netto  
Pflanzkonzept  gegen Sandeintrag  rd. 15.000 €/ netto  
Barrierefreie Rampe  rd. 280.000 € / netto  
Übergang zum Strand - Steg  rd. 50.000 € / netto  
Herstellung eines funktionstüchtigen Basketball-Bereiches 
und einer Wetterschutzüberdachung  

rd. 20.000 € / netto  

  Summe:  540.000 € / netto  
  

Die Mehrwertsteuer sowie die Baunebenkosten würden die Gesamtkosten für alle o.a. Maßnahmen 
auf rd. 800.000 €/brutto komplettieren.  
 
Im März 2024 wurde daraufhin der Fördermittelantrag für die von der Politik beschlossenen 
Maßnahmen (s.o.) beim Innenministerium eingereicht.  
 
Im Sommer 2024 wurde der Verwaltung zwischenzeitlich vom Innenministerium signalisiert, dass 
für diese Maßnahmen aufgrund der angespannten Haushaltssituation des Landes und des Bundes 
eine Förderung fraglich sei, obwohl die Fördermittel auf dem städtischen Treuhandkonto schon 
vorhanden sind. Von daher ging die Verwaltung davon aus, dass die Umgestaltung des Strandbades 
im Rahmen der Städtebauförderung nicht mehr erfolgen könnte.  
 
Anfang November 2024 wurde der Verwaltung durch das Innenministerium mitgeteilt, dass der 
Fördermittelbescheid für alle eingereichten Maßnahmen zur Maßnahme „Umgestaltung Strandbad“ 
über rd. 840.000 € vorbereitet wird und uns in Kürze zugestellt werden wird. 
 
Aufgrund der aktuellen Sachlage besteht vor Beauftragung der beschlossenen Einzelmaßnahmen für 
die Politik nun die Möglichkeit, auf einzelne Maßnahmen zu verzichten. Dies würde Einsparungen 
für den städtischen Haushalt bedeuten. 
Die folgende Kostenübersicht stellt die Gesamtkosten der einzelnen Maßnahmen sowie die 
anteiligen Kosten der Stadt (1/3) dar.  
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Fortsetzung der Vorlage Nr. BV/2024/114 

Zur besseren Übersicht werden die Kosten als Bruttowert angegeben. Die Planungs- und 
Nebenkosten in den Einzelvarianten sind jeweils geschätzt. 

Maßnahmen lt. Beschluss: Plan  
Anteil Stadt bei 
Umsetzung 1/3 Anmerkung 

Zufahrt Hakendamm     265.000,00 €       88.333,33 €  muss erfolgen 
Basketball + Wetterschutz       35.000,00 €       11.666,67 €  sehr wünschenswert 
Pflanzkonzept Sandeintrag       30.000,00 €       10.000,00 €  wünschenswert 
Übergang Strand       90.000,00 €       30.000,00 €  wünschenswert 
Barrierefreie Rampe     420.000,00 €     140.000,00 €  wünschenswert 
    840.000,00 €   280.000,00 €    

 
 
 
 
Begründung der Verwaltungsempfehlung 
 

Die Zufahrt Hakendamm muss in jedem Fall mittelfristig hergestellt werden. Die Verwaltung würde 
empfehlen, zusätzlich den Wunsch nach einer Basketballfläche und einem wetterfesten Unterstand 
(Container) aus der Kinder- und Jugend-Beteiligung umzusetzen. Die weiteren Einzelmaßnahmen 
wären wünschenswert, man könnte jedoch zugunsten einer finanziellen Einsparung darauf 
verzichten. Bei einer kompletten Streichung der Maßnahme verblieben alle bereits angefallen 
Planungskosten (ca. 100.000,- €) bei der Stadt Wedel, zzgl. der Herstellungskosten für den 
Hakendamm. Damit entstünden insgesamt höhere Kosten für die Stadt. 
Die Verwaltung schlägt daher vor, um Einsparungen zu erreichen, nur Teile der beschlossenen 
Maßnahmen umzusetzen; uneingeschränkt empfehlenswert wäre die Wiederherstellung der Zufahrt 
Hakendamm. Die Einzelmaßnahmen 2 bis 5 im Beschlussvorschlag könnten einzeln abgestimmt 
werden. 
 
Darstellung von Alternativen und deren Konsequenzen mit finanziellen Auswirkungen 
 

Sollte der Planungsausschuss keinen Beschluss fassen, gilt die aktuelle Beschlusslage zur Umsetzung 
der Maßnahme mit einem Kostenumfang von insgesamt 800.000 Euro brutto. 
 
Finanzielle Auswirkungen 
 

Der Beschluss hat finanzielle Auswirkungen:  ja  nein 
 

Mittel sind im Haushalt bereits veranschlagt  ja  teilweise   nein 
 

Es liegt eine Ausweitung oder Neuaufnahme von freiwilligen Leistungen vor:  ja  nein 
 

Die Maßnahme / Aufgabe ist  vollständig gegenfinanziert  (durch Dritte) 
  teilweise gegenfinanziert (durch Dritte) 
  nicht gegenfinanziert, städt. Mittel erforderlich 
 

Aufgrund des Ratsbeschlusses vom 21.02.2019 zum Handlungsfeld 8 (Finanzielle Handlungsfähigkeit) 
sind folgende Kompensationen für die Leistungserweiterung vorgesehen: 

 
(entfällt, da keine Leistungserweiterung) 
 
 
 

Ergebnisplan 
2024 alt 2024 neu 2025 2026 2027 2028 ff. Erträge / Aufwendungen 

 in EURO 
*Anzugeben bei Erträge, ob Zuschüsse / Zuweisungen, Transfererträge, Kostenerstattungen/Leistungsentgelte oder sonstige Erträge 
Anzugeben bei Aufwendungen, ob Personalkosten, Sozialtransferaufwand, Sachaufwand, Zuschüsse, Zuweisungen oder sonstige Aufwendungen 

Erträge*                                     
Aufwendungen*                                     
Saldo (E-A)                                     
       
Investition 2024 alt 2024 neu  2025 2026 2027 2028 ff. 
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Fortsetzung der Vorlage Nr. BV/2024/114 

in EURO 
Investive Einzahlungen                                     
Investive Auszahlungen                                     
Saldo (E-A)                                     

 
 

 
Anlage/n 
 

Keine 
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öffentlich 
 
Verantwortlich: 
Fachdienst Finanzen 

 
 

BESCHLUSSVORLAGE 

 
Geschäftszeichen 
3-20 Scho 

Datum 
13.12.2024 BV/2024/132 

 
Beratungsfolge Zuständigkeit Termine 
Haupt- und Finanzausschuss Vorberatung 20.01.2025 
Rat der Stadt Wedel Entscheidung 30.01.2025 
Ausschuss für Bildung, Kultur und Sport Vorberatung 15.01.2025 
Planungsausschuss Vorberatung 14.01.2025 
Sozialausschuss Vorberatung 14.01.2025 
Umwelt-, Bau- und Feuerwehrausschuss Vorberatung 16.01.2025 

 
Haushaltsbegleitbeschluss zum Haushalt 2025 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 

Der Rat beschließt die Maßnahmen der im Anhang befindlichen Haushaltssicherung 2028. 
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Fortsetzung der Vorlage Nr. BV/2024/132 

Ziele 
 

1. Strategischer Beitrag des Beschlusses 
(Bezug auf Produkt / Handlungsfeld / Oberziele) 
 
Der Rat hat am 22.02.2024 (BV/2023/158-1) als ein strategisches Ziel im Handlungsfeld 8 
„Finanzielle Handlungsfähigkeit“ beschlossen, dass der städtische Haushalt dauerhaft 
genehmigungsfrei sein soll. Weiterhin wurde beschlossen, dass u.a. das Handlungsfeld 8 dauerhaft 
aktiv ist, was bedeutet, diese Ziele sind bei allen Gremienentscheidungen zu berücksichtigen.  
2. Maßnahmen und Kennzahlen für die Zielerreichung des Beschlusses 
Für dieses Ziel wurden im Rat am 11.07.2024 (BV/2024/040) drei Kennzahlen beschlossen. Diese 
lauteten: 

1. Der Haushalt ist 2028 genehmigungsfrei, d.h., die Jahresrechnung 2026 weist einen 
Jahresüberschuss aus, die Ergebnisse der Jahre 2027 und 2028, sowie die Ergebnisse der 
mittelfristigen Finanzplanung (2029 – 2031) sind allesamt ausgeglichen; 

2. die Tilgung von Investitionskrediten kann zu 45% aus eigenen Mitteln bestritten werden und 
3. die Mindesteigenkapitalquote soll nicht unter 18% fallen. 

 
Darstellung des Sachverhaltes 
 

Der Haushaltsentwurf 2025 (BV/2024/094) hat mit großer Deutlichkeit die finanzielle Lage der Stadt 
Wedel offengelegt. Die folgenden Punkte sind dabei besonders hervorzuheben: 
 
 Die Erträge der Stadt sind seit 2020 um 24% von 84 Mio. € auf 104 Mio. € in 2025 gestiegen. 

Die Steigerung der Steuererträge liegt deutlich unterhalb der Inflation (56 zu 58 Mio. € 
(+3%), Die Inflation lag in diesem Zeitraum bei 21,5%. Wertet man die Gewerbesteuererträge 
seit der Euroumstellung 2002 aus, müsste die Stadt unter Berücksichtigung der Inflation 
deutlich über 40 Mio. € Gewerbesteuern einnehmen. Mit 14 Mio. € 2024 liegen wir weit 
dahinter zurück. Allein von 2022 hat sich die Gewerbesteuer von 36,3 Mio. € auf 14,0 € im 
Jahr 2024 deutlich mehr als halbiert (-22,3 Mio. €). 

 Die Aufwendungen sind seit 2020 um 61%, von 75 Mio. € auf 121 Mio. € gestiegen. In diesem 
Zeitraum sind die Personalkosten um 7,4 Mio. bzw. um 34% gestiegen, die übrigen 
Aufwendungen hingegen um 38,1 Mio. € bzw. um 72%. 

 Im Ergebnis führt dieses zu einem Jahresfehlbetrag im Haushaltsentwurf 2025 i.H.v. 17,5 
Mio. €. In der Summe belaufen sich die Jahresfehlbeträge im Finanzplanungszeitraum auf 
42,5 Mio. €. Dabei ist zu berücksichtigen, dass die Stadt Wedel keinerlei Reserven aufweisen 
kann. 

Daraus ergibt sich ein zwingender Handlungsbedarf um den Haushalt dauerhaft sicher 
auszugleichen. Angesichts der Höhe der geplanten Defizite werden Kürzungen bei den 
Aufwendungen, die nicht auch zu Leistungseinschränkungen führen, nicht reichen um einen 
Haushaltsausgleich zu erreichen. Den beschriebenen Handlungsbedarf unterstreichen die 
Kassenkredite. Aktuell betragen die diese 28,0 Mio. €! Landesweit haben Kommunen einen 
Kassenkreditbestand von rd. 32,0 Mio. €, d.h. auf Wedel entfallen 87,5% aller kommunalen 
Kassenkredite in Schleswig-Holstein. 

Eine Analyse der Erträge und Aufwendungen nach Produktbereichen zwischen 2014 und 2025 zeigt 
zusammengefasst folgende Entwicklung: 

 In zwei wesentlichen Punkten haben sich die Ertragsanteile signifikant verschoben. Der 
Anteil der Allgemeinen Finanzwirtschaft (61) hat sich 

von 2014  46,3 Mio. € 59,5% 
auf 2025  62,9 Mio. € 44,2% 

verringert. 

Im gleichen Zeitraum hat sich der Ertragsanteil im Produktbereich Kinder- Jugend und 
Familienhilfe (36): 

von 2014  1,2 Mio. € 1,5% 
auf 2025  17,0 Mio. € 11,9% 

erhöht. Diese Erhöhung ergibt sich ganz wesentlich aus der Umstellung der KITA-
Finanzierung, dem stehen Aufwendungen in vergleichbarer Höhe entgegen. 
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 Bei der Entwicklung der Aufwendungen ergibt sich folgendes Bild: 

In den Produktbereichen Innere Verwaltung und Sicherheit u. Ordnung (11 u. 12): 
von 2014 21,6 Mio. € 27,9% 
auf 2025 44,7 Mio. € 28,0% 
ist der Anteil an den Gesamtaufwendungen nahezu gleichgeblieben. 

In den Produktbereichen Schulträgeraufgaben (21-24), Kultur und Wissenschaft (25-28), 
Soziales und Jugend (31-36) und Sportförderung (42) hat sich im gleichen Zeitraum folgende 
Entwicklung ergeben: 

von 2014 28,0 Mio. € 36,1% 
auf 2025 72,7 Mio. € 45,5%. 

Mit 44,7 Mio. € beanspruchen diese Produkte 54,4% aller Aufwendungssteigerung mit einem 
Volumen von 82,2 Mio. €. 

Der Produktbereich Gestaltung der Umwelt (51-56) hat sich ebenfalls nur leicht verändert: 
von 2014 8,4 Mio. € 10,8% 
auf 2025 18,4 Mio. € 11,5%. 

Einzig der Produktbereich 61 hat sich anteilsmäßig verringert: 
von 2014 19,5 Mio. € 25,2% 
auf 2025 23,9 Mio. € 15,0%. 

 Bei den Personalstellen ergibt sich ein vergleichbares Bild: 
In den Produktbereichen 21-24, 25-28, 31-36 und 42 haben sich die Stellen wie folgt 
entwickelt: 

von 2014 85,65 VZA 33,6% 
auf 2025 165,56 VZA 44,2% 
aller Stellen in der Stadtverwaltung.  

Von dem Zuwachs der Stellen seit 2014 (120,3 VZA) sind  
in den gen. Produktbereichen: 79,91, bzw.  66,4%,  
in der übrigen Verwaltung  40,39  33,6%  
neue Stellen eingerichtet worden.  

Diesem Personalaufwuchs stehen Leistungserweiterungen gegenüber. Die 
Personalaufwendungen liegen auch 2025 mit 23,7% deutlich unter der, von der 
Kommunalaufsicht empfohlenen 25%-Marke der Gesamtaufwendungen. 
 

Aufgrund der besorgniserregenden Zahlen des Haushaltsentwurfs hat die Verwaltungsleitung sich 
entschieden, noch vor Beschlussfassung über den Haushalt 2025, das Gespräch mit der 
Kommunalaufsicht zu suchen. Dieses Gespräch hat am 25.11.2024 in Kiel in einer sehr konstruktiven 
Atomsphäre stattgefunden. Das Gespräch hat zu folgenden Ergebnissen geführt: 
 

1. In der Entwurfsfassung (Planungsstand 25.11.2024: Ergebnis 2025: -17,5 Mio. €, große 
Fehlbeträge über den gesamten Planungszeitraum) ist der Haushalt nicht 
genehmigungsfähig. Nach bisherigen Planungsstand ist die Stadt Wedel wirtschaftlich nicht 
leistungsfähig, was die Genehmigung weiterer Kredite für Investitionen ausschließt. 

2. Insbesondere bereitet der außerordentlich hohe Stand der Kassenkredite (tagesaktuell 28,0 
Mio. €) Sorge. 

3. Die finanzielle Lage der Kommunen in Schleswig-Holstein hat sich für 2025 durchaus 
eingetrübt. In den vergangenen Jahren ist es jedoch fast allen Kommunen gelungen, 
Reserven zu bilden, die eine Überbrückung möglich machen. Diese Kommunen verfügen 
regelmäßig auch über ausreichende Liquiditätsreserven. 

4. Die Kommunalaufsicht gibt ihre Empfindung wieder, dass Wedel, insbesondere in den 
Bereichen Bildung, Kinder und Jugendliche und Soziales Spitzenpositionen in den Leistungen 
und den dafür erforderlichen Aufwendungen einnimmt. Die von Wedel angebotenen 
Leistungen liegen häufig weit über den Standards des Landes. 

5. Wedel befindet sich nicht in einer Vergeblichkeitsfalle, d.h. eine Haushaltskonsolidierung 
aus eigener Kraft ist möglich. 
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6. Eine Genehmigung des Haushaltes 2025 ff. kann nur in Aussicht gestellt werden, wenn die 
Stadt konkrete Haushaltskonsolidierungsmaßnahmen identifiziert, beschließt und 
konsequent umsetzt, um spätestens 2028 Jahresüberschüsse zu erwirtschaften. 

7. Der Beschluss über die Haushaltskonsolidierungsmaßnahmen ist spätestens mit dem 
Haushaltsbeschluss 2025 zu fassen. Die ersten Ergebnisse sind im Haushalt 2025 einzuplanen. 
Für die weiteren Maßnahmen sind die entsprechenden Auswirkungen in die mittelfristige 
Finanzplanung aufzunehmen. 

8. Für diese Maßnahmen ist ein Controlling zu etablieren, um die Wirksamkeit sicherzustellen, 
ggfs. ist wirksam nachzusteuern. 

 
Nach dem Gespräch mit der Kommunalaufsicht wurde ein Konzept erarbeitet, dass sowohl das oben 
genannte strategische Ziel für 2028 zum Teil, als auch die Anforderungen der Kommunalaufsicht 
erfüllt. 

Die Haushaltssicherung 2028 umfasst folgende Eckpunkte: 
 
 Die Maßnahmen der Haushaltskonsolidierung sind alternativlos und werden vielen weh tun. 

Daher ist es wichtig, alle Beteiligten und Betroffenen mitzunehmen. Das wird am Ende nicht 
immer zur Zufriedenheit aller umgesetzt werden können. Umso wichtiger ist eine offene 
Kommunikation. 

 Ziel des Konzeptes ist es, betriebsbedingte Kündigungen für alle städtischen Mitarbeitenden 
auszuschließen. Aufgabenreduktionen und der damit eventuell verbundene Personal- und 
Stellenabbau sollen über die normale Fluktuation erfolgen. Das kann für den einen oder 
anderen Mitarbeitenden bedeuten, dass sie oder er neue Aufgaben und einen anderen 
Arbeitsplatz haben wird. 

 An einer Reduzierung städtischen Leistungen auf das Durchschnittsniveau des Landes wird 
kein Weg vorbeiführen. Die Alternative wäre, bestimmte Leistungen nicht mehr anzubieten 
(z.B. Schwimmhalle). 

 Der Erhalt der städtischen Leistungen in Wedel, die wichtige Beiträge für die (Weiter-) 
Bildung, den Sport, die Kultur und das Zusammenleben leisten, soll sichergestellt werden. 
Um das zu erreichen, müssen bestimmte Angebote an die zur Verfügung stehenden 
finanziellen Mittel angepasst, d.h. ggfs. im Umfang oder in der Qualität reduziert, werden. 
Das kann auch bedeuten, dass die Leistungen zukünftig in anderen Räumen oder Gebäuden 
erbracht werden müssen. 

 Geplant ist eine Reduzierung des Gebäudebestandes, der einen großen Kostenverursacher 
darstellt. Das erfordert kluge Mehrfachnutzungskonzepte für städtische Gebäude und eine 
Veränderungsbereitschaft bei allen Nutzern städtischer Räume (Beispiel SKB/Klassenräume). 
Die Alternative wäre die Streichung bestimmter Nutzungen. 

 Die Maßnahmen der Haushaltssicherung 2028 sind Zielvorgaben für einzelne Produkte oder 
Verwaltungseinheiten. Die Umsetzung erfolgt in fachdienstübergreifenden Projektteams. Die 
zuständigen Projektteams erarbeiten Konzepte, um die Budgetziele fristgerecht zu 
erreichen. Federführend sind die Produktverantwortlichen. Die Beschlussfassung erfolgt, wie 
gehabt, in den politischen Gremien. 

 Grundsatz ist dabei: Es geht nicht ums Ob, sondern nur um das Wie. Nur im Ausnahmefall 
kann davon abgewichen werden. Dann sind konkrete Vorschläge zu unterbreiten, um das 
vorgegebene Einsparziel mit anderen Maßnahmen zu erreichen. 

 Mögliche Mehrerträge gegenüber der mittelfristigen Finanzplanung dürfen nicht zu neuen 
Aufwendungen führen. Vielmehr müssen diese Beträge zur Tilgung der bestehenden 
Kassenkredite verwendet werden. 

 Investitionen, die für die Umsetzung der Konsolidierungsmaßnahmen notwendig sind, z.B. 
Mehrfachnutzungskonzepte für städtische Räume, sind mit hoher Priorität zu versehen. 

 Die Umsetzung der beschlossenen Maßnahmen der Haushaltssicherung ist durch ein 
geeignetes Controlling zu begleiten und dem HFA ist regelmäßig zu berichten. 
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Begründung der Verwaltungsempfehlung 
 

Die 30 Maßnahmen der Haushaltssicherung 2028 sind geeignet, im Haushaltsjahr 2028 eine 
Ergebnisverbesserung i.H.v. 9.595.700 € zu erreichen. Im Planungszeitraum 2025 – 2028 wird ein 
Gesamtkonsolidierungsbetrag von 23.283.900 € erreicht. 

Die Voraussetzungen für eine Genehmigung des Haushaltes 2025 durch die Kommunalaufsicht sind 
m.E. damit erfüllt. Mit Ausnahme von 2025 können in allen Jahren Überschüsse erwirtschaftet 
werden. Im Planungsjahr 2028 übersteigt das Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit die 
ordentliche Tilgung. 

Das strategische Ziel, 2028 genehmigungsfrei zu werden, kann erreicht werden. Voraussetzung 
dafür ist, dass die ersten Maßnahmen der Haushaltssicherung 2028 bereits 2025 – 2026 zu den 
erwarteten Ergebnisverbesserungen führen. Gelingt es damit 2026 einen Jahresüberschuss zu 
erwirtschaften, ist die erste Hürde genommen. Weiter müssen die Haushaltspläne der Jahre 2027 
und 2028 Jahresüberschüsse ausweisen. Schließlich müssen die Jahre 2029 – 2031 in der 
mittelfristigen Finanzplanung ausgeglichen sein. Damit vergrößert sich die Handlungsfreiheit der 
Stadt. Die Haushaltssicherung legt dafür die Basis. 

Wie oben dargestellt würden 2028 ausreichend liquide Mittel erwirtschaftet um die ordentliche 
Tilgung zu bestreiten. Damit wäre die zweite Kennzahl, die Tilgung zu 45% aus eigenen liquiden 
Mittel zu leisten, übererfüllt. 

Die dritte Kennzahl wird auch mit der Haushaltssicherung 2028 voraussichtlich nicht erreicht. Die 
Entwicklung der Bilanz ist nur sehr schwer zu prognostizieren, da verschiedene Geschäftsvorgänge, 
insbesondere Investitionen, Kassen- und Investitionskredite, zu einer Erhöhung der Bilanzsumme 
führen. Nach heutiger Einschätzung wird die schon die beschlossene Eigenkapitalquote von 18% 
2028 nicht zu erreichen sein. 

In der Haushaltssicherung 2028 stehen die Maßnahmen zur Ertragserhöhung in einem angemessenen 
Verhältnis zu den Maßnahmen zur Aufwandsreduzierung. Im Jahr 2028 betragen die Mehrerträge 
1.939.000 €, sie tragen damit 20,2% zu der Gesamtergebnisverbesserung bei. Die 
Aufwandsreduzierungen haben ein Volumen von 7.656.700 €, was einem Anteil von 79,8% 
entspricht. Auch über den gesamten Finanzplanungszeitraum (2025 – 2028) betrachtet, ändert sich 
zwar das Verhältnis, angemessen bleibt es dennoch. Die Ertragsverbesserungen summieren sich auf 
5.844.200 €, oder 25,1%. Die Aufwandsreduzierungen tragen in Summe mit 17.439.700 €, bzw. 
74,9%, zum Gesamtkonsolidierungsbetrag von 23.283.900 € bei. 

 
 
Darstellung von Alternativen und deren Konsequenzen mit finanziellen Auswirkungen 
 

Zu der durch die Haushaltssicherung 2028 geplanten Ergebnisverbesserung i.H.v. 9.595.700 € gibt es 
keine ebenbürtige Alternative. 

Denkbar ist jedoch, statt einer Vielzahl von einzelnen Sparmaßnahmen umzusetzen, ausschließlich 
Ertragsverbesserungen zu beschließen. Dabei ist die Grundsteuer die einzige Einnahmequelle, die 
keinen konjunkturellen Schwankungen unterliegt und vom möglichen Volumen her geeignet ist, das 
Ziel der Konsolidierung zu erreichen. 

Für 2025 hat der Rat am 19.12.2024 beschlossen den Hebesatz für die Grundsteuer B auf 519 v.H. 
festzulegen (BV/2024/125). Damit entspricht der neue Hebesatz der im landesweiten 
Transparenzregister genannten Zahl für Wedel. In dieser Höhe soll die Grundsteuer B für die Stadt 
aufkommensneutral sein. Im Haushalt 2025 sind Erträge aus der Grundsteuer B i.H.v. 8.624.700 € 
veranschlagt. Um das Ziel der Konsolidierung ausschließlich über eine Erhöhung der Grundsteuer zu 
erreichen müsste der Hebesatz auf 1080 erhöht werden. Damit ergäbe sich ein Steuerertrag von 
17.947.300 €. 

Für die einzelnen Steuerpflichtigen ergibt sich daraus etwas Mehr als eine Verdoppelung der 
Steuerlast. Durch die Grundsteuerreform, die ihre Wirkung für die Steuerpflichtigen erstmals 2025 
entfaltet, wird es vermutlich deutliche Veränderungen in der Höhe der zu zahlenden Grundsteuer 
geben. Was eine zusätzliche Erhöhung des Steuertarifs für die Steuerpflichtigen bedeutet, kann 
zurzeit noch nicht seriös abgeschätzt werden. Erst nach der Veranlagung der Grundsteuer 2025 
entsprechend der neuen Rechtslage kann eine Auswertung für einzelne Grundstücke erfolgen. 
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Darüber hinaus würde eine solche Erhöhung der Grundsteuer ausschließlich die 
Grundsteuerpflichtigen und die Mieter für die notwendige Haushaltskonsolidierung in Anspruch 
nehmen.  

Daher wird diese Alternative nicht empfohlen. 

 

Die zweite Möglichkeit wäre, den Haushalt 2025 ohne Haushaltssicherung 2028 zu beschließen. 
Nach aktuellem Planungsstand weist dieser einen Jahresfehlbetrag von 16.287.500 € aus. Für die 
Folgejahre werden ebenfalls Fehlbeträge i.H.v. zusammen 16.004.200 € ausgewiesen. Im Gespräch 
beim Innenministerium am 25.11.2024 hat die Kommunalaufsicht deutlich gemacht, dass ein solcher 
Haushalt nicht genehmigungsfähig ist. Dass die Kommunalaufsicht nach Beschlussfassung anders 
entscheiden könnte, ist nicht zu erwarten.  

Ohne Genehmigung des Haushaltes steht die Stadt früher oder später im nächsten Jahr still.  

D.h. 2025 können keine Neuinvestitionen (z.B. IT-Ausstattung an den Schulen, Feuerwehrfahrzeuge 
etc.) getätigt werden. Selbst für bereits laufende Maßnahmen würde es zu einem Baustillstand 
kommen. Dieses könnte insbesondere die Außenanlagen an der ASS und dem JRG betreffen, da 
diese Maßnahmen noch nicht vollumfänglich beauftragt sind, mit der Folge, dass Zwar die 
Hochbauten fertiggestellt und nutzbar sind, die Außenanlagen jedoch so wie sie zurzeit sind, stehen 
und liegen bleiben. 

Im Ergebnisplan würde dieser Stillstand alle freiwilligen Leistung, die keine vertragliche 
Ausgestaltung haben, betreffen. Der Betrieb der laufenden Verwaltung bliebe sichergestellt, alle 
geplanten Haushaltsansätze wären jedoch äußerst restriktiv zu bewirtschaften und können 
keinesfalls in voller Höhe in Anspruch genommen werden. Auch die Gebäude- und 
Straßenunterhaltung wäre weitgehend auszusetzen. Nur noch Notmaßnahmen zur Abstellung eines 
akut aufgetretenen Schadens wären zulässig. Dieser Stillstand würde letztlich alle Wedelerinnen 
und Wedeler treffen. 

Aus den genannten Gründen ist auch diese Möglichkeit nicht zu befürworten. 

 

 
Finanzielle Auswirkungen 
 

Der Beschluss hat finanzielle Auswirkungen:  ja  nein 
 

Mittel sind im Haushalt bereits veranschlagt  ja  teilweise   nein 
 

Es liegt eine Ausweitung oder Neuaufnahme von freiwilligen Leistungen vor:  ja  nein 
 

Die Maßnahme / Aufgabe ist  vollständig gegenfinanziert  (durch Dritte) 
  teilweise gegenfinanziert (durch Dritte) 
  nicht gegenfinanziert, städt. Mittel erforderlich 
 

Aufgrund des Ratsbeschlusses vom 21.02.2019 zum Handlungsfeld 8 (Finanzielle Handlungsfähigkeit) 
sind folgende Kompensationen für die Leistungserweiterung vorgesehen: 

 
(entfällt, da keine Leistungserweiterung) 
 
 
 
 
 
 

Ergebnisplan 2025 Stand 10.12.2024 
2024 alt 2024 neu 2025 2026 2027 2028. Erträge / Aufwendungen 

 in EURO 
Erträge             103.378.500 111.228.400 112.253.500 112.305.500 

Aufwendungen             119.666.000 115.700.000 117.742.000 118.349.600 

Jahresergebnis             -16.287.500 -4.471.600 -5.488.500 -6.044.100 

 
Veränderungen Ergebnisplan 2025 Stand 10.12.2024 / Haushaltssicherung 

2024 alt 2024 neu 2025 2026 2027 2028. Erträge / Aufwendungen 
 in EURO 
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Erträge             +278.100 +1.687.400 +1.939.700 +1.939.000 

Aufwendungen             -2.018.000 -3.016.000 -4.749.000 -7.656.700 

Ergebnisverbesserung             +2.296.100 +4.703.400 +6.688.700 +9.595.700 

 
 

Ergebnisplan 2025 mit Haushaltssicherung 2028 
2024 alt 2024 neu 2025 2026 2027 2028. Erträge / Aufwendungen 

 in EURO 
Erträge             103.656.600 112.915.800 114.193.200 114.244.500 

Aufwendungen             117.648.000 112.684.000 112.993.000 110.692.900 

Jahresergebnis             -13.991.400 231.800 1.200.200 3.551.600 

       
       
Wirkung HH-Sicherung 2028             2.296.100 4.703.400 6.688.700 9.595.700 
 

 
Anlage/n 
 

1 Haushaltssicherung 2028 
2 Ergebnisplan 2025 nach Ausschussberatungen 
3 Ergebnisplan 2025 mit Haushaltssicherung 2028 
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Haushaltssicherung 2028

Lfd-Nr.

Produkt-Nr. Produkt Ergebnis Ist Einsparung Maßnahme Umsetzungs-

konzept bis

Zuständig

2023 2024 2025 2025 2026 2027 2028

1 xxxxxxx Globale Ausgabenkürzung 2.000.000,00       Über alle Ansätze der Berichtszeilen Aufwendungen für Sach- und

Dienstleistungen (13) und sonstige Aufwendungen (16) des Ergebnisplans

(bereits 2025 in der Planung umzusetzen). Diese Maßnahme soll zukünftig in

verbindliche Budgetvorgaben des Leitungsteams für die Produktbudgets

weiterentwickelt werden, d.h. diese Vorgaben sind für die weitere

Haushaltsplanung verbindlich. Die Erstellung es Haushaltsplanentwurfs erfolgt

dann im Rahmen dieser vorgegebenen Budgets. Die Budgetierung ist auf

Dritte, die städtische Zuschüsse oder Kostenerstattungen erhalten,

auszuweiten.

3-20 2.000.000,00         2.000.000,00       2.000.000,00       2.000.000,00         

2 xxxxxxx Personalaufwendungen Über eine Aufgabenkritik soll die Zahl der Stellen der Stadt reduziert werden.

Ziel ist, die Personalkosten zu senken. Dieses soll über Aufgabenveränderung,

Verringerung des Aufgabenumfangs, Verzicht auf die Erledigung von Aufgaben

oder Optimierung von Arbeitsabläufen geschehen. Betriebsbedingte

Kündigungen sind dabei ausgeschlossen. (Mögliche Minderaufwendungen

können nicht seriös geschätzt werden.)

 2025 alle Verw.-

Einheiten 

und Ein-

richtungen

3 1110xxx Verwaltungssteuerung u. Service           850.000,00 In den Produkten, der Produktgruppe 11 (Innere Verwaltung) sind Ergebnis-

verbesserungen, im genannten Volumen umzusetzten. Dieses können sowohl

die Verringerung von Aufwendungen, als auch die Erhöhung von Erträgen zum

Inhalt haben. Interne Leistungsverrechnungen bleiben dabei außen vor. Die

Produkte und Leistungen der Inneren Verwaltung sind kritisch daraufhin zu

prüfen, ob sie angesichts der Konsolidierungsnotwendigkeit weiter im

bisherigen Umfang erbracht werden können. Auch eine Veränderung der

Haushaltsanmeldungen im Zuge der Erstellung des Entwurfs werden zu

Kosteneinsparungen führen, z.B. durch Budgetgespräche mit den

Produktverantwortlichen im Zuge der Haushaltsplanung.

 2025 0-11, 0-12,

0-13, 0-14,

3-10, 3-11,

3-20, 3-22,

2-10

                         -             250.000,00           650.000,00             850.000,00 

4 1110030 Gebäudemangement Die Kosten für die Bewirtschaftung und Unterhaltung der städtischen Gebäude

sollen dauerhaft reduziert werden. Das kann nur dauerhaft geschehen, wenn

die Zahl der genutzten Gebäude (Gebäudeflächen) verringert werden kann.

Ohne städtische Leistungen zu reduzieren kann das nur gelingen, wenn Räume

mehrfach genutzt werden. (z.B. Schule / SKB / VHS) Die zu verwirklichenden

Einsparpotenziale werden beim jeweiligen Produkt (Nutzer) benannt.

Containeranmietungen sind zügig aufzugeben.

In diesem Zuge kann auch eine Zusammenlegung der Betriebshöfe der

Stadtwerke, der Stadtentwässerung und des Bauhofs geprüft werden.

Die freiwerdenden Gebäude sollten veräußert werden um, zum einen die

nötigen Investitionskosten für die Mehrfachnutzung von Räumen zu

finanzieren und den Kreditbedarf für Investitionen im Allgemeinen senken.

Hinweis: Alle Kosten für ein Gebäude werden im Produkt

Gebäudemanagement verbucht. Zu diesen Kosten zählen Heizung, Wasser,

Strom, Versicherung, Gebäudeunterhaltung und -wartung, Reparaturen,

Abschreibungen und vieles mehr. Der jeweilige Nutzer, z.B. das

Stadtteilzentrum wird über die interne Leistungsverechnung (ILV) über das

Konto 5811310 (Inanspruchnahme Gebäudemanagement) belastet. Im Ergebnis

bedeutet das, dass dem Stadtteilzentrum 2025 345.000€ für die Nutzung des

Gebäudes berechnet werden und das Gebäudemanagement in gleiche Höhe

Erträge verbucht.

 2025 2-10, sowie

alle Nutzer

von 

Gebäuden

Für dadurch frei werdende Gebäude wird unter wohn- und sozialpolitischen

Gesichtpunkte eine wirtschaftlich vertretbare Nachnutzung angestrebt.

Ergebnis Plan Haushaltswirksamkeit
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Haushaltssicherung 2028

Lfd-Nr.

Produkt-Nr. Produkt Ergebnis Ist Einsparung Maßnahme Umsetzungs-

konzept bis

Zuständig

2023 2024 2025 2025 2026 2027 2028

Ergebnis Plan Haushaltswirksamkeit

5 1220010 Ordnungsangelegenheiten           180.000,00 Überarbeitung des Parkraumkonzepts mit u.a. Ausweitung der

gebührenpflichtigen Parkräume und Abschaffung der Brötchentaste. Die

Umsetzung erfordert zusätzliche Investitionen für z.B. Parkscheinautomaten,

daher können 2025 nur Maßnahmen ohne Investitionen umgesetzt werden. In

2026 können Investitionen vorgenommen werden, die für dieses Jahr zu

anteiligen Mehrerträgen führen werden.

 2025  1-30               20.000,00             80.000,00           180.000,00             180.000,00 

6 2210010 Förderzentrum 488.088,82-       377.000,00-       660.500,00-         183.000,00          Die Gebäudekosten betragen 366.000 €. Diese sollen durch Doppel- oder

anderweitiger Nutzung um 50% reduziert werden.

 2026 1-40 -                       -                     83.000,00           183.000,00            

7 2430010 Schulsozialarbeit 1.420.510,90-    1.442.800,00-    1.611.400,00-      546.000,00          Seit 2011 sind die Kosten um 818% von 197.000 auf 1.611.400€ gestiegen.

Werden die Zahlen des Landes zugrunde gelegt (LRH Bericht 2022) käme man

für Wedel auf Kosten i.H.v. 466.000€. In Wedel kommen auf 282

Schüler/innen eine VZA Sozialpädagoge (SuS/1VZA). Die ASS hat einen

deutlich niedrigeren Schnitt (161 SuS/1VZA), lässt man die ASS außen vor,

ergibt sich bei den übrigen Schulen ein Durchschnitt von 312 SuS/1VZA. Im

Land liegt die Spanne zwischen 337 und 573. Im Kreis Pinneberg liegt der

Durchschnitt bei 427 SuS/1VZA. Bei einer Absenkung des Zuschussbedarfs auf

rd. 66% (1.065.400€) würde Wedel noch immer mehr als doppelt soviel wie der

Landesdurchschnitt aufwenden. Die Kostenreduzierung soll ohne

betriebsbedingte Kündigungen erfolgen.

 2026 1-60 -                       -                     200.000,00          546.000,00            

2430010 Schulsozialarbeit Wegfall Kreiszuschuss (aufgenommen um die Summen anzugleichen) 41.900,00-              42.600,00-           43.300,00-           44.000,00-              

8 2630010 Musikschule 755.645,02-       830.500,00-       980.000,00-         122.000,00          Gebäudekosten: -32.000 (bish. 105.000); Ergebnisverbesserung 90.000 

(2023: 13,21€/E; neu:10,23€/E): 

Das Gebäude, welches die Musikschule und die VHS gemeinsam nutzen ist

stark sanierungsbedürftig. Ziel sollte sein die Geschäftsstelle der Musikschule

in ein anderes städtisches Gebäude zu verlegen und den Unterricht

weitestgehend in Räumen der Schulen außerhalb der Unterrichtszeiten zu

verlagern, um hohe Sanierungsaufwendungen in absehbarer Zeit zu

vermeiden. 

Kurze Recherche im Kreis hate ergeben, dass

Elmshorn jährlich 79.800 € Tranferaufwendungen (1,52€/E);

Pinneberg 226.700 € Transferaufwendungen (5,12€/E) und

Quickborn 41.100 € (1,79€/E) für ihre Musikschulen aufwenden.

Insofern erscheint eine Ergebnisverbesserung um insgesamt 150.000 €

realistisch, z.B mit Mehrerträgen aus Schulkooperationen.

 2025 1-40,

Musikschule

60.000,00           90.000,00           122.000,00            

9 2710010 Volkshochschule 719.995,37-       905.100,00-       891.300,00-         134.700,00          Gebäudekosten: -134.700 (bish. 244.700) - Das zum Gebäude ausgeführte gilt 

auch für die VHS.

2023: 9,69€/E; neu: 5,76€/E;

Elmshorn: 447.100€, 8,53€/E;

Pinneberg: 371.600€ TA, 8,39€/E;

Quickborn: 203.400€ TA, 8,85€/E.

 2025 1-43 -                       -                     -                     134.700,00            

10 2720010 Stadtbücherei 1.161.394,96-    1.143.100,00-    1.806.200,00-      75.000,00           Ergebnisverbesserung, z.B. Verzicht auf Schulbibliotheken, 

Gebührenanpassung und -erhöhung.

2023: 21,81€/E, neu: 19,62€/E);

Hinweis: Gebäudekosten 2023 306.000€.

Elmshorn:940.400€, 17,95€/E;

Pinneberg: 637.100€ TA, 14,39€/E;

Quickborn: 546.400€ TA, 23,78€/E.

 2025 1-40,

 Stabü

-                       25.000,00           50.000,00           75.000,00              

11 3154010 Hilfe für Wohnungslose 1.098.000,15-    1.530.400,00-    2.006.000,00-      80.000,00           Abschaffung des Nachlasses für Selbstzahler in städtischen Unterkünften 

(BV/2023/004-1).

 2025 1-50 40.000,00              80.000,00           80.000,00           80.000,00              
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Haushaltssicherung 2028

Lfd-Nr.

Produkt-Nr. Produkt Ergebnis Ist Einsparung Maßnahme Umsetzungs-

konzept bis

Zuständig

2023 2024 2025 2025 2026 2027 2028

Ergebnis Plan Haushaltswirksamkeit

12 3156010 Stadtteilzentrum 375.688,96-       372.400,00-       638.000,00-         40.000,00           Gebäudekosten: 93.500€ - Das Gebäude ist aus den 50er Jahren. In den

kommenden Jahren ist ein sehr hoher Sanierungsaufwand zu erwarten um des

Gebäude aktuellen Stadtdards anzupassen und nutzbar zu halten.

Das Stadtteilzentrum soll erhalten werden, zu prüfen ist jedoch, ob das

Angebot auch an anderer Stelle in anderen Räumen erbracht werden kann.

 2025 1-50 -                       20.000,00           40.000,00           40.000,00              

13 3310010 Zuschussangelegenheiten 428.918,57-       519.000,00-       487.200,00-         30.000,00           Neuverhandlung der Verträge für die Seniorentagesstätten DRK und AWO  2025 1-50 -                       30.000,00           30.000,00           30.000,00              

14 3510010 Wohngeld 494.542,61-       749.900,00-       896.100,00-         -                     Landesaufgabe, Erstattung vom Land! 1-50 -                       

15 3620010 Jugendarbeit 134.965,84-       290.500,00-       278.400,00-         70.000,00           Neuregelung der Ferienfreizeiten, u.a. höhere Elternbeiträge.  2025 1-60 -                       70.000,00           70.000,00           70.000,00              

16 3650010 Tageseinrichtungen für Kinder 8.777.779,93-    9.358.400,00-    10.728.800,00-    400.000,00          Nach Einstellung der Förderung durch den Kreis werden die inklusiven KITA's

in solche mit Inklusionsangebot zurückgeführt. D.h., für Kinder mit

Inklusionsbedarf sind individuelle Förderung zu beantragen. 

Alle vier inklusiven Kindertagesstätten im Kreis Pinneberg befinden sich in

Wedel.

 2025 1-40 -                       400.000,00          400.000,00          400.000,00            

17 3650010 Tageseinrichtungen für Kinder 1.600.000,00       Beendigung aller Add-On in den Wedeler Kitas, Landesstandard wird

gewährleistet. Neuverhandlung der Verträge bis zum 31.07.2027, die

Berechnungsgrundlagen dazu hat das Land zum 31.08.2025 angekündigt.

 2025 1-40 -                       -                     800.000,00          1.600.000,00         

18 3650020 Schulkinderbetreuung 3.040.483,60-    3.300.200,00-    3.992.800,00-      550.000,00          Gebäudekosten: -400.000 (bish. 440.700); Ergebnisverbesserung 150.000. Ab

dem Schuljahr 2025/2026 werden zusätzliche SKB-Gruppen ausschließlich an

den Schulen betreut. Dabei sind die Klassenräume doppelt zu nutzen. Bis 2028

sind die Außenstellen aufzulösen und an die Schulen zurückzuführen.

 2026 1-60 -                       100.000,00          150.000,00          550.000,00            

19 3650020 Schulkinderbetreuung Ab dem Schuljahr 2026/2027 haben aufwachsend die Schüler/innen der 1.

Klasse einen Rechtsanspruch auf Ganztag/Schulkinderbetreuung. Das Land will

im Jan. 2025 das pädagogische Konzept vorlegen, sodass die konzeptionelle

Arbeit mit den Beteiligten im 1. Quartal 2025 beginnen kann. 

Im Mai 2025 sollen die Finanzierungsrichtlinien des Landes vorliegen.

Eckpunkte bisher sind: Das Land trägt 75% der Kosten und die Kommunen 25%.

Des Weiteren beabsichtigt das Land, die Elternbeiträge und die Sozialstaffel

angelehnt an die KITA-Regelung zu übernehmen.

Voraussichtlich führt das zu einer Entlastung der Stadt, die Höhe kann zurzeit

aber nicht seriös geschhätzt werden.

 2025 1-60

20 3660010 Kinder- und Jugendzentrum 760.565,05-       747.900,00-       867.800,00-         80.000,00           Konzeptveränderung "Streetworker"  2025 1-60 -                       80.000,00           80.000,00           80.000,00              

21 3660020 Die Villa 331.574,29-       377.100,00-       415.300,00-         70.000,00           Gebäudekosten: 101.000€. - Das Gebäude wird mit hoher Wahrscheinlichkeit

in Zukunft hohe Sanierungskosten verursachen, u.a. wegen der

Grundwasserproblematik.

Zu prüfen ist, wo das Beratungsangebot der Villa anderweitig in städtischen

Räumen stattfinden kann. Die Villa ist von der Nutzung freizustellen.

 2025 1-50, 

Die Villa

-                       25.000,00           50.000,00           70.000,00              

22 3660050 Spielplätze 402.295,15-       455.900,00-       532.300,00-         36.000,00           Vorgegebenes Budget, FD macht Vorschläge um es zu erreichen.  2025 2-60 18.000,00              36.000,00           36.000,00           36.000,00              

23 4240010 Sportstätten 803.827,55-       733.600,00-       943.700,00-         103.000,00          Entgelte für Hallennutzung. Ziel ist nicht vorrangig die Einnahmeerzielung,

vielmehr sollen die vorhandenen Hallen besser genutzt werden. Mindestens

sollten jedoch die, durch die Nutzung zusätzlich anfallenden Kosten

refinanziert werden.

 2026 1-40, 2-10 -                       -                     103.000,00          103.000,00            

24 4240020 Kombibad Wedel 1.156.929,22-    2.310.400,00-    2.411.200,00-      700.000,00          Ziel für Neuausrichtung Kombibad  2025 Kombibad 700.000,00            
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Haushaltssicherung 2028

Lfd-Nr.

Produkt-Nr. Produkt Ergebnis Ist Einsparung Maßnahme Umsetzungs-

konzept bis

Zuständig

2023 2024 2025 2025 2026 2027 2028

Ergebnis Plan Haushaltswirksamkeit

25 5xxxxx Gestaltung der Umwelt 400.000,00          In den Produkten, des Produktbereichs 5 (Gestaltung der Umwelt) sind

Ergebnis-verbesserungen, im genannten Volumen umzusetzten. Dieses können

sowohl die Verringerung von Aufwendungen, als auch die Erhöhung von

Erträgen zum Inhalt haben. Innterne Leistungsverrechnungen bleiben dabei

außen vor.

 2025 2-13, 2-60,

2-61, 2-63

-                       100.000,00          250.000,00          400.000,00            

26 5730070 Stadtsparkasse Wedel 200.000,00          Gewinnausschüttung gem § 27 Sparkassengesetz SH (SpkG). Durchschnittlich

mögliche Gewinnausschüttung der vergangen 5 Jahre (2019 - 2023)

3-20 200.000,00            200.000,00          200.000,00          200.000,00            

27 5350010 Stadtwerke Wedel GmbH Gewinnausschüttung mindestens: 3,0% des Eigenkapitals. Im Zuge der

Energiepreiskrise 2022 hat die Stadt Wedel das Eigenkapital der Stadtwerke

um 3.000.000€ verstärkt. Für die Jahre 2021,2022 und 2023 hat die Stadt

zusätzlich auf eine Gewinnausschüttung verzichten müssen. Die angesetzte

Ausschüttung erfüllt ungefähr die Empfehlung der Kommunalaufsicht.

(Beträge sind bereits in der mittelfristigen Finanzplanung aufgenommen.)

3-20  1.310.500,00

Betrag bereits im 

Haushalt 

veranschlagt 

 385.300,00

Betrag bereits im 

Haushalt 

veranschlagt 

 24.000,00

Betrag bereits im 

Haushalt 

veranschlagt 

 796.000,00

Betrag bereits im 

Haushalt 

veranschlagt 

28 xxxxxxx Sponsoring Sponsoren für Leuchtturmprojekte gewinnen, z.B. Sporthalle für den SC-Rist

oder Kombibad. Auch für städtische Veranstaltungen könnten

Finanzierungsbeiträge von Dritten eingeworben werden. Denkar ist auch ein

Sponsering für die Bildungs- und Kultureinrichtungen der Stadt. (Mögliche

Erträge können nicht seriös geschätzt werden.)

0-13

29 xxxxxxx ÖPP Für neu Investitionsprojekte ist die Umsetzung als ÖPP alternativ zur

Eigeninvestition zu prüfen.

30 6110010 Erhöhung Grundsteuer 8.263.850,43    8.539.400,00    8.624.700,00      1.130.000,00       Erhöhung Hebesatz B von 519 auf 590 (Abstand zum Nivellierungssatz). Durch

die Grundsteuerreform, die am 01.01.2025 in Kraft tritt, werden sich die

Grundsteuerhebsätze in Schleswig-Holstein deutlich verändern. Die Spanne

reicht dann von 62 bis über 1.000 v.H. Als Folge davon wird sich auch der

Nivellierungssatz verändern. Zurzeit beträgt der Nivellierungssatz 373 v.H.,

d.h. in dieser Höhe fließt die Grundsteuer B in die Berechnungen zum

kommunalen Finanzausgleich ein. Erste Berechnungen lassen nach

Inkrafttreten der Grundsteuerreform einen neuen Nivellierungssatz von rd.

418 - 423 erwarten. Das bedeutet, die Zuweisungen aus den kommunalen

Finanzausgleich werden sich verringern. Zurzeit liegt der Hebesatz der Stadt

Wedel 167 Prozentpunkte über dem Nivellierungssatz. Um den Abstand zum

Nivellierungssatz wieder herzustellen, ist der Hebesatz 2026 auf 590

anzuheben.

 2025 3-20, 3-22 -                       1.130.000,00       1.130.000,00       1.130.000,00         

SUMME 9.579.700,00      Alternativ Erhöhung Grundteuer auf 1080. 

 Ergebnisverbesserung nach Umsetzung 

 Haushaltskonsolidierungsmaßnahmen 

2.296.100,00       4.703.400,00     6.688.700,00     9.595.700,00       

 Ergebnisse lt. Haushaltsentwurf 17.444.900,00-     7.534.900,00-     7.966.200,00-     9.186.800,00-       

Ergebnisse vor Haushaltskonsolidierung 16.287.500,00-     4.471.600,00-     5.488.500,00-     6.044.100,00-       

Ergebnisse nach Haushaltskonsolidierung 13.991.400,00-     231.800,00        1.200.200,00     3.551.600,00       

Gesamtkonsolidierungsbetrag 2025 - 2028 23.283.900,00     

Gesamtfehlbetrag 2025 - 2028 42.132.800,00-     

Gesamtfehlbetrag nach Steuerschätzung 2025 - 2028 32.291.700,00-     

Gesamtfehlbetrag nach Haushaltskonsolidierung 2025 - 2028 9.007.800,00-       
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Stadt Wedel 2025

06.01.2025 09:28:01
Nutzer: 01491 Scholz

n:/hkr/hkr/work/f-hgplan.rtf Stufe: 5 Anpassungen an Beteiligungen 1

Ergebnisplan

Ertrags- und Aufwandsarten
Ergebnis

2023
in EUR

Ansatz
2024 

in EUR

Ansatz
2025 

in EUR

Planung
2026 

in EUR

Planung
2027 

in EUR

Planung
2028 

in EUR
11 22 3 4 5 6 7 8 9

40 1 Steuern und ähnliche Abgaben 56.362.223,07 58.715.100 58.018.800 60.214.400 62.425.600 64.308.400
41 2 + Zuwendungen und allgemeine Umlagen 20.933.331,76 28.272.300 23.755.800 31.581.300 30.231.800 28.798.100
42 3 + sonstige Transfererträge 0,00 0 0 0 0 0
43 4 + öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte 5.827.785,94 6.543.000 7.119.800 7.227.200 7.289.500 7.283.400
441-
442, 
446

5 + privatrechtliche Leistungsentgelte 
2.032.941,85 3.169.700 3.075.500 1.595.700 1.621.700 1.657.600

448 6 + Kostenerstattungen und Kostenumlagen 3.369.959,01 3.525.900 3.660.300 3.631.000 3.684.600 3.742.100
45 7 + sonstige Erträge 8.545.116,35 6.722.400 5.651.100 5.468.300 5.492.800 5.010.300
471 8 + aktivierte Eigenleistungen 0,00 0 0 0 0 0
472 9 +/– Bestandsveränderungen 0,00 0 0 0 0 0

10 = Erträge (= Zeilen 1 bis 9) 97.071.357,98 106.948.400 101.281.300 109.717.900 110.746.000 110.799.900
50 11 Personalaufwendungen 25.162.841,12 27.010.100 28.897.600 29.624.000 29.623.500 29.782.300
51 12 + Versorgungsaufwendungen 0,00 306.700 557.400 562.800 574.200 585.700
52 13 + Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 15.680.901,54 18.292.800 22.604.400 17.861.300 18.200.600 18.052.600
57 14 + bilanzielle Abschreibungen 8.556.827,77 6.449.000 6.985.600 6.792.500 6.525.800 6.352.900
53 15 + Transferaufwendungen 41.628.661,31 40.151.900 43.215.000 43.690.500 45.410.500 45.871.800
54 16 + sonstige Aufwendungen 14.189.317,44 11.213.100 12.969.600 12.439.200 12.535.000 12.787.200

17 = Aufwendungen (= Zeilen 11 bis 16) 105.218.549,18 103.423.600 115.229.600 110.970.300 112.869.600 113.432.500
18 = Ergebnis der laufenden Verwaltungstätigkeit                    

(= Zeilen 10 / 17) -8.147.191,20 3.524.800 -13.948.300 -1.252.400 -2.123.600 -2.632.600
46 19 + Finanzerträge 99.325,87 719.200 2.097.200 1.510.500 1.507.500 1.505.600
55 20 – Zinsen und sonstige Finanzaufwendungen 2.513.513,87 3.774.400 4.436.400 4.729.700 4.872.400 4.917.100

21 = Finanzergebnis (= Zeilen 19 und 20) -2.414.188,00 -3.055.200 -2.339.200 -3.219.200 -3.364.900 -3.411.500
22 = Jahresergebnis  (= Zeilen 18 und 21) -10.561.379,20 469.600 -16.287.500 -4.471.600 -5.488.500 -6.044.100

491 23 Inanspruchnahme der Ausgleichsrücklage nach § 26 
Absatz 1 Satz 2 zum Haushaltsausgleich 0,00 0 0 0 0 0

24 = Jahresergebnis unter Inanspruchnahme der 
Ausgleichsrücklage (= Zeilen 22 und 23) -10.561.379,20 469.600 -16.287.500 -4.471.600 -5.488.500 -6.044.100

1 Die Ziffern geben an, in welchen Kontengruppen und Kontenarten veranschlagt wird.
2 laufende Nummerierung der Zeile
3 Jahresüberschuss / Jahresfehlbetrag
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Stadt Wedel 2025

2 Stufe: 5 Anpassungen an Beteiligungen n:/hkr/hkr/work/f-hgplan.rtf 06.01.2025 09:28:01
Nutzer: 01491 Scholz

Finanzplan1

Einzahlungs- und Auszahlungsarten
Ergebnis

2023
in EUR

Ansatz
2024 

in EUR

Ansatz
2025 

in EUR

Planung
2026 

in EUR

Planung
2027 

in EUR

Planung
2028 

in EUR

Planung
2029

in TEUR2

13 24 3 4 5 6 7 8 9 10
60 1 Steuern und ähnliche Abgaben 60.067.658,91 58.715.100 58.018.800 60.214.400 62.425.600 64.308.400
61 2 + Zuwendungen und allgemeine Umlagen 19.196.210,61 26.862.900 22.315.000 30.147.800 28.917.200 27.523.800
62 3 + sonstige Transfereinzahlungen 5.648,94 0 0 0 0 0
63 4 + öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte 5.239.726,16 6.224.800 6.801.600 6.916.100 6.989.400 6.991.400
641-642, 
646

5 + privatrechtliche Leistungsentgelte 1.164.722,29 1.168.400 1.480.200 1.221.800 1.250.600 1.280.800
648 6 + Kostenerstattungen und Kostenumlagen 4.521.154,47 3.525.900 3.660.300 3.631.000 3.684.600 3.742.100
65 7 + sonstige Einzahlungen 2.570.593,69 2.058.400 1.998.800 2.019.900 2.046.700 2.073.700
66 8 + Zinsen und sonstige Finanzeinzahlungen 784.244,85 920.200 2.477.800 1.891.000 1.888.200 1.886.200

9 = Einzahlungen aus laufender 
Verwaltungstätigkeit (= Zeilen 1 bis 8) 93.549.959,92 99.475.700 96.752.500 106.042.000 107.202.300 107.806.400

70 10 Personalauszahlungen 24.114.818,48 26.072.300 27.859.600 28.294.700 28.681.700 29.082.900
71 11 + Versorgungsauszahlungen 0,00 306.700 557.400 562.800 574.200 585.700
72 12 + Auszahlungen für Sach- und Dienstleistungen 15.695.856,20 18.292.800 22.598.200 17.861.300 18.200.600 18.052.600
75 13 + Zinsen und sonstige Finanzauszahlungen 2.308.005,76 3.284.000 4.459.900 4.680.000 4.877.000 4.928.200
73 14 + Transferauszahlungen 41.344.861,08 40.151.900 43.215.000 43.690.500 45.410.500 45.871.800
74 15 + sonstige Auszahlungen 10.961.932,24 10.855.800 12.612.300 12.079.200 12.175.000 12.427.200

16 = Auszahlungen aus laufender 
Verwaltungstätigkeit (=Zeilen 10 bis 15) 94.425.473,76 98.963.500 111.302.400 107.168.500 109.919.000 110.948.400

17 = Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit                    
(= Zeilen 9 / 16) -875.513,84 512.200 -14.549.900 -1.126.500 -2.716.700 -3.142.000

681 18 Einzahlungen aus Zuweisungen und 
Zuschüssen für Investitionen und  
Investitionsförderungsmaßnahmen 1.767.013,68 0 87.000 168.000 60.000 160.000

682 19 + Einzahlungen aus der Veräußerung von 
Grundstücken und Gebäuden 51.817,00 1.915.000 4.668.900 4.668.900 4.668.900 4.168.900

683 20 + Einzahlungen aus der Veräußerung von 
beweglichem Anlagevermögen und 
immateriellen Vermögensgegenständen des 
Anlagevermögens 31.500,00 0 0 0 0 0

684 21 + Einzahlungen aus der Veräußerung von 
Finanzanlagen 0,00 0 0 0 0 0

685 22 + Einzahlungen aus der Abwicklung von 
Baumaßnahmen 0,00 0 0 0 0 0

686 23 + Einzahlungen aus Rückflüssen (für 
Investitionen und 
Investitionsförderungsmaßnahmen Dritter) 36.498,31 43.200 43.800 38.300 36.100 37.100

688 24 + Einzahlungen aus Beiträgen u.ä. Entgelten 0,00 0 0 0 0 432.000
689 25 + sonstige Investitionseinzahlungen 0,00 0 0 0 0 0

26 = Einzahlungen aus Investitionstätigkeit                        
(= Zeilen 18 bis 25) 1.886.828,99 1.958.200 4.799.700 4.875.200 4.765.000 4.798.000

781 27 Auszahlungen von Zuweisungen und 
Zuschüssen für Investitionen und 
Investitionsförderungsmaßnahmen 2.846.695,34 3.669.100 1.294.300 382.000 317.000 317.000 317

782 28 + Auszahlungen für den Erwerb von 
Grundstücken und Gebäuden 1.475.775,29 2.000.000 400.000 200.000 200.000 200.000 200

783 29 + Auszahlungen für den Erwerb von 
beweglichem Anlagevermögen und 
immateriellen Vermögensgegenständen des 
Anlagevermögens 2.284.713,07 3.294.800 2.917.100 3.722.600 2.052.900 1.773.400 1.103

784 30 + Auszahlungen für den Erwerb von 
Finanzanlagen 0,00 0 90.000 0 0 0 0

785 31 + Auszahlungen für Baumaßnahmen 11.934.960,78 13.506.600 9.163.000 10.813.100 15.961.900 13.255.400 12.465
786 32 + Auszahlungen für die Gewährung von 

Ausleihungen (für Investitionen und 
Investitionsförderungsmaßnahmen Dritter) 0,00 0 0 0 0 0 0

787 33 + sonstige Investitionsauszahlungen 0,00 0 0 0 0 0 0
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Nutzer: 01491 Scholz

n:/hkr/hkr/work/f-hgplan.rtf Stufe: 5 Anpassungen an Beteiligungen 3

Einzahlungs- und Auszahlungsarten
Ergebnis

2023
in EUR

Ansatz
2024 

in EUR

Ansatz
2025 

in EUR

Planung
2026 

in EUR

Planung
2027 

in EUR

Planung
2028 

in EUR

Planung
2029

in TEUR2

13 24 3 4 5 6 7 8 9 10
34 = Auszahlungen aus Investitionstätigkeit                              

(= Zeilen 27 bis 33) 18.542.144,48 22.470.500 13.864.400 15.117.700 18.531.800 15.545.800 14.085
35 = Saldo aus Investitionstätigkeit                                                        

(= Zeilen 26 / 34) -16.655.315,49 -20.512.300 -9.064.700 -10.242.500 -13.766.800 -10.747.800
679 35a Einzahlungen aus fremden Finanzmitteln 5.854.127,06
779 35b Auszahlungen aus fremden Finanzmitteln 5.665.907,27

35c Saldo aus fremden Finanzmitteln 188.219,79
36 = Finanzmittelüberschuss/-fehlbetrag                                                         

(= Zeilen 17, 35 und 35c) -17.342.609,54 -20.000.100 -23.614.600 -11.369.000 -16.483.500 -13.889.800
692 37 + Aufnahme von Krediten für Investitionen und 

Investitionsförderungsmaßnahmen 13.000.000,00 20.512.300 9.064.700 10.242.500 15.239.800 10.747.800
695 38 + Einzahlungen aus Rückflüssen von Darlehen 

aus der Anlage liquider Mittel 0,00 0 0 0 0 0
693 39 + Aufnahme von Kassenkrediten (ohne 

Kontokorrent) 77.000.000,00
792 40 – Tilgung von Krediten für Investitionen und 

Investitionsförderungsmaßnahmen 4.443.869,55 4.916.100 5.359.500 5.812.800 5.997.100 6.173.700
795 41 – Auszahlungen aus der Gewährung von 

Darlehen zur Anlage liquider Mittel 0,00 0 0 0 0 0
793 42 – Tilgung von Kassenkrediten (ohne 

Kontokorrent) 67.000.000,00 0 0 0 0 0
43 = Saldo aus Finanzierungstätigkeit 18.556.130,45 15.596.200 3.705.200 4.429.700 9.242.700 4.574.100
44 = Finanzmittelsaldo (=Zeilen 36 + 43) 1.213.520,91 -4.403.900 -19.909.400 -6.939.300 -7.240.800 -9.315.700
45 + Finanzmittelbestand am Anfang des 

Haushaltsjahres 3.938.055,33 5.151.600 747.700 -20.410.500 -30.505.800 -41.791.400
46 – Anfangsbestand Kassenkredite aus 

Kontokorrent 0,00
332 47 + Endbestand Kassenkredite aus Kontokorrent 0,00

48 = Finanzmittelbestand zum Ende des 
Haushaltsjahres (=Zeilen 44 bis 47) 5.151.576,24 747.700 -19.161.700 -27.349.800 -37.746.600 -51.107.100

1 Bei Ämtern sind zusätzlich die Zeilen 35d (Kto. 673 Einzahlungen für amtsangehörige Gemeinde), 35f (Kto. 773 Auszahlungen für amtsangehörige Gemeinde) und 35e (Saldo
   aus Ein- und Auszahlungen für amtsangehörige Gemeinden) auszuweisen. Hier sind jedoch lediglich die Ergebnisse des Vorvorjahres (Spalte 4) anzugeben; Eine Planung 
   erfolgt nicht. Der vorgenannte Saldo ist bei der Berechnung des Finanzmittelüberschuss / -fehlbetrags in der Spalte 36 zu berücksichtigen. 
2 Angaben nur in Zeilen 27 bis 34; kein Pflichtbestandteil des Finanzplans. Beträge in Spalte 10 können in TEUR angegeben werden, Rundungsdifferenzen sind zulässig.
3 Die Ziffern geben an, in welchen Kontengruppen und Kontenarten veranschlagt wird.
4 laufende Nummerierung der Zeile

TOP 5

B240182
Hervorheben

B240182
Hervorheben



Stadt Wedel 2025

06.01.2025 10:33:49
Nutzer: 01491 Scholz

n:/hkr/hkr/work/f-hgplan.rtf Stufe: 8 Anpassung der ILV nach 
Haushaltssicherung

1

Ergebnisplan

Ertrags- und Aufwandsarten
Ergebnis

2023
in EUR

Ansatz
2024 

in EUR

Ansatz
2025 

in EUR

Planung
2026 

in EUR

Planung
2027 

in EUR

Planung
2028 

in EUR
11 22 3 4 5 6 7 8 9

40 1 Steuern und ähnliche Abgaben 56.362.223,07 58.715.100 58.078.800 61.404.400 63.615.600 65.498.400
41 2 + Zuwendungen und allgemeine Umlagen 20.933.331,76 28.272.300 23.713.900 31.538.700 30.188.500 28.754.100
42 3 + sonstige Transfererträge 0,00 0 0 0 0 0
43 4 + öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte 5.827.785,94 6.543.000 7.179.800 7.517.200 7.832.500 7.826.400
441-
442, 
446

5 + privatrechtliche Leistungsentgelte 
2.032.941,85 3.169.700 3.075.500 1.645.700 1.671.700 1.707.600

448 6 + Kostenerstattungen und Kostenumlagen 3.369.959,01 3.525.900 3.660.300 3.631.000 3.684.600 3.742.100
45 7 + sonstige Erträge 8.545.116,35 6.722.400 5.651.100 5.468.300 5.492.800 5.010.300
471 8 + aktivierte Eigenleistungen 0,00 0 0 0 0 0
472 9 +/– Bestandsveränderungen 0,00 0 0 0 0 0

10 = Erträge (= Zeilen 1 bis 9) 97.071.357,98 106.948.400 101.359.400 111.205.300 112.485.700 112.538.900
50 11 Personalaufwendungen 25.162.841,12 27.010.100 28.897.600 29.389.000 29.058.500 28.739.400
51 12 + Versorgungsaufwendungen 0,00 306.700 557.400 562.800 574.200 585.700
52 13 + Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 15.680.901,54 18.292.800 20.971.100 16.059.500 15.880.600 14.867.900
57 14 + bilanzielle Abschreibungen 8.556.827,77 6.449.000 6.985.600 6.792.500 6.525.800 6.352.900
53 15 + Transferaufwendungen 41.628.661,31 40.151.900 43.215.000 43.260.500 44.180.500 43.141.800
54 16 + sonstige Aufwendungen 14.189.317,44 11.213.100 12.084.900 11.390.000 11.401.000 11.588.100

17 = Aufwendungen (= Zeilen 11 bis 16) 105.218.549,18 103.423.600 112.711.600 107.454.300 107.620.600 105.275.800
18 = Ergebnis der laufenden Verwaltungstätigkeit                    

(= Zeilen 10 / 17) -8.147.191,20 3.524.800 -11.352.200 3.751.000 4.865.100 7.263.100
46 19 + Finanzerträge 99.325,87 719.200 2.297.200 1.710.500 1.707.500 1.705.600
55 20 – Zinsen und sonstige Finanzaufwendungen 2.513.513,87 3.774.400 4.936.400 5.229.700 5.372.400 5.417.100

21 = Finanzergebnis (= Zeilen 19 und 20) -2.414.188,00 -3.055.200 -2.639.200 -3.519.200 -3.664.900 -3.711.500
22 = Jahresergebnis  (= Zeilen 18 und 21) -10.561.379,20 469.600 -13.991.400 231.800 1.200.200 3.551.600

491 23 Inanspruchnahme der Ausgleichsrücklage nach § 26 
Absatz 1 Satz 2 zum Haushaltsausgleich 0,00 0 0 0 0 0

24 = Jahresergebnis unter Inanspruchnahme der 
Ausgleichsrücklage (= Zeilen 22 und 23) -10.561.379,20 469.600 -13.991.400 231.800 1.200.200 3.551.600

1 Die Ziffern geben an, in welchen Kontengruppen und Kontenarten veranschlagt wird.
2 laufende Nummerierung der Zeile
3 Jahresüberschuss / Jahresfehlbetrag

TOP 5
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Stadt Wedel 2025

2 Stufe: 8 Anpassung der ILV nach 
Haushaltssicherung

n:/hkr/hkr/work/f-hgplan.rtf 06.01.2025 10:33:49
Nutzer: 01491 Scholz

Finanzplan1

Einzahlungs- und Auszahlungsarten
Ergebnis

2023
in EUR

Ansatz
2024 

in EUR

Ansatz
2025 

in EUR

Planung
2026 

in EUR

Planung
2027 

in EUR

Planung
2028 

in EUR

Planung
2029

in TEUR2

13 24 3 4 5 6 7 8 9 10
60 1 Steuern und ähnliche Abgaben 60.067.658,91 58.715.100 58.078.800 61.404.400 63.615.600 65.498.400
61 2 + Zuwendungen und allgemeine Umlagen 19.196.210,61 26.862.900 22.273.100 30.105.200 28.873.900 27.479.800
62 3 + sonstige Transfereinzahlungen 5.648,94 0 0 0 0 0
63 4 + öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte 5.239.726,16 6.224.800 6.861.600 7.206.100 7.532.400 7.534.400
641-642, 
646

5 + privatrechtliche Leistungsentgelte 1.164.722,29 1.168.400 1.480.200 1.271.800 1.300.600 1.330.800
648 6 + Kostenerstattungen und Kostenumlagen 4.521.154,47 3.525.900 3.660.300 3.631.000 3.684.600 3.742.100
65 7 + sonstige Einzahlungen 2.570.593,69 2.058.400 1.998.800 2.019.900 2.046.700 2.073.700
66 8 + Zinsen und sonstige Finanzeinzahlungen 784.244,85 920.200 2.677.800 2.091.000 2.088.200 2.086.200

9 = Einzahlungen aus laufender 
Verwaltungstätigkeit (= Zeilen 1 bis 8) 93.549.959,92 99.475.700 97.030.600 107.729.400 109.142.000 109.745.400

70 10 Personalauszahlungen 24.114.818,48 26.072.300 27.859.600 28.268.300 28.054.700 27.835.300
71 11 + Versorgungsauszahlungen 0,00 306.700 557.400 562.800 574.200 585.700
72 12 + Auszahlungen für Sach- und Dienstleistungen 15.695.856,20 18.292.800 20.965.200 16.055.000 15.876.100 14.863.500
75 13 + Zinsen und sonstige Finanzauszahlungen 2.308.005,76 3.284.000 4.959.900 5.180.000 5.377.000 5.428.200
73 14 + Transferauszahlungen 41.344.861,08 40.151.900 43.215.000 43.260.500 44.180.500 43.141.800
74 15 + sonstige Auszahlungen 10.961.932,24 10.855.800 11.752.900 11.074.800 11.085.500 11.267.300

16 = Auszahlungen aus laufender 
Verwaltungstätigkeit (=Zeilen 10 bis 15) 94.425.473,76 98.963.500 109.310.000 104.401.400 105.148.000 103.121.800

17 = Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit                    
(= Zeilen 9 / 16) -875.513,84 512.200 -12.279.400 3.328.000 3.994.000 6.623.600

681 18 Einzahlungen aus Zuweisungen und 
Zuschüssen für Investitionen und  
Investitionsförderungsmaßnahmen 1.767.013,68 0 87.000 168.000 60.000 160.000

682 19 + Einzahlungen aus der Veräußerung von 
Grundstücken und Gebäuden 51.817,00 1.915.000 4.668.900 4.668.900 4.668.900 4.168.900

683 20 + Einzahlungen aus der Veräußerung von 
beweglichem Anlagevermögen und 
immateriellen Vermögensgegenständen des 
Anlagevermögens 31.500,00 0 0 0 0 0

684 21 + Einzahlungen aus der Veräußerung von 
Finanzanlagen 0,00 0 0 0 0 0

685 22 + Einzahlungen aus der Abwicklung von 
Baumaßnahmen 0,00 0 0 0 0 0

686 23 + Einzahlungen aus Rückflüssen (für 
Investitionen und 
Investitionsförderungsmaßnahmen Dritter) 36.498,31 43.200 43.800 38.300 36.100 37.100

688 24 + Einzahlungen aus Beiträgen u.ä. Entgelten 0,00 0 0 0 0 432.000
689 25 + sonstige Investitionseinzahlungen 0,00 0 0 0 0 0

26 = Einzahlungen aus Investitionstätigkeit                        
(= Zeilen 18 bis 25) 1.886.828,99 1.958.200 4.799.700 4.875.200 4.765.000 4.798.000

781 27 Auszahlungen von Zuweisungen und 
Zuschüssen für Investitionen und 
Investitionsförderungsmaßnahmen 2.846.695,34 3.669.100 1.294.300 382.000 317.000 317.000 317

782 28 + Auszahlungen für den Erwerb von 
Grundstücken und Gebäuden 1.475.775,29 2.000.000 400.000 200.000 200.000 200.000 200

783 29 + Auszahlungen für den Erwerb von 
beweglichem Anlagevermögen und 
immateriellen Vermögensgegenständen des 
Anlagevermögens 2.284.713,07 3.294.800 2.917.100 3.722.600 2.052.900 1.773.400 1.103

784 30 + Auszahlungen für den Erwerb von 
Finanzanlagen 0,00 0 90.000 0 0 0 0

785 31 + Auszahlungen für Baumaßnahmen 11.934.960,78 13.506.600 9.163.000 10.813.100 15.961.900 13.255.400 12.465
786 32 + Auszahlungen für die Gewährung von 

Ausleihungen (für Investitionen und 
Investitionsförderungsmaßnahmen Dritter) 0,00 0 0 0 0 0 0

787 33 + sonstige Investitionsauszahlungen 0,00 0 0 0 0 0 0

TOP 5
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Stadt Wedel 2025

06.01.2025 10:33:49
Nutzer: 01491 Scholz

n:/hkr/hkr/work/f-hgplan.rtf Stufe: 8 Anpassung der ILV nach 
Haushaltssicherung

3

Einzahlungs- und Auszahlungsarten
Ergebnis

2023
in EUR

Ansatz
2024 

in EUR

Ansatz
2025 

in EUR

Planung
2026 

in EUR

Planung
2027 

in EUR

Planung
2028 

in EUR

Planung
2029

in TEUR2

13 24 3 4 5 6 7 8 9 10
34 = Auszahlungen aus Investitionstätigkeit                              

(= Zeilen 27 bis 33) 18.542.144,48 22.470.500 13.864.400 15.117.700 18.531.800 15.545.800 14.085
35 = Saldo aus Investitionstätigkeit                                                        

(= Zeilen 26 / 34) -16.655.315,49 -20.512.300 -9.064.700 -10.242.500 -13.766.800 -10.747.800
679 35a Einzahlungen aus fremden Finanzmitteln 5.854.127,06
779 35b Auszahlungen aus fremden Finanzmitteln 5.665.907,27

35c Saldo aus fremden Finanzmitteln 188.219,79
36 = Finanzmittelüberschuss/-fehlbetrag                                                         

(= Zeilen 17, 35 und 35c) -17.342.609,54 -20.000.100 -21.344.100 -6.914.500 -9.772.800 -4.124.200
692 37 + Aufnahme von Krediten für Investitionen und 

Investitionsförderungsmaßnahmen 13.000.000,00 20.512.300 9.064.700 10.242.500 15.239.800 10.747.800
695 38 + Einzahlungen aus Rückflüssen von Darlehen 

aus der Anlage liquider Mittel 0,00 0 0 0 0 0
693 39 + Aufnahme von Kassenkrediten (ohne 

Kontokorrent) 77.000.000,00
792 40 – Tilgung von Krediten für Investitionen und 

Investitionsförderungsmaßnahmen 4.443.869,55 4.916.100 5.359.500 5.812.800 5.997.100 6.173.700
795 41 – Auszahlungen aus der Gewährung von 

Darlehen zur Anlage liquider Mittel 0,00 0 0 0 0 0
793 42 – Tilgung von Kassenkrediten (ohne 

Kontokorrent) 67.000.000,00 0 0 0 0 0
43 = Saldo aus Finanzierungstätigkeit 18.556.130,45 15.596.200 3.705.200 4.429.700 9.242.700 4.574.100
44 = Finanzmittelsaldo (=Zeilen 36 + 43) 1.213.520,91 -4.403.900 -17.638.900 -2.484.800 -530.100 449.900
45 + Finanzmittelbestand am Anfang des 

Haushaltsjahres 3.938.055,33 5.151.600 747.700 -20.410.500 -30.505.800 -41.791.400
46 – Anfangsbestand Kassenkredite aus 

Kontokorrent 0,00
332 47 + Endbestand Kassenkredite aus Kontokorrent 0,00

48 = Finanzmittelbestand zum Ende des 
Haushaltsjahres (=Zeilen 44 bis 47) 5.151.576,24 747.700 -16.891.200 -22.895.300 -31.035.900 -41.341.500

1 Bei Ämtern sind zusätzlich die Zeilen 35d (Kto. 673 Einzahlungen für amtsangehörige Gemeinde), 35f (Kto. 773 Auszahlungen für amtsangehörige Gemeinde) und 35e (Saldo
   aus Ein- und Auszahlungen für amtsangehörige Gemeinden) auszuweisen. Hier sind jedoch lediglich die Ergebnisse des Vorvorjahres (Spalte 4) anzugeben; Eine Planung 
   erfolgt nicht. Der vorgenannte Saldo ist bei der Berechnung des Finanzmittelüberschuss / -fehlbetrags in der Spalte 36 zu berücksichtigen. 
2 Angaben nur in Zeilen 27 bis 34; kein Pflichtbestandteil des Finanzplans. Beträge in Spalte 10 können in TEUR angegeben werden, Rundungsdifferenzen sind zulässig.
3 Die Ziffern geben an, in welchen Kontengruppen und Kontenarten veranschlagt wird.
4 laufende Nummerierung der Zeile

TOP 5

B240182
Hervorheben

B240182
Hervorheben


	Bekanntmachung
	Sitzung PLA/2025/015 Anlage  1 TOP 1.1 Beantwortung EW-Fragen aus PLA 03.12.2024
	Ö Top 3 BV/2024/075 Vorlage
	Ö Top 3 BV/2024/075 Anlage  1 2024-09-02_BP_76_II_PlanZ_Satzungsbeschluss_(NUR DIGITAL)
	Ö Top 3 BV/2024/075 Anlage  2 2024-09-02_BP_76_II_Begründung_Satzungsbeschluss_(NUR DIGITAL)
	Ö Top 3 BV/2024/075 Anlage  3 2024-11-05_Abwägung_Satzungsbeschluss_anonym_(NUR DIGITAL)
	Ö Top 4.2 BV/2024/114 Vorlage
	Ö Top 5 BV/2024/132 Vorlage
	Ö Top 5 BV/2024/132 Anlage  1 Haushaltssicherung 2028
	Ö Top 5 BV/2024/132 Anlage  2 Ergebnisplan 2025 nach Ausschussberatungen
	Ö Top 5 BV/2024/132 Anlage  3 Ergebnisplan 2025 mit Haushaltssicherung 2028

